
Beilage: Yorsctulften fOr den :zIvilen Bevölketungssc:hut:z G 7448 E 

ZI.VILER BEVölKERUNGSSCHUTZ 

Nr.5· Mai 1965 • 10. Jahrgang. Preis des Einzelheftes DM 1.50 



WER HILFE 
ERWARTET, 
MUSS SELBST 
ZUM HELFEN 
BEREIT SEIN 

Zivi!5Chutztage 
in Biele/eid 

Die Sparrenburg, das 
Wahrzeichen Biele{elds 

In der Zeit vom 11 . bis 16. Mai stand die nordrhein-westfäli­
sche Stadt Bielefeld ganz im Zeichen der von der Stadt 
veranstalteten ZivilSchutztage. Über den Verlauf dieses Er­
eignisses wird unsere Zeitschrift in ihrer nächsten Ausgabe 
ausführlich berichten. 

Der Präsident des Bundesluftschutzverbandes, Heinz Robert 
Kuh n , erließ in seiner Eigenschaft als Oberstadtdirektor 
von Bielefeld anläßlich der Zivilschutztage folgenden Aufruf: 

Liebe Mitbürger! 

Alle Anstrengungen zum Schutz der Bevölkerung sind sinn­
los, wenn nicht Verständnis und Wille, Menschenleben zu 
bewahren , zu schützen und zu retten , tief in das Bewußtsein 
unseres Volkes eindringen. Die Stad I Bielefeld hat sich zum 
Ziel gesetzt, diesen Gedanken ;hren Bürgern nahezubrin­
gen und veranstaltet daher vom 11. bis 16. Mai 1965 die 
,.Zivilschutztage Bielefeld " . 

Bundesluftschutzverband, Arbeiter-Samariter-Bund , Deut­
sches Rotes Kreuz, Johanniter-Unfall-Hilfe, Malteser-Hilfs­
dienst, Feuerwehr, Technisches Hilfswerk, örtlicher und 
überörtlicher LSHD treten in der Ausstellung "Unser Zivil­
schutz" vor die Öffentlichkeit , um ihre gemeinsame Aufgabe 
zu verdeutlichen und freiwillige Helfer zu gewinnen. Dane­
ben aber wird die Ausstellung jedem Besucher die vielfälti­
gen Gefahren, von denen er bedroht ist, die Anstrengungen 
von Staat und Gemeinden für den Zivilschutz und die Ver­
pflichtungen, die das "Selbstschutzgesetz" dem Bürger 
auferlegen wird, vor Augen führen. 

Die "Zivilschutztage Bielefeld " mit ihren zahlreichen Son­
derveranstaltungen sollen auch einen Einblick in die Arbeit 
von namenlosen Idealisten aus den verschiedenen Verbän­
den und Organisationen vermitteln , ohne deren selbstlosen 
Einsat~willen und ohne deren fachmännisches Können jeg­
licher Aufbau eines funktionierenden Zivilschutzes undenk­
bar ist. 

Mögen die "Zivilschutztage Bielefeld " mit dazu beitragen, 
Verantwortungsbewußtsein zu wecken und die Bereitschaft 
zum Dienst am Nächsten zu fördern. 
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"Wer Hilfe erwartet , muß selbst zum 
Helfen bereit sein. " 

Kuhn 

Oberstadtdirektor 
Präsident des Bundesluftschutzverbandes 
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20 JAHRE DANACH 

Die Zeit heilt nicht nur Wunden, sie ändert auch überzeugun· 
gen. In den Jahren nach 1945 gab es wohl kaum einen Deut· 
schen, der nicht jeden Gedanken an einen künftigen Zivil­
schutz weit von sich gewiesen hätte. Das war verständlich 
angesichts der grauenvollen Erlebnisse in den zurückliegenden 
Jahren; das durfte vielleicht gar nicht anders sein. Auch die 
Alliierten, die doch selbst nie aufhörten, auch den Schutz ihrer 
eigenen Zivilbevölkerung im Auge zu behalten, waren im 
Falle Deutschlands davon überzeugt, daß alle derartigen Be­
strebungen in Zukunft fortfallen müßten. Meist hielten sie 
Zivilschutzorganisationen für nebenmilitärische Einrichtungen, 
die Deutschland schon aus diesem Grunde verboten seien. 
Alles das verstand sich fast von selbst. Objektiv richtig war 
es dennoch nicht. 

Eine einmal verbreitete, festgefügte Ansicht abzuändern, ist 
bekanntlich schwieriger, als gänzlich neue Ideen populär zu 
machen. Die Geschichte des Zivilschutzes in der Bundes­
republik zeigt das nur zu deutlich. Daß man Schutzvorkehrun· 
gen für Frauen und Kinder treffen kann, ohne damit Kriegs­
vorbereitungen zu betreiben oder gar kriegerische Angriffe 
zu provozieren, läßt sich zwar theoretisch leicht darlegen; wer 
aber gefühlsmäßig gegen jeden Zivilschutz eingestellt ist, wird 
sich einiach nidlt überzeugen lassen wollen oder jedenfalls 
nur im Laufe von vielen Jahren. 

Einen guten Anschauungsunterricht für einen solchen lang­
wierigen Prozeß erhält z. B., wer die Aufrufe der örtlichen 
Luftschutzleiter, a lso der Hauptverwaltungsbeamten in den 
Städten und Gemeinden, verfolgt. Seit dem Ersten Gesetz 
über Maßnahmen zum Sdmtz der Zivilbevölkerung aus dem 
Jahre 1957 steht fest, daß dem Hauptverwaltungsbeamten die 
Durchführung des Zivilschutzes obliegt. Aber es dauerte lange, 
bis sich die betreffenden Persönlichkeiten öffentlich zu dieser 
neuen Aufgabe bekannten. Erst im Jahre 1961 sind die ersten 
größeren Aufrufe an die Bevölkerung, im Zivilschutz mitzu­
wirken, bekannt geworden: in den Städten Bremen (vor der 
Berlin-Krise) und Mannheim (während der Berlin-Krise). 
Seitdem ist viel geschehen. Insbesondere die D-Zug-Ausstel­
Jung in den Jahren 1963/64 wurde in vielen großen Städten 
zum Anlaß genommen, die Bevölkerung anzusprechen. Vor 
wenigen Wochen trat nun ein besonders erfreuliches Ereignis 
ein: In Stuttgart - einer Stadt, in der seit langem bekannt 
war, daß die Stadtverwaltung dem Zivilschutz nicht eben sehr 
aufgeschlossen gegenüberstand - wurde ein Aufruf des Ober­
bürgermeisters veröffentlicht. Darin finden sich keine betont 
optimistischen Parolen, sondern nüchterne überlegungen, Ver­
gleiche mit anderen Ländern, eine Gegenüberstellung von 
Gefahren und Schutzmöglichkeiten. Ein "blinder Fatalismus" 
wird abgelehnt und hervorgehoben, daß man sich jedenfalls 
nicht dem Vorwurf aussetzen dürfe, nichts oder nicht ge­
nügend getan zu haben. Genau so wird ein solcher Aufruf auf 
Verständnis stoßen. Das ist die Sprache, die allein geeignet 
ist, skeptische Bürger zu überzeugen oder wenigstens zum 
Nachdenken zu bewegen. Bei einem Rückblick auf das in den 
vergangenen Jahren Erreichte sollte dieser Aufruf zu den 
Erfolgen gezählt werden. 
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Der nachstehende Aufsatz von Dr. Helm dürfte für alle 
interessierten Ausbildungskräfte des Bundesluftschutzver­
bandes eine wertvolle Bereicherung ihrer Wissensreserve 
darstellen, wenngleidl an eine Abhandlung dieser Vorgänge 
innerhalb der eigentlichen Selbstschutzausbildung nicht ge­
dacht ist. (Die Redaktion) 

* 
Obgleich zahlreiche Abhandlungen vorliegen, die sich im 
Rahmen der Wirkungen einer Kernwatlenexplosion mit der 
Wärmestrahlung aus dem Feuerball beschäftigen, stößt man 
immer wieder auf Darstellungen dieser Erscheinung, die miß­
verständlich sind. Bei Nichteingeweihten erzeugen sie so eine 
zumindest ungenaue Vorstellung von der Entstehungs- und 
Wirkungsweise dieser Wärmestrahlung. 
Die nachstehenden Hinweise verfolgen den Zweck, den Aus­
bildungskräften des Bundesluftschutzverbandes in noch statt­
hart einfacher Ausdrucksweise erstens ein in der Skizze zu­
treffendes Bild von den Vorgängen zu zeichnen, die zu der 
Lichtstrahlung führen, welche die Verbrennungsverletzung 
verursachen kann, zweitens auf die Umstände aufmerksam zu 
machen, die zu einer Schadensminderung beitragen. Das ge­
schieht In Wort, Tabelle und Diagramm. 
Es darf beim Leser die Kenntnis von der Art und Weise, wie 
Kernenergie in den unterschiedlichen Waffensystemen 
- Kernspaltung bzw, Kernverschmelzung - freigesetzt wird, 
vorausgesetzt werden. 
Gleichgültig, welches der technisch möglichen Systeme in 
Betracht gezogen wird, man vertritt heute die Vorstellung, 
nach der die bei der Kernreaktion entstehenden bzw. betei­
ligten Atomkerne nicht nur zur Kernstrahlung angeregt 
werden, sondern auch erhebJiche Eigengeschwindigkeiten er­
teilt bekommen - bis zu 30000 kmisck, Mit andct'cn Wor­
ten: Durch solche Kernreaktionen entstehen atomare Ge­
schosse, die Träger beträchtlicher Bewegungsenergien sind. 
Die Stoßrichtung dieser Mikrogeschosse ist völlig ungeordnet. 
Man darf sagen: Jede Richtung ist gleichberedltigt! Bei dieser 
Situation leuchtet unmittelbar ein, daß die solcherart be­
wegten Atomkerne irgend wann und irgendwo mit der sie 
umgebenden Materie zusammenprallen müssen, Nach den 
für diese Kerngeschosse gültigen Maßstäben besteht aber die 
umgebende Materie wiederum aus einzelnen Atomkernen, 
die zunächst noch ihre vollständige Elektronenhülle besitzen, 
somit als intakte Atome existieren. Ja mehr noch, für den 
Fall fester Stoffe - z. B, nichtgespaltenes Spaltmaterial und 
Bombenmantel - sind diese Atome noch in einer geordneten 
Kristallstruktur untergebracht. Man sieht leidlt ein, daß die 
während und nach einer Kern-Kettenreaktion einsetzenden 
Stoßprozesse - beschleunigte Kerntrümmer einerseits und 
ruhende Atome andererseits - die normalen Bewegungs­
verhältnisse völlig verändern. Gestoßene Atome werden aus 
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ihrer Ruhelage geworfen und geben ihre so erhaltene Stoß­
energie weiter ust, 
Daß die weitergegebene Stoßenergie in winzigen Zeiträumen 
eine ungeheure Zahl an einzelnen Atomindividuen erfaßt, 
erhellt einmal aus der enormen Geschwindigkeit der Kern­
trümmer und somit auch ihrer Stoßpartner und zweitens aus 
der relativ engen Nachbarschaft letzterer. Rein theoretisch 
lassen sich nämlich unter Normalbedingungen längs einer 
Strecke von 10 cm fast eine Milliarde Atome aufreihen, und 
diese Entfernung wird von einem Teilchen mit einer Ge­
schwindigkeit von 10000 kmlsek in einer hunderlrnillionstel 
Sekunde (1 / 100 MiII.sek) durchnogen. 
Wir fragen uns nun, welche Vorstellungen bezüglich des 
stofflichen Zustandes dürfen wir an die Tatsache knüpfen, 
daß in so unvorstellbar kurzem Zeitraum so viel Einzelatome 
in die beschriebenen Stoßprozesse verwickelt werden. Um sidl 
hierüber klarzuwerden, genügt es sdlon, sich des einfach­
sten Atommodells zu bedienen. Nach diesem kreist bekannt­
lieh um einen Atomkern je nach Element - es gibt 92 natür­
liche Elemente - eine unterschiedliche Anzahl von Elektro­
nen - Elementarteilchen negativer elektrischer Ladung. Sol­
che Elektronen sind Jedes für sich oder in Gruppen an ganz 
bestimmte Umlaufbahnen gebunden, Wird einem so aufge­
bauten Atomsystem von außen her Energie zugeführt 
- Stoßenergie oder Strahlung -, so können diese gebunde­
nen Elektronen, einzeln oder mehrere, ihre Normalbahnen ver­
lassen, um auf eine vom Kern entferntere zu springen. Man 
sagt dann, das Atom befindet sich im angeregten Zustand. 
Im Regellalle ist dieser von sehr kurzer Dauer, etwa eine 
hundertmillionstel Sekunde. Dabei suchen solche "angehobe­
nen" Elektronen freiwil1ig die Umlaufbahnen aut, die noch 
frei sind und dazu möglichst nah am Atomkern liegen. Auf 
diesen innen gelegenen Bahnen benötigt ein Elektron weni­
ger Energie als vorher im "angeregten" Zustand des Atoms. 
Ocr Energieüberschuß wird dann als Strahlung wieder "ex­
portiert". Je nach Atomart (Element), je nach der Stufe des 
vorangegangenen angeregten Zustandes kann sich diese 
Strahlung vom Röntgenbereich über das sichtbare Licht bis 
ins fernste Infrarot erstrecken. Die Wellenlänge einer sol­
chen Strahlung ist jedenfalls so charakteristisch tür eine 
Atomsorte, daß man sie seit langem für die Zwecke der 
chemischen Bestimmung benützt. 
Es sei ergänzend hinzugefügt, daß durch extreme Energiezu­
fuhr - Stoß oder Strahlung - in das Atomsystem ein oder 
mehrere Elektronen ganz aus diesem enlternt werden und 
dann als freie Elektronen existieren. Den zurückgebliebenen 
Atomrumpf nennt man Ion, den Vorgang Ionisation. Doch 
auch dieser Zustand ist normalerweise von kurzer Dauer, 
und der Wiedereintang der fehlenden Elektronen führt zum 
Energie-.. Export" in Form von Strahlung unterschiedlicher 
Wellenlänge, 
Nach dieser aus Gründen der Erinnerung vorgenommenen 
Einblendung wenden wir uns wieder dem Raumgebiet zu, in 



welchem eine Kern-Ketten-Reaktion stattfand und wo sich 
anschließend an diese eine Lawine von Stoßprozessen aus­
breitete. Wir hatten uns klargemacht, Atomsysteme können 
angeregt werden, indem man ihnen von außen Energie zu­
führt - auch Stoßenergie! Unser Bild rundet sich ab, wenn 
wir uns darüber hinaus vorstellen, daß die Stoßpartner sich 
in allen Fällen nicht nur anregen, d. h. Elektronen auf .. höhe­
re" Bahnen anheben, sondern anfänglich so energisch "auf­
einander einschlagen", daß jedenfalls in unmittelbarer Nähe 
des Explosionspunktes die Atome ihre Elektronen sogar ganz 
verlieren und dort, wenn auch für eine kurze Zeit, sicher nur 
Atomkerne und ungebundene, freie Elektronen existieren. 
Wie im vorigen Absatz bemerkt, bleibt jedoch das "Wieder­
vereinigungsbestreben" erhalten und führt in zahlreichen 
Fällen immer wieder zum Elektroneneinfang und somit zur 
Strahlungsabgabe. An dieser Stelle muß an die Vorstellungs­
kraft des Lesers appelliert werden. Er muß sich nämlich 
klarmachen, daß die Strahlungsabgabe in solchen turbulenten 
Augenblicken erstens von einer ungeheuren Anzahl von 
Atomsystemen geleistet wird, zweitens ein Sortiment an 
Wellenlängen aufweist, in welchem der Bereich des sicht­
baren Lichts nur einen winzigen Aussdmitt aus der Gesamt­
heit - von der Röntgenstrahlung bis ins fernste Infrarot -
darstellt. 
An dieser Stelle muß außerdem darauf hingewiesen werden,daß 
Atomsysteme nicht nur durch Stoßprozesse angeregt werden 
können, sondern auch durch kurzweilige Strahlung, insbe­
sondere Röntgenstrahlung. Diese aber herrscht, abgesehen 
von der ohnehin stets wirksamen Gamma-Strahlung der 
Spaltprodukte, nunmehr auch in einer beträchtlichen Stärke 
und trägt zur Anregung der vorhandenen Atome erheblich 
bei. 
Bevor wir uns noch mit einer weiteren Zustandsänderung 
der beteiligten Materie befassen, sei dem Leser empfohlen, 
eine Atempause einzuschieben, in der er sich noch einmal 
Schritt für Schritt aUe atomaren Einzelprozesse mit ihren 
Wirkungen und Folgen vom Ausbruch der entfesselten Spalt­
trümmer in jede Richtung ihrer Umgebung angefangen, über 
ihre mechanische (Stoß!) und elektromagnetische (Stratilung!) 
Wechselwirkung mit der umgebenden Materie bis hin zum 
Inlerno hochangeregter und wieder abstrahlender Atome 
vorstellt. 
Die Gesamtheit dieser in vielen Wellenlängen strahlenden 
Atome nehmen einen Raumbereich ein, der der Lage der 
Dinge nach kugelsymmetrisch sein muß. Denn die Stoßvor­
gänge nahmen von einem Punkt - Explosionspunkt ! -
ihren Anfang und breiteten sich ohne Vorzug einer Richtung 
aus. Das heißt aber, sie erfüllen ein kugelförmiges Raum­
gebiet! Unsere Frage lautet nun: Ist dieses im Zustand dodl 
stark veränderte, von z. T normalerweise unsidltbarer Ma­
terie ausgefüllte Raumgebiet für unsere natürlichen Sinne 
wahrnehmbar? Unsere Antwort muß sein: ja, soweit es die­
jenigen angeregten Atomsysteme betrifft, welche sichtbares 

von Dr. W. Helm 

Licht abstrahlen; man sieht ja einen "Feuerball", ein an­
fänglich kugelsymmetrisches Gasgebilde. 
In dem sehr anschaulichen Begriff "Feuerball" steckt allec­
dings die Quelle eines weitverbreiteten Mißverständnisses. 
Man leitet aus ihm ab, daß hier gewissermaßen die "Luft 
brennt". Das tut sie nicht; denn zum Brand ist Sauerstoff 
erforderlich, zur Existenz dieses sichtbaren Gasgemisches 
dagegen nicht. Die Voraussetzung zu seiner Entstehung ist 
vielmehr: Ablauf der oben beschriebenen Stoßprozesse im 
materieerfilllten Raum - ein Vorgang, der tedmisch in der 
Kunstlichtröhre genützt wird. Dabei ist es unwichtig, ob die 
beteiligte Materie fest, flüssig oder gasförmig vorliegt. Der 
Feuerball einer Kernwaffenexplosion "brennt" also nicht, 
sondern sendet Strahlung aus, unter anderem sichtbares Licht 
und darin auch Wärmestrahlung. 
Wenn wir nun noch einige erklärende Worte zum Begriff 
Temperatur einschieben müssen, so soll einer erfahrungs­
gemäß verbreiteten ungenauen Vorstellung hiervon begegnet 
werden. Man hört gelegentlich: Bei der Explosion einer Kern­
waffe entsteht eine Temperatur von mehreren Millionen 
Grad. Und dabei entsteht beim nicht vorgebildeten Zuhörer 
der Eindruck, daß auch in größeren Abständen vom Explo­
sionszentrum ein geeignetes Registriergerät Temperaturen 
dieser Größenordnung anzeigen würde. Dem ist nicht so! 
Erstens ist diese Aussage nur richtig für die allernädlste 
Umgebung des Explosionspunktes und dies zweitens nur für 
Bruchteile von Sekunden. Das leuchtet unmittelbar ein, wenn 
man bedenkt, daß gemessene Temperaturgrade eine stellver­
tretende Angabe für den Bewegungszustand derjenigen 
Atomkerne, intakten Atomsysteme oder ganzer Atomver­
bände (Moleküle) darstellt, in deren Aufenthaltsraum die 
Messung vorgenommen wird. Das heißt, je aufgeregter die 
atomaren Teilchen sich in ihrem Raum umherstoßen, je 
schneller ihre Eigenbewegung ist, um so höher die Tempera­
tur und umgekehrt. Wir hatten uns oben klnrgcmocht, daß 
die anfänglich hohe Geschwindigkeit der Stoß partner - Tem­
peraturen von Millionen Grad! - sidl sehr sdlnell kugel­
symmetrisch auf eine große Zahl von Teilchen verteilt, somit 
pro Einzelteilchen vermmdert wird; und das bedeutet ja 
geringere Temperatur, wie das tatsächlich auf der Oberfläche 
des Feuerballs beobachtet wird, mit Temperaturen von eini­
gen Tausend Grad. 
Dem eingeweihten, aufmerksamen Leser wird nicht ent­
gangen sein, daß sowohl das Gasgebilde, das wir "Feuerball" 
nennen, als auch die Vorgänge, die sich in seinem Innern 
wie auf seiner Oberfläche abspielen, eine frappante Ähnlich­
keit mit der kosmischen Erscheinung haben, die wir Fixstern 
nennen. So darf man, ohne unzulässig ungenau zu sein, bei 
dem Feuerball einer Kernexplosion im boden nahen Luft­
raum von einer künstlichen, wenn audt kurzlebigen Sonne 
spredten. Die Strahlung unSE:res Tagesgestirns ist uns in 
ihrer Wirkung erfahrungsmäßig bekannt. So wissen wir z. B., 
daß es zu sehr empfindlichen Verletzungen der Haut kom-
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men kann, wenn w ir uns etwa an der See oder im Hoch­
gebirge der Sonnenstrahlung über einen zu großen Zeit ra um 
ungeschützt aussetzen. Auch kann man, insbesonde re auf 
ausgedehnten SchneeClächen, Netzhautschädigungen davon­
tragen. Sonnenbra nd das eine, Schneeblindhe it das andere! 
Es zeigt sich, da ß ein Sonnenbrand um so sicherer zu erwar­
ten ist, je größer d ie Dichte der Sonnenstra hlung - z. B. 
zenithnaher Sonnenstand bei kla rer Atmosphäre - d . h . je 
g rößer das Verhältnis Sonnenenerg ie pro Quadratzentimeter 
betroffener Ha ut, und je länger die Bestrahlungsdauer a us­
fä llt. Die Dichte der Sonnenst rahlung, genauer d ie F lächen­
dich te der Sonnenenergie, die ma n in cal/qcm angibt, kann 
man auch künstlich steigern , indem man sich eines Brenn­
glases bedient. Man weiß, da ß hiermit leichtbrennbares Ma­
teria l w ie Pa pier, Pfeifentabak u. a. m. entzündet werden 
kann. Wir s tellen uns beispielsweise ein Brennglas mit 
einem Durchmesser von 5 cm vor und einer solchen Krüm­
mung, daß ein BrennCieck von 2 mrn Durd1messer ents teht. 
Mit einem solchen Brenn Ci eck läßt s ich in wenigen Sekunden 
Papier verkohlen oder lassen sich auf der Haut kleine Brand­
bläschen e rzeugen. Es herrschen an d ieser S telle Verhä ltnisse, 
w ie w ir s ie vorfinden würden, wenn wi r uns der Sonne auf 
6 Millionen km näherten, das heißt unseren gegenwärtigen 
Abstand auf den 25. Teil verkürzten. Dieses Beispiel soll 
da ran erinnern, daß wir von der Wirkung der Wärmestrah­
lung durchaus genug Erfahrung besitzen, um ihr Wesen zu 
verstehen. Es besteht kein Grund, in der aus dem Feuerball 
einer Kernwaffenexplosion stammenden Wä rmestrahlung 
ein Mys terium zu sehen. 
Es hieße allerdings die Gleichsetzung Fi xstern-Feuerball zu 
weit treiben, wenn man die Tatsache unterschlagen wollte, 
daß die von einer Kernexplosion erzeugte Sonne ihrer Unbe­
s tändigke it wegen in der Abstrahlung ihrer Energie doch 
einen anderen Rhythmus zeigt a ls unser Tagesgestirn , das 
über Jahrmillia rden hinweg eine relativ gleichmäßige Ener­
gieabgabe leistete. Es sei denn, ma n fü gt ergänzend hinzu, 
daß der Feuerball einer Luftexplosion in extremem Zeit­
raffertempo das Werden, Sein und Vergehen einer der 
Milliarden von Sonnen im Weltraum widerspiegelt , mit der 
Einschrä nkung freilich, daß sich dieses "Stirb und We rde" im 
ma teriearmen Weltraum abspielt und nicht im mater ieerfüll­
ten Raum unserer Lufthülle. 
Die Art und Weise de r Energieabgabe in Form von Wä rme­
s trahlung ist für jeden Explosionswert verschieden. Eine 
k leine "Sonne" im kt-Sereich erreicht ihre Produktionsspitze 
rasch und vergeht verhältnismäßig schnell ; eine große Sonne 
- MT-Bereich - steigert ih re Energieproduktion über einen 
längeren Zeitraum und bleibt als strahlender Gasball länger 
erhalten. Der Zusammenhang dieses Abstrahlungsmechanis­
mus mit den einzelnen Verbrennungsgraden der menschlichen 
Ha ut in Abhängigkeit von der Entfernung des Feuerba lls und 
der Bestrahlungsdauer soll nun in Tabellen und Diagrammen 
dargestellt werden. 
Bevor wir mit dem Lesen dieser beiden Darstellungsformen 
beginnen, soll über die Voraussetzung ihrer Gültigkeit und 
die Bedeutung ihres Inhalts ein iges gesagt werden. Der 
Feuerball a ller vier betrachteten Atomsprengkörper entsteht 
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aus einer Explosion in optimaler Höhe. Die Wetterbedingun­
gen entsprechen einer Sichtigkeit von 50 km und mehr. (Man 
vergleiche mit mitte leuropä ischen Verhältnissen, wo die Sicht 
im Mi ttel zwischen 5 und 10 km beträgt.) 
Die Tabellen 1-4 verknüpfen die Verbrennungsgrade der 
ungeschützten Haut - römische Zahlen 1., 11., BI. - mit der 
Entfernung (km) vom Bodennullpunkt (BNP) e inerseits und 
der von der Explosion a n gezählten Zeitspanne (sek), wäh­
rend der die Haut der Wärmestrahlung ausgesetzt ist, (Ex­
posi Honszei t!) anderersei ts. 
Die an den Verbrennungsgraden I, 11, III angebrachten An­
zeiger , + und - bzw. + + und - -, bedeuten "mehr a ls" und 
.,weniger als" bzw. "bedeutend mehr als" und "bedeutend 
weniger als" der angezeigte Grad. 
Es ist sinnlos, in den einzelnen Tabellen die Exposi tionszeit 
über die Zeitspanne hinaus anzugeben, in welcher der Feuer­
ba ll noch schadwirksam ist. Die maximale Expositionszeit 
ist somit gleichbedeutend mit der vollen schadwirksamen 
Lebensdauer des Feuerballs. 
In der letzten Spa lte ist noch eine Größe aufgeführt, d ie hier 
Schutzwirksamkeit genannt und in Sekunden gemessen wird. 
Ihre Bedeutung geht aus folgender Fragestellung hervor : 
Auf welches Maß vermindert man die Verbrennungswirkung 
bei unterschiedliche r Schnelligkeit im Deckungnehmen? De r 
Erfolg der Schadensminderung is t eine Frage der Reaktions­
zei t, wenn wir des leichteren Verständnisses ha lber die Ver­
schiedenheiten de r Si tua tionen a ußer acht lassen. Die Schutz­
wi rksamkeit soll somit als d ie Zeit gelten, um die man die 
Expositionszeit durch eine erfolgreiche Schutzreaktion ver­
kürzt. Die Schutzwirksamkei t ist Null , wenn man nichts 
unternimmt, s ie ist am längs ten bei schnellster Reaktion, 
doch immer kürzer als die schadwirksame Lebensdauer d<es 
Feuerba lls, denn die Reaktionszeit ist ja nie null Sekunden. 
In den untenstehenden Diagrammen wird zum Ausdruck 
gebra cht, auf welches Ma ß eine Verbrennung 111. Grades ab­
gemildert wird, wenn man durch rasche Schutzreaktion die 
Expositionszeit herab- und da mit die Schutzwirksamkeit her­
aufsetzt. An den jeweiligen Abschwächungskurven, die ge­
gen die Schutzwirksamkeit (sek) aufgetragen s ind, erkennt 
ma n die Ma rken für die Verbrennungsgrade. 
Wir sehen uns nunmehr die Tab. 1 a n, welche über die Ver­
brennung der ungeschützten Haut durch die Wärmestrahlung 
einer 20 kt-Explosion Auskunft gibt. Aus der ersten Zeile, 
welche die Verhältnisse für den Fall beschreibt, daß die 
betroffene Person überhaupt nich ts unternimmt, s ich also 
wä hrend der gesamten schadw irksamen Lebensdauer des 
Feuerba lls seiner Wärmestrahlung aussetzt - Schutzwirk­
samkeit gleich Null! - , lesen wir mit abnehmender Ent­
fernung zunehmende Verbrennungsverletzung. Nämlich Ve r­
brennungsgrad I in einer Ent(e mung von 4,2 km, Verbren­
nungsgrad II in einer soleben von 2,8 km und schließlich 
Verbrennungsgrad 111 in einem Abstand von 2,4 km ab SNP. 
Die zweite Zeile zeigt, daß bei e iner Verkürzung der Exposi­
tionszeit auf eine Sekunde oder, was dasselbe ist, Erhöhung 
der Schutzwirksamkeit auf 2 Sekunden - schnellstmöglich 
Deckung find en ! - in 2,4 km Entfernung mit e iner Verbren­
nung IlI . Grades niebt mehr zu redtnen ist. Die dritte Zeile 
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hat mehr informatorischen als praktischen Wert, da es einem 
im Oberraschungsfalle kaum gelingen wird, innerhalb einer 
halben Sekunde zu reagieren. 
Das zur Tab. 1 gehörige Diagramm, Abb. 1 beschreibt die 
Situation im Abstand 2,4 km vom BNP. Man liest heraus, 
daß die Betroffenen mit einer Verbrennung II! . Grades der 
ungeschützten Haut zu rechnen haben, wenn die Schutz­
reaktion ausbleibt, die Schutzwirksamkeit - horizontal auf­
getragen - also Null ist. Durch eine hinreichend rasche 
Reaktion kann - jedenfalls theoretisch - die Verletzung bis 
auf eine Verbrennung II. Grades herabgemindert werden. 
Um unser Verständnis für den behandelten Sachverhalt zu 
festigen, betrachten wir den Inhalt der Tab. 2, welche über 
die gleichen Größen informiert, hier jedoch im Zusammen­
hang mit einer 100 kt-Luftexplosion. Die erste Zeile gibt 
wieder die Verhältnisse an, mit denen gerechnet werden muß, 
wenn die betroffene Person ohne Schutzreaklion die Wärme­
strahlung des 100 kt-Feuerballs - seine schad wirksame 
Lebensdauer beträgt ca. 4 sek - auf sich einwirken läßt. Die 
Schutzwirksamkeit betrüge dann null Sekunden. Die letzte 
Zeile der Tabelle läßt erkennen, daß bei einer Reaktion 
innerhalb einer Sekunde - man erreicht damit eine Schutz­
wirksamkeit von 3 Sekunden - in 5 km Entfernung vom 
BNP eine Verbrennung IH. Grades nicht mehr zu erwarten 
ist. 
Die Abb. 2 wiederholt im Diagramm den Inhalt der letzten 
Spalte, in der die Zusammenhänge beschrieben werden. Wie 
sie in einem Abstand von 5,2 km ab BNP erwartet werden 
dürfen. Demnach ist eine Verbrennung 11. Grades schon ver­
mieden, wenn durch eine Schutzreaktion innerhalb einer 
Sekunde die Schutzwirksamkeit auf 3 sek heraufgesetzt 
werden konnte. 
Der Leser wird nunmehr imstande sein, auch die Tabellen 
3 und 4 mit ihren Abbildungen zu deuten, so daß sich die 
Fortsetzung der obigen Betrachtung erübrigt. 
Um einer mißverständlichen Verwertung dieser Abhandlung, 
ihrer Tabellen und Abbildungen bei Ausbildung und Infor­
mation vorzubeugen, sei zum Abschluß noch eine Bemerkung 
gestattet. Die obigen Ausführungen sind gedacht als eine 

Tab. I 
Entfernung 
vom BNP 4,2 2,8 2,4 km 

Expositions- Verbrennungsgrad Schutzwirk-
dauer (sek) samkeit (sek) 

3 I 11 111 0 
r 11 · n 2 

0,5 r - I n- 2,5 

Verbrennungsverletzung durch eine 20 kt-Luftexplosion. 

Tab. 2 
Entfernung 
vom BNP 8,2 r, 5,2 km 

Expositions- Verbrennungsgrad Schutzwirk-
dauer (sek) samkeit (sek) 

4 I Il 111 0 
3 r- 11- In- I 
2 1· - I H 11 ' 2 
I I ' n- 3 

Verbrennungsverletzung durch eine 100 kt-Luftexplosion. 

Tab. 3 
Entfernung 
vom BNP 20 15 12 km 

Expositions- Verbrennungsgrad Schutzwirk-
dauer (sek) samkeit (sek) 

15 I Il III 0 
5 I - Ir 11 10 
2 I -- I - I' 13 

r-- 14 

Bildungshilfe für Zivilschutz-Ausbilder aller Ebenen. Sie ver- Verbrennungsverletzung durch eine 1 MT-Luftexplosion. 
folgen somit den Zweck, das teclmisch-physikalische Ver-
ständnis für eine Erscheinung zu wecken, die nicht neu ist, 
aber in dem Ausmaß und in der Form, wie sie uns bei An­
wendung von Atomkernwaffen als Posten einer Gefahren­
summe entgegentritt, zwangsläufig Gegenstand der Erörte­
rung werden muß. Diese Erörterung muß qualitativ korrekt 
erfolgen, wenn wir glaubwürdig bleiben wollen; über Quan­
titäten - Zahlenbeträge - kann man sich streiten. Doch 
würde man sehr anfechtbar verfahren, wollte man Text, 
Tabelle und Diagramm dazu verwenden, ein allgemeingülti­
ges Rezept für das überleben im überraschungsfalle herzu­
leiten. Dann hat man das Anliegen nicht verstanden, denn in 
dieser Arbeit war nidlt die Rede von den Unwägbarkeiten, 
sondern von Größen, mit denen gerechnet werden kann und 

Entfernung 
vom BNP 

Expositions-
dauer (sek) 

35 
13 
7 
4 

60 

I 
r 
r-

Tab. 4 

40 30 km 

Verbrennungsgrad Schutzwirk-
samkeit (sek) 

11 IIr 0 
Ir 11 22 
I u- 28 
1-- r- 31 

die meßbar sind. Verbrennungsverletzung durre eine 10 MT-Luftexplosion. 

Abb_ 3 

• 

• 

111. 
+-

l ·MT -Lullexploolon 
(12 km vom 8oden-O-Punkt) 

11-
+-

I. 
+-3 ~ ________________________ ~ ______ -. 

• 2 3 • 5 8 7 fI a 10 11 12 13 ,. 15 $ek 
Sc:hutzwirk.emkell 

Abb_ 4 

..! 12 111. 
~ +-
Ei 
~ ~10 
i~ • . " ;!fI 
1;11 

l~ . 
o ~ 10-MT -LuftexpJoalon 

(30 km vom Boden-o-Punk1) 

• 
2 

• " 
20 30 

11 . 
+-

I 
+-

40 Sek 
Sc:hulzwirkHmkeU 



GRUNDSCHUTZ IM KOMMEN 
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Grundlchulzröume ihnein Im Grundriß mit geringen 
Abweichungen den .. Strahlungsschulzrlumen" nach 
den bisher gOltlgen Richtlinien. 0.1 Bild zeigt einen 
solchen für 50 Personen. Der Vorraum entHlllt kOnftlg. 
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Oer Ausstatlungsplan tor den gleldlan Raum alter 
Art macht die durd'! den Fortfall dei Vorraumes 
(Nr. 2) zu gewinnende SItzplatzfläche deutlich. Der 
Raum kann deshalb bel gleichem Fassungsvermögen 
um etwa eine Sitzbr.lte verkleinert werden. 

6 

A Is im Dezember 1960 die Richt­
linien für Schutzraumbauten 
veröffentlicht wurden, schien die 

Frage "Was ist Grundschutz?" bereits 
beantwortet zu sein. Grundschutz schien 
damals identisch mit den dort beschrie­
benen .. Strahlungsschutzbauten". Leider 
war diese Annahme verfrüht, und es be­
durfte noch eines Zeitraumes von fünf 
Jahren, in dem bei den Kämpfen um 
das Schutzbaugesetz auch um eine end­
gültige Definition des Grundschutzes 
viel und heiß gerungen wurde. Dem 
Wunsch nach einem weitreichenden 
Schutzumfang stellte sich die berechtigte 
Sorge um die Kosten entgegen. Anderer­
seits stand mit dem Wunsch nach mög­
lichst niedrigen Kosten die ebenso be­
rechtigte Sorge um den Schutzumfang 
in Widerstreit. Heute zeichnet sich als 
Ergebnis nunmehr ein Komprorniß ab, 
der etwa i.n der nachstehenden Form in 
den künftigen Richtlinien seinen Nieder­
schlag finden dürfte. Dieser Kompromiß 
enthält die technischen Mindestforderun­
gen und dient bei der Ermittlung der 
voraussichtlichen Kosten als Berech­
nungsgrundlage. 
Während das in Aussicht stehende Ge­
setz den Charakter einer zwingenden 
Vorschrift haben wird, stellen die Richt­
linien technische Lösungen dar, die den 
Forderungen des Gesetzes gerecht wer­
den. 
Es ist nur dann zulässig, von ihnen ab­
zuweichen, wenn der Nachweis erbracht 
wird, daß die Abweichung zumindest 
ebenfalls die Forderung des Gesetzes er­
füllt. Darüber hinaus bleibt es jedem 
Architekten oder Bauherrn unbenom­
men, über das geforderte Minimum 
hinauszugehen, sofern er die Mehr­
kosten einzukalkulieren und zu tragen 
bereit ist. Soll das allerdings sinnvoll 
sein, so setzt es erhebliche Fachkennt­
nisse und einen exakten rechnerischen 
Nachweis der aus den technischen Ände­
rungen resultierenden Mehrleistungen 
voraus. In jedem Falle muß ein aus­
gewogener (t) Schutz geschaffen werden, 
bei welchem Dl'uckschutz, Strahlen­
schutz und Wärmeschutz gegeneinander 
ausgeglichen. sind. Würde nur die Lei­
stung des einen oder des anderen dieser 
Faktoren gesteigert, die der übrigen 
aber belassen, so wäre der Schutzum­
fang des Ganzen nicht ausgewogen. Es 
ist nun einmal auch hier die Kette nicht 
stärker als ihr schwächstes Glied. 

Wohin Grundschutz? 

Der ursprüngliche Entwurf des Schutz­
baugesetzes sah ein differenziertes 
Schutzbauprogramm vor, dergestalt, daß 
in Städten mit weniger als 50000 Ein-

Von E. Oehme 

wohnern der Grundschutz, in den größe­
ren Städten aber der verstärkte Schutz 
bei allen Neubauten zur Aufl age ge­
macht werden sollte. Nach dem heutigen 
Stand der parlamentarischen Behand­
lung steht jedoch zu erwarten, daß diese 
Grenzziehung preisgegeben und der 
Grundschutz die Norm auch in den 
größeren Städten werden soll. Verstärk­
ter Schutz dürfte danach wohl nur noch 
für Einzelfälle bei besonders hohem 
Grade derLuftgefährdung und der Luft­

. empfindlichkeit gefordert werden. 

Was leistet Grundschutz? 
Der Techniker wird hier sehr nüchtern 
seine Antwort zu geben haben, so ver­
führerisch es auch aus mancherlei Grün­
den sein mag, den Sachverhalt beschöni­
gend einzufärben. Dank der wachsenden 
Perfektion der modernen Waffentechnik 
ist es unbestreitbar möglich, innerhalb 
jedes Zielgebietes Zerstörungskräfte mi t 
einem nach Quadratkilometern messen­
den Wirkungsbereich zur Entfesselung 
zu bringen. In deren Kernzonen wären 
Verhältnisse zu erwarten, die man als 
"Voll trefTerfall" bezeichnen muß. Ein 
Voll schutz ist dort nur noch theoretisch 
möglich. In der Praxis erfordert er einen 
so ungeheuren technischen und finan­
ziellen Aufwar.d, daß es Utopie wäre, 
ihn für alle Olte und die dort Anwesen­
den verwirklichen zu woUen. Eine 
Schutzbauplanung hat demzufolge keine 
andere Wahl, als sich mit bescheidene­
ren Maßnahmen zu begnügen und mit 
deren Hilfe die Volltrefferfläche von 
den Rändern her einzudämmen. Je 
wirksamer diese Maßnahmen, um so 
enger begrenzt wird die verbleibende 
Kernzone sein. Wie eng, das hängt 
ebenso von der Energiefreisetzung der 
Waffe ab, wie von den Energien, die 
man in die Schutzvorkehrungen in­
vestiert hat. 
Die Frage, welche Geldmittel aufzubrin­
gen man bereit ist, hängt untrennbar 
zusammen mit der weiteren Frage, wo 
und nach welchem Vel'teilerschlüssel 
man sie einzusetzen gedenkt. Es ist nich t 
vorauszusehen, ob ein Gegner vornehm ­
lich und bewußt die großen Städte an­
greifen wird. Wäre die Angriffswahr­
scheinlichkeit dort nicht größer als auf 
dem flachen Lande, so genügte in bei­
den Fällen der Grundschutz. Wählte 
aber ein Gegner vornehmlich die Städte 
und ihre Bevölkerung als Angriffsziet 
seiner atomaren Waffen, so wäre eine 
Beschränkung nur auf den Grundschutz 
dort mehr als problematisch. (Wobei hier 
nicht diskutiert werden soU, wie die 
Lage im Falle eines verstärkten Schutzes 
zu bewerten wäre.) 
Das nach dem Stand der Dinge dem-



nächst zu erwartende Schutzbaugesetz 
setzt den ersterwähnten Fall voraus: Es 
hält ausgesprochene Terrorangriffe mit 
den Stadtkernen und der städtischen 
Zivilbevölkerung als Ziel zum mindesten 
in einer ersten Kriegsphase zwar für 
möglich, jedoch im Hinblick auf die 
Möglichkeit gleich starker oder stärke­
rer Vergeltungsschläge nicht für wahr­
scheinlich. In diesem Falle brächte tat­
sächlich der Grundschutz in den Städten 
ebenso wie auf dem Lande einen sehr 
erhebli<±ten Zuwachs an über lebens­
chancen. Sollte es später zu einem 
Höherschrauben des Waffeneinsatzes 
kommen, wäre zumindest Zeit ge­
wonnen worden, um weitere Schutz­
maßnahmen einzuleiten. Nähmen aber 
die Dinge einen noch ungünstigeren 
Verlauf, so bliebe letzten Endes doch 
das Prinzip wirksam: Begrenzung der 
Verluste von den Rändern her - in 
Klammern: nach Maßgabe der Energien, 
die man (siehe oben) in die Schutzvor­
kehrungen investiert hat. 

Schulzumfang 

a) Grundschutzräume im nunmehr zu 
erwartenden Sinn des Gesetzes sollen 
schützen gegen: 
1. Wirkungen von herkömmlichen 
Sprengkörpern, wenn der Schutzraum 
außerhalb der Sprengtrichter einschließ­
lich der Erschütterungszone liegt; 
2. Einsturz- und Trümmerwirkung von 
Gebäuden (auch in den Randzonen 
atomarer Waffenwirkungen); 
3. radioaktive Rückstandsstrahlung; 
4. BrandwafIen und Brandeinwirkungen 
von kürzerer Dauer; 
5. biologische Kampfmittel und chemische 
Kampfstoffe. 
Durch entsprechende Vorräte soll in die­
sen Räwnen ein Daueraufenthalt von 
14 Tagen möglich sein. 
b) Die Belastungsannahmen nach den 
neuenRichtlinien dürften von der frühe­
ren Fassung insofern abweichen, als 
zwar für die vertikale Ersatzlast auf 
die Decke nach wie vor rechnerisch 
1000 kg/m~ anzusetzen sind, für die 
Außenwände dagegen nur die Forde­
rung aufgestellt werden dürfte, daß sie 
"den um die Trümmerlast des Gebäudes 
erhöhten seitlichen Erddruck standhal­
ten müssen". (Berechnung nach den üb­
lichen Regeln der Elasto-Statik.) Nähere 
Ausführungen darüber erübrigen sich 
an dieser Stelle. 

Lage 
a) Grundschutzräume können bei Neu­
bauten und bei bestehenden Bauten als 

"Innenbauten" oder als "Außenbauten U 

ausgeführt werden. 
b) Grundschutzräume sind unterirdisch 
anzulegen; dabei soll bei Innenbauten 
die Unterkante ihrer Decke nicht über 
der endgültigen Erdoberfläche liegen. 
c) Ausnahmsweise dürfen oberirdische 
oder teilweise oberirdische Grundschutz­
räume dann ausgeführt werden, wenn 
zwingende Umstände (z. B. hoher 
Grundwasserstand, Kanäle, Rohrleitun­
gen) eine unterirdische Anlage unmög­
lich machen. 
d) Grundschutzräume müssen frei von 
gefahrbringenden Rohrleitungen sein. 
Innerhalb der Schutzräume notwendige 
Rohrleitungen dürfen Decken und Wände 
nur mit zweimal um etwa 90° abgewin­
kelter Linienführung durchbrechen. 
e) Grundschutzräume müssen möglichst 
nahe an Wohn- und Arbeitsstätten lie­
gen. Der Eingang zu den Schutzräumen 
muß von den Wohnungen oder Arbeits­
stätten auf kürzestem Wege erreichbar 
sein. 
f) Grundschutzräume dürfen nicht so 
nahe bei Gefahrenquellen liegen, daß 
sie bei deren Zerstörung ernstlich in 
Mitleidenschaft gezogen werden können 
(z. B. Lager leicht brennbarer Güter und 
Gegenstände). 
g) Mehrere kleinere Schutzräume sind 
einern großen vorzuziehen. Ihr gegen­
seitiger Abstand soll möglichst etwa 
30 m oder mehr betragen. In Einzel­
fällen können auch Schutzraumgruppen 
mit einem Fassungsvermögen bis zu 150 
Personen angeordnet werden. 
h) Schutzräume dürfen ganz oder teil­
weise im Trümmerbereich von Gebäu­
den liegen, sofern sie Verbindung zu 
einem außerhalb des Trümmerbereiches 
endenden Notausstieg besitzen. Der 
Trümmerbereich ist wie bisher in waage­
rechter Richtung gleich der Hälfte und 
Iotrecht gleich dem Viertel der Trauf­
höhe anzunehmen. 
Bei Gerippebauten mit Ausfachung kön­
nen die vorgenannten Maße des Trüm­
merbereiches auf die Hälfte herab­
gesetzt werden. 

Raumbedarf 
a) Schutzräume dürfen nur einen Ein­
gang haben. Er soll als zugfreier Vor­
raum mit mindestens 1,5 m! Grund­
fläche ausgebildet werden. Der in der 
früheren Fassung der Richtlinien vom 
Dezember 1960 geforderte zusätzliche 
zweite Vorraum (Raum Nr. 2 der bei­
gefügten Grundrisse alter Fassung) ent­
fällt. Demzufolge erhält der Eingangs­
raum (Raum Nr. 1) eine zweite Gastür 
und somit die Funktion einer Schleuse. 

b) Schutzräume sind für höchstens 50 
Personen zu bemessen. Dafür ist je Per­
son mind. 0,5 m! nutzbare Grundfläche 
und mind. 1,15 m' Luftraum im Aufent­
haltsraum vorzusehen. 
c) Die für die Belegung nutzbare Grund­
fläche eines Schutzraumes soll in der 
Rege16m! nicht unterschreiten. 
Zusätzlich sind als Platz für den Luft­
förderer, zweckmäßig in einer Nische, 
etwa 1 m~ Grundfläche vorzusehen. 
Länge und Breite je nach Lüftertypen. 
d) Die Grundrisse sind so zu wählen, 
daß die Sitze und Liegen mit den er­
forderlichen Abständen und Bewegungs­
flächen ohne Raumüberschuß angeord­
net werden können. Die Gangbreite soll 
mindestens 0,5 m, bei einander gegen­
überliegenden Sitzen mindestens 0,6 m 
betragen. 
e) Die lichte Raumhöhe eines quader­
förmigen Schutzraumes soll bei Neu­
bauten mindestens 2,3 m betragen. Sie 
darf bei zwingenden Gründen (z. B. Ein­
bau in bestehende Gebäude, zu hoher 
Grundwasserstand o. ä.) ermäßigt wer­
den, aber 2 m nicht unterschreiten. 
f) Grundschulzräume über 12 Personen 
Fassungsvermögen müssen einen Not­
ausgang erhalten. Er ist jedoch auch bei 
kleineren Räumen in jedem Fall anzu­
streben. Zum mindesten sollte vorsorg­
lich für den Fall einer Verschüttung eine 
Stelle in der Außenwand so vorbereitet 
sein, daß dort mit geringem Zeit- und 
Kraftaufwand ein Durchbruch geschaf­
fen werden kann. 
Eingang und Notausgang sollen mög­
lichst weit voneinander entfernt sein. 
Die Notausgänge müssen außerhalb des 
Trümmerbereiches enden oder entspre­
chend gesichert sein. 
Bei waagerechten Notausgängen betra­
gen die lichten Mindestabmessungen 
0,9 X 1,0 ro, bei lotrechten 0,9 X 0,9 m. 
Bei Kreisquerschnitten beträgt der lichte 
Mindestdurchmesser 0,8 m. 
Wenn mit waagerechten Notausgängen 
kein Ausgang außer halb des Trümmer­
bereiches geschaffen werden kann, sind 
lotrechte Notausgänge zu bauen. Die 
Mindestdicke von Wänden, Decke und 
Sohle der Notausgänge beträgt bei Ort­
beton 0,20 m, bei Fertigteilen 0,12 m. 
g) Abort und Waschgelegenheit sind in 
Grundschutzräumen ab 12 Personen 
Fassungsvermögen anzuordnen, für je 
25 Personen ist mindestens ein Abort­
raum mit Waschgelegenheit erforderlich. 
Die Grundfläche des Abortraumes soll 
etwa 1,0 m~ betragen. 
Es sind Trockenaborte zu verwenden. 
Bis 12 Personen Fassungsvermögen kann 
notfalls der Trockenabort in der Schleuse 
aufgestellt werden. Man sollte dies je­
doch möglichst zu vermeiden suchen. 

Umfassungsbaulelle 
Für die Umfassungsbauteile wird mit 
nachstehenden Mindestabmessungen zu 
rechnen sein: 

a) Wände 
Stahlbeton als Ortbeton 
Stahlbeton-Fertigteile 
(bisheriges Maß 0,20 m) 
Schalentragwerke (z. B. Kugeln) 
bewehrtes Mauerwerk 

0,30 m 
0,12 m 

0,06 m 
0,36 m 
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b) Decken 
Stahlbeton als Ortbeton 
Stahlbeton-Fertigteile 
(bisheriges Maß 0,20 m) 
Sdlalentragwerke 

c) Sohle 
Ortbelon 
Stahlbeton-Fertigteile 
(bisheriges Maß 0,20 m) 
Schalentragwerke 

d) Wand zwischen Schutzraum 
und Sandhauptfilterraum 
OrlbeLon 

0,30 m 
0,12 m 

0,06 m 

0,20 In 
0,12 m 

0,06 m 

0,40 m 

Schutz gegen Rückstandsstrahlung 

Als Belastung durch Rückstandsstrah­
lung ist von einer Bezugsdosisleistung 
von 3000 rlh eine Stunde nach der Ex­
plosion auszugehen. Der Abminderungs­
faktor R muß bei Innenbauten min­
destens 100 betragen, damit die Strah­
lungsbclaslung in erträglichen Grenzen 
bleibt. 
1m allgemeinen wird bei GrundsdlUtz­
räumen als lnnenbaulcn ein Abminde­
rungsfaktor von 250 gegeben sein. Bei 
Außenbauten ist durch eine überdck­
kung von 2,4 Zchntelwertsdi~en ein 
Abminderungs[aktor von 250 sicherzu­
stellen. Die Zehntelwertsdicke von Be­
ton ist bei Rückstandsstrahlung mit 20 
cm anzusetzen. Die Zehntelwertsdicke 
von Erde im gleichen Fall mit 30 cm. 

Schutz gegen Streustrahlung 
Die OfTnungen für Eingänge und No~­
ausgänge sind so anzulegen, daß Z~YI­
sdten dem Innenraum und dem Freien 
zum Sdtutz gegen gestreute Rückstands­
strahlung mindestens zwei redttwinke­
lige Abwinkelungen entstehen. 
Die erste Abwinkelung kann die Strah­
lenintensität bis zu einem Faktor 10 I, 
die erste und die zweite Abwinkelung 
können sie gemeinsam bis zu einem 
Faktor 10 S vermindern. 
Zum Sdtutz gegen gestreute Rückstands­
strahlung aus dem Hauptfilter kan.n 
dort anstelle einer Abwinkelung die 
O[[nung der Gasklappe zwischen Not­
ausgang und Vorraum mit Fertigbeton­
steinen von 0,3 m Dicke zugesetzt wer­
den. 

Belüftung 
a) Grundschutzräume müssen Einri~­
tungen für natürliche Lü[tung und eme 
Schutzbelüftung erhalten. Im einzelnen 
hat die Belü[tung [olgende Au[gaben zu 
erfüllen. 
Sie muß bei Dauerau[enthalt erträgliche 
Luftverhältnisse sowie einen annehm­
baren Kohlensäurespiegel und Sauer­
stoffspiegel gewährleisten und gegen 
extreme Außentemperaturen sdtützen, 
durch Erzeugung eines überdruckes 
(zwisdten 5 und 20 mm Wassersäule im 
Schutzraum) gegenüber der Außenluft 
das Eindringen radioaktiver und ande­
rer schädlicher Stäube sowie biologischer 
Kamp[mittcl und chemischer Kam~f­
stoffe durch Undichtigkeiten verhm­
dern. 
Die SchutzbelüItung muß im ungün­
stigen Falle bis zu 8 Stunde':1: un­
unterbrochen betrieben werden konnen. 
b) In jed m Grundschutzraum ist ein 
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Schutzbelü[ter einzubauen. Schutzräume 
bis 15 m! nutzbare Grundfläche im Lie­
ge- und Sitzraum bzw. bis zu 25 Per­
sonen Fassungsvermögen erhalten einen 
Schutzbelüfter SL 0,75 mit einer Schutz­
luftIeistung von 0,75 m~/min. 

Schutz räume von 12.5 bis 30 m! nutzbare 
Grundfläche im Liege- und Sitzraum 
bzw. bis zu 50 Personen [o"assungsver-

EJnoono U7m2 --- 3,:'2 • 

"""'luoum <!.42 • ...... 1I0 • ......... ,,,. . 
Gi ....... d=~lter I.J~. 
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Bel diesem 25·Personen·Raum alter 
Fassung wird der durch den Wegfall 
des Vorraumes ermöglichte Platz· 
gewinn noch augenfälliger als bel 
den Darstellungen auf Seile 6. 

mögen erhalten einen Schutzbelürter SL 
1,5 mit einer Schutzluftleistung von 
1,5 m:l/min. 
c) Für die Schutzräume bis zu 15 m! 
nutzbare Grundfläche ist ein HaupUiltel' 
für 0,75 m 3 Luftdurchgang mit einem 
Inhalt von 1,5 m:l Brechsand vorzusehen. 
Für Schutzräume von 12,5 bis 30 m! 
nutzbare Grund!läche werden zwei 
Hauptfilter mit insgesamt 2 X 1,5 m 3 

Brechsand gefordert. 
Die Schütthöhe des Brechsandes beträgt 
e twa 2 m. DClS Hauptfilter is t in das 
Bauwerk einzubeziehen und Hegt 
zweckmäßig an einer der Umlassungs­
wände. Es kann mit einem Notausgang 
kombiniert werden. Hauptlilter sollen in 
der Regel nebeneinander angeordnet 
sein. 

Ausstattung 

a) Sitze und Liegen sind im Verhältnis 
2 : 1 anzuordnen, und zwar nach Mög­
lichkeit so, daß voneinander getrennte 
Aufenthalts- und SchlClfräume entste­
hen. 
Sitze und Liegen sind in mindestens 
5 cm Abstand von den Umlassungswän­
den aufzustellen. Sie sind mit der Sohle 
fest zu vel'binden und so auszubilden, 
daß durch Anordnung geeigneter Leh­
nen eine Berührung der Benutzer mit 
den tragenden Wänden verhindert wird. 
Die nutzbare Abmessung eines EinzeI­
sitzes beträgt mindestens 0,50 m Sitz-

tiefe und 0,45 m Sitzbreite. Die einer 
Liege beträgt 1,90 m Länge und 0,60 m 
Breite. 
b) Für die Aufbewahrung von Trink­
wasser sind dicht verschließbare Behäl­
ter von 10 I Fassungsvermögen (je Per­
son 30 I) zweckmäßig unter den Sitzen 
und Liegen bereitzuhalten. Ähnliche Be­
h5lter gleichen Fassungsvermögens sind 
für Lebensmittel vorzusehen. 
c) Ein Battel'ieempfänger ist für den 
Schutzraum ein notwendiges Einrich­
tungsstück. Da die den Raum umschlie­
ßenden Bewehrungseisen einen guten 
Rund[unk mpfang außerordentlich be­
einträchtigen, erfordern die in den 
Schutzräumen verwendeten Rundfunk­
geräte eine Antenne, die außerhalb des 
Schutzbaues anzubringen ist. 
d) Notaborte sollen aus einem tragba­
ren. robusten Behälter mit einem aus­
wechselbaren Einsatzbeutel zur Auf­
nahme der Fäkalien bestehen. Sie müs­
sen mit dicht schließendem Deckel ver­
sehen sein und eine Sitzhöhe von 45 cm 
haben. Die Notaborte müssen unemp­
findlich gegen Korrosion und Verrot­
tung und ausreichend standsicher sein. 
e) ZurSelbstbe[reiung bei etwaiger Ver­
schüttung ist geeignetes Werkzeug be­
reitzuhalten. 

Kosten 

über die Kosten sind bekanntlich im 
Lau[e der Ji:lhrc sehr unterschiedliche 
Angaben veröffentlicht worden. Es darf 
angenommen werden, daß die im Fe­
bruar-Heft des Bundesbaublattes von 
H. Lcutz gemachten Angaben, weil auf 
durdlgeführten Preisermittlungen und 
Abrechnungen von Erprobungsbauten 
beruhend, der Wirklichkeit am nächsten 
kommen. Danach betragen zur Zeit 
(Frühjahr 1965) die Mehrkosten je 
Schutzplatz des Grundschutzes in neu 
errichteten Gebäuden im Schnitt: 

Fassungsvermögen: Sdlutzplatzkosten 
50 Personen 340,- DM 
25 Personen 360,- DM 
10 Personen 625,- DM 
6 Personen 800,- DM 

Schluß 

Es darf abschließend nochmals in Erin­
nerung gebracht werden, daß alle hier 
gemachten Angaben zur Zeit noch nicht 
verbindlich sind. Sie geben nur in ge­
kürzter Form den Inhalt des im Augen­
blick zur Debatte stehenden Entwurfes 
einer künftigen Richtlinie für den 
Grundschutz wieder. 
Mit der zu erwartenden gesetzlichen 
Verpflichtung, Grundschutzräume in al­
len Neubauten zu errichten, wäre, drei­
zehn Jahre nach den ersten dahin zielen­
den Richtlinien vom Mai 1952. ein ers ter 
Schritt getan, das eingangs skizzierte 
Prinzip des Einengens der Schadenszo­
nen von den Rändern her zu verwirk­
lichen. Daß freilich dieses Prinzip im 
vollen Umfang erst zum Tragen ge­
bracht werden kann durch einen künf­
tigen Grundschutz auch im Gebäudebe­
stand, steht außer Zweifel und steckt 
schon heute den Weg ab für die weite­
ren Schl'itle, die konsequenLerweise 
früher oder später fo lgen müssen. 



SCHUTZ 
FüR HIUS, HOF UND TIERE 

Eine Sonderschau des BLSV 

Die Arbeit des Bundeslurtschutzver­
bandes für den Selbstschutz kon­
zentriert sich nicht nur auf größere 

Städte, denn durch die Entwicklung 
der Waffentedmik ist in einem Vertei­
digungsfall die gesamte Bevölkerung 
stark gefährdet. Man denke nur an den 
radioaktiven Niederschlag, der nach 
einer Atombomben-Explosion kilome­
terweit auf Menschen, Tiere und Felder 
medergehen kann. 
Das bedeutet, daß auch in ländlichen 
Gebieten die Bevölkerung über die Ge­
fahren und Schutzmöglichkeiten unter­
richtet werden muß. Deshalb wurde 
eme Ausstellung "Selbstschutz in länd­
lichen Betrieben" entwickelt, die bereits 
in Hannover und Kleve-Materborn ge­
zeigt wurde und starkes Interesse der 
Besucher fand. Vom 5. März bis 15. April 
war sie in zwei, durch einen Quergang 

verbundenen Feldhäusern im Gelände 
der Bauschau Bonn aufgebaut. Die Be­
deutung, die dieser Ausstellung beige­
messen wird, geht daraus hervor, daß 
zur Eröffnung am 5. März Vertreter des 
Bundesamtes für zivilen Bevölkerungs­
schutz, des Bundesministeriums des 1n­
nern, des Bundesministeriums für Er­
nährung, Landwirtschaft und Forsten 
und des Osterreichischen Zivilschutzes 
anwesend waren. 
Die Thematik dieser Ausstellung demon­
striert eindrucksvoll die Möglichkeiten 
des Selbstschutzes in landwirtschaftli­
chen Betrieben. Es wird auf zahlreiche 
Geräte hingewiesen, die für den rei­
bungslosen Arbeitsablauf ständig ge­
braucht werden und die gleichzeitig in 
Katastrophenfällen von Nutzen sein 
können, zum Beispiel Jauchefässer zum 
Transport von Löschwasser und die 
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Zapfwellenpumpe am Traktor beim Lö­
schen eines Brandes. Es wird auf die 
besondere Gefährdung durch radioakti­
ven Niederschlag hingewiesen, dem 
Tiere, Futtermittel, Tränkwasser und 
gelagerte Nahrungsmittel ausgesetzt 
sind. Anschaulich ist dargestellt, was an 
Schutzvorkehrungen gegen eine radio­
aktive Verseuchung unternommen wer­
den kann. 
Wie dichte ich die Ställe ab? - Wie 
schütze ich Heu und Stroh? - Was muß 
mit verseuchten Feldern geschehen? Auf 
diese und noch viele andere Fragen gibt 
die Ausstellung dem Besucher eine Ant­
wort. Er wird zum Nachdenken ange­
regt und wird sidl Gedanken darüber 
machen, welche Schutzmaßnahmen er 
schon jetzt einleiten und welche Maß­
nahmen er für einen Spannungsfall vor­
bereiten kann! 
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Löschkarre 
oder Gerätetragetasche n? 

Ludwig Schroth, Sachbearbeiter für die 
zentrale Beschaffung von Ausrüstungs­
gegenständen der Deutschen Bundespost, 
machte nach aufgetretenen Schwierig­
keiten bei der Unterbringung von Gerät 
dem Bundesminister für Post- und Fern­
meldewesen den Vorschlag, ansteHe der 
LöschkaTTen Gerätetragetaschen zu be­
schaffen. Der Vorschlag wurde akzep­
tiert. 1m vergangenen Jahr wurden 
schon 114 und in diesem Jahr werden aus 
praktischen Erwägungen weitere lOG 
Selbstschutzzüge mit Gerätetragetaschen 
ausgerüstet, Der foLgende Beitrag wird 
auch anderen Betrieben und VeTwal­
tungsstellen, die sich mit den Aus­
rüstungsproblemen befassen, Anregun­
gen geben. (Die Redaktion) 

Zur Ausrüstung eines Selbstschutzzuges 
- Brandschutz, Rettung und Laienhilfe­
gehört eine Löschkarre für die KraCt­
spritzenstaffel. Sie ist ein für die Brand­
bekämpfung durch Selbstschutzkräfte 
besonders gestaltetes, einachsiges Hand­
zug fahrzeug. Auf ihr kann die gesamte 
feuerwehrtechnische Ausrüstung ein­
schließlich der Tragkraftspritze TS 2/5 
geordnet und übersichtlich gelagert ver­
laden werden. Das Bundesamt für zi­
vilen Bevölkerungsschutz (BzB) hat für 
die Löschkarre eine "Vorläufige Tech­
nische Kurzbeschreibung (TKB) im 
Selbstschutzzug und im Erweiterten 
Selbstschutz" unter der Nr. BzB 26-63-
19/20, herausgebracht. Nähere Einzel­
heiten können aus der TKB entnommen 

.. 

werden (Fahrgestell, Aufbau, Abmes­
sungen, Gewicht usw.). 
Zubehör zur Löschkarre sind ein( 
Löschkarrenplane nach TKB BzB 26-63-
12/20.01 und zwei Zuggurte nach TKB 
BzB 26-63-12120. 12. Die Löschkarre ist 
gegenüber der alten Ausführung we­
sentlich verbessert. Die Rohrversteifung 
des FahrgestellS ist an der Zugseile 
durch ein klapp- und feslstellbares Ge­
lenkstück mit der Deichsel verbunden 
Durch Hochstellen der Deichsel kann 
nun die Gesamtlänge des Handzugfahr­
zeuges von r.." 2900 mrn auf r.." 1950 mm 
verkürzt werden. Dadurch kann da~ 

Fahrzeug leichter untergebracht werden 
Trotz dieses Vorteils bereitet die Aufbe­
wahrung der Löschkarre oft Schwierig-



keiten, besonders im Selbstschutz von 
Behörden, Verwaltungen und sonstigen 
Dienststellen, die überwiegend in kom­
pakten Gebäuden untergebracht sind. 

Auch im Industrieschutz, in Unterneh­
mungen mit geringem Werksgelände, 
wird die Unterbringung der Löschkarre 
problematisch. Der Handzugwagen kann 
wegen seiner Breite von r.." 1325 mm 
nicht durch normale Türen gefahren 
werden. Öfters bilden auch Treppen ein 
Hindernis, die den Einsatz der Lösch­
karre erschweren. Die Löschkarre mit 
der gesamten wertvollen Ausrüstung 
wird dann in einem Nebengebäude oder 
in einer Garage, dort oft nicht aus­
reichend brand- und trümmergeschützt, 
untergebracht. 

Die Einsatzkräfte für das Gerät dagegen 
halten sich u. U. in einem entfernt lie­
genden Raum auf Abruf bereit. Die 
räumliche Trennung von Einsatzkräften 
und Gerät ist jedoch eine unglückliche 
Lösung und sollte vermieden werden. 

So praktisch die Löschkarre tür den 
Selbstschutzzug im Rahmen der Auf­
gaben des Selbstschutzes auch ist, im 
Betriebsselbstschutz sind die Einsatz­
möglichkeiten zum Teil eingeschränkt 
und entfallen, wenn nur geringe Weg­
strecken zurückzulegen sind. 

Der große Vorteil der übersichtlichen 
und griffbereiten Verteilung der gesam­
ten Ausrüstung nach Beladeplan der 
Löschkarre, Anhang 4, TKB BzB 26-63-
19/20.04 soll zwar dabei nicht übersehen 
werden. Jede plan volle Einsatzbereit­
steIlung der Ausrüstung wird aber hin­
fällig, wenn mit ihr die Einsatzstelle 
nicht oder nur schwer erreicht werden 
kann. Auch mit gut ausgebildeten Ein­
satzkräften wird eine wirksame Brand­
bekämpfung in Frage gestellt. wenn das 
erforderliche Einsatzgerät nicht ausrei­
chend schnell zur Stelle ist. 

Ferner ist zu beIiicksichtigen, daß der 
Kostenaufwand für die Löschkarre ein­
schließlich der Löschkarrenplane und 
den beiden Zuggurten mehr als 20% der 
gesamten Ausgaben für die Geräteaus­
rüstung der Kraftspritzenstaffel beträgt. 

Hier sollte ein neuer Weg gefunden 
werden. Es wurde deshalb der Versuch 
unternommen, das ganze Gerät einer 
Kraftspritzenstaffel nach der z. Z. gül­
tigen Ausrüstungsnachweisung unter 
Berücksichtigung des technischen Ein­
satzes aufzuteilen und in geeignete Be­
hältnisse zu verpacken, die dann von 
den Einsatzkräften der Kraftspritzen­
staffel (ein StafTelführer und fünf Hel­
fer) vom Lagerort des Gerätes zur Ein­
satzstelle getragen werden können. So­
wohl bei der Lagerung als auch beim 
Transport ist zu beachten, daß die 
Staffelausriistung zweckmäßig nach Um­
fang, Größe und Gewicht aufgeteilt 
wird. Bei der Auiteilung sind die Trag­
kraftspritze TS 2/5 und die beiden 3 m 
langen Saugschläuche wegen des Ge­
wichtes und der überlänge gesondert zu 
behandeln. 
Die TS 2/5 ist während der Lagerung 
mit einer Schutzhülle versehen. Sie be­
steht aus verrottungsbeständigem Mate­
rial mit zwei verdeckten Aussparungen 
am Oberteil, um die TS 2/5 auch mit 
dem überzug transportieren zu können. 
Die beiden Saugschläuche sind griff­
bereit zu lagern. Zwei ausgesonderte 
Kiz.-Felgen können dabei zur Schonung 
der Schläuche als Aufhängevorrichtung 
verwendet werden. Das restliche Gerät 
der Kraftspritzenstaffel -Ausrüstung ist 
in vier Gerätetragetaschen zu verpacken. 
Dabei wurde davon ausgegangen, daß 
jede Tasche von 2 Helfern oder im Ket­
tenverband drei Taschen von vier Hel­
fern getragen werden. Es wird für 
zweckmäßig gehalten, das Gerät so auf­
zuteilen, wie es im Einsatz benötigt 
wird. Die vorgesehene Löschwasserver­
sorgung . ist dabei mitbestimmend. Es 
kann also vorkommen, daß Teilstücke 
der Ausrüstung für ein bestimmtes Ge­
bäude nicht benötigt werden, z. B. Saug­
schläuche, wenn nur Hydrantenanschluß 
besteht, oder etwa Schlüssel zum Unter­
flurhydrant und Stand rohr, wenn nur 
ein Uberflurhydrant vorhanden ist. Zur 
Verringerung des Gesamtgewichtes der 
Staffelausrüstung könnten diese Stücke 
ausgesondert und besonders gelagert 
werden. 
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Ganz oben: Die Trlgeta. dle mit dem W ... .,· 
flhdergeriil AuOer den Oller C·Orudlsdlliuchen 
und dem Verteiler las.en sich nodl zwei wel· 
tere SchlAuche unterbringen. Gewldlt dle.er 
Tasche: 36 leg. O.runtar : Zwei Aufnahman der 
Tasche mit dem Zu .. tzgerlt Im Gewldlt 'Ion 
26 kg. Bild ganz unten : Dia leompleUa Au.rü· 
.tung (ohne die balden Dru<*schlludle). Vorn 
der Trag.beutel mit EInreiBhaIean, Schau'e' und 
SchlUs .. 1 fUr Unterflurhydrant; linie. die TS 215; 

Trotz der Vielzahl der Einsatzmöglich­
keiten läßt sich eine zweckrr.äßige, ein­
hei tliche Aurteilung nach der Verwen­
dung der Einzelstücke vornehmen. Da­
bei erfolgt die AuCteilung nach Gruppen. 

Gruppe A Angri tfsgerät Kurzbezeich­
nung: "AG"; hierzu gehören: 

6 X 15 m Druckschlouch D, DIN 14811, 
aus Chemiefaser, mit eingeb. Kupplun­
gen. 
6 Rol1schlauchriemen D, ähnlich DIN 
14358, 
2 Fangleinen DIN 14920, 20 m lang, spi­
ralgeflochten, mit Fangleinen-Trage­
beutel DIN 14921 und Seilschlauchholter 
1,6 m, DIN 14920, 
1 Strahlrohr CM, DIN 14365, neue 
Schaltfolge, 
2 Strahlrohre DM, DIN 14365, neue 
Schaltfolge, 
2 Holzäxte B 1,25, DIN 7294, mit Feder 
120, mit geschwungenem Stiel 700 mrn, 
mit Axtschutztasche aus Leder, mit 
Blecheinlage und Seilschlauchhalter 
1,6 m, DIN 14920. Gesamtgewicht: 38 kg 

Gruppe B Wasserjördergerät Kurzbe­
zeichnung: "WG"; hierzu gehören: 

4 X 15 m Druckschlauch C, DIN 14811, 
aus Chemiefaser, mit eingeb. Kupplun­
gen, 
4 RoUschlauchriemen C, OIN 14358. 
Die Möglichkeit der Unterbringung von 
weiteren 2 X 15 m C-Druckschlauch ist 
gegeben. 
I Verteiler C-DCD, DIN 14345, mit Ku­
gelhahn. Gesamtgewicht: 36 kg 

Gruppe C Zusatzgerät Kurzbezeich.nung: 
"ZG"; hierzu gehören: 

1 Halteleine 10 m, für Saugleitung, 
DIN 14920, 
1 Standrohr, 1 C-Abgang aus LM, 
1 Schlüssel für UberClurhydrant, 
1 Paar Schachthaken mit Kette, 
3 Kupplungsschlüssel B /C, 
6 Wachsfackeln 2 Std. Brenndauer, 

Benzinkanister 10 I, 
1 Schutzkorb-C, aus Drahtgeflecht, 
1 übergangsstück B/C, DIN 14342, 
1 übergangsstück C/D, DIN 14341, 
1 Segeltuchbeutel für Schlauchbinden 
usw. 380 X 190, 
2 Schlauchbinden C, DIN 14108 4 
Schlauchschellen C; 4 Schlauchschellen D; 
1 SchlauchOickband AZ, 10 m lang; 2 
Schla uchhülsen C. 2 Schlauchhülsen D 
im Segeltuchbeutel, 
1 Petroleum-Sturmlaterne mit rotem 
Ersatzglas, 
1 Kfz.-Verbandkasten A, DIN 13163, 
1 Brechstange 700 mm, 30 mm 0 , 
1 Blechbüchse mit Dichtringen (2 C­
Saug-, 2 C-Druck-, 2 D-Druckringe), 
1 Schachtel Sturmstreichhö]zer, 
3 Handleuchten kpl. mit Stahlbatterie, 
einschl. - Vorsteckscheiben und Schlitz­
blende, 
1 Satz Werkzeug und Zubehör tür 
TS 2/5 
Gesamtgewicht: 26 kg 
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GTuppe D HilJsgerät Kurzbezeich.nung: 
.. HG"; hierzu gehören: 
1 Pionierschaulei 
1 leichter Einreißhaken 2teilig, 
1 Schlüssel für Unterfiurhydrant (nur 
wegen der Größe dieser Gerätetrage­
tasche zugeteilt) 
Gesamtgewicht: 12 kg 
Aus der vorstehenden Aufgliederung 
ergeben sich vier Behältnisse, wovon 
die Gerätetragetaschen der Gruppen A, 
Bund C gleiche Größe (etwa 70 X 35 X 
35 cm) haben. Sie sind so gestaltet, daß 
weiteres Gerät ohne ~chwierigkeiten 
aufgenommen werden kann. Die Ge­
rätetragetasche der Gruppe D - HilIs­
gerät - hat die Form eines Tragebeutels 
(Seesack). Diese Form wird wegen der 
größeren Teile der Ausrüstungsstücke 
erforderlich (zerlegbarer Einreißhaken, 
Pionierschautel und insbesondere Schlüs­
sel für den Unterflurhydranten). 
Dem StafTelführer muß es überlassen 
bleiben, nach der Einsatzlage seine An­
ordnungen so zu treffen, daß die be­
nötigten Teile des Hilfsgerätes dort vor­
handen sind, wo sie gebraucht werden. 
Grundsätzlich sollte versucht werden, 
das gesamte Gerät, wie es die Aus­
rüstungsanweisung vorsieht, zur Ein­
satzstelle zu bringen, zumindest dorthin, 
wo sonst die Löschkarre mit der kom­
pletten Bestückung stehen würde. Das 
kann durch die verfügbaren sechs Kräfte 
im Kettengang erreicht werden. Die Ge­
räteaufteilung würde wie folgt aus­
sehen: 

SFK MA 
Saugschlauch - TS 2/5 - Saugschlauch 
umgehängt umgehängt 

ATF - A.G. ATM - W.G. 
WTF - Z.G. - WTM 
(Die Abkürzungen bedeuten: SFK 
Staffelführer; MA = Masdlinist; ATF :. 
Angriffstruppführer; ATM = Angriffs­
truppmann; WTF - Wassertruppführer; 
WTM ~ Wassertruppmann.) 
Der Tragebeutel mit dem Hilfsgerät ist 
dabei umgehängt von einer Außenkraft 
- hier ATF oder WTM - mitzuneh­
men. Wenn die Beförderung in dieser 
Art nicht möglich sein sollte, sind die 
zurückgelassenen Gerätetragelaschen 
(zweckmäßig H. G. und Z. G.) von den 
Einsatzkräften der Kraftspritzenstaffel 
nachzuholen. Es werden sich überall 
dort, wo ein Selbstschutzzug bereitge­
stell t wird, weitere Helfer finden, die 
zur Entlastung der Kraftspritzenstaffel 
mit einspringen können, um das Gerät 
an die Einsatzstel1e zu bringen. 
Der Transport kann aber auch, wo 
durchführbar, durch eine Sackkarre er­
leichtert werden. Mit einer einfachen 
Sackkarre kann eine Kraft ohneSchwie­
rigkeiten die drei gleichgroßen Taschen 
fortbewegen. J ede Improvisa tion zur Er­
leichterung und Verbesserung des Trans­
portes sollte hierbei gefördert werden. 
Bei der Gerätebetörderung mit einer 
Sackkarre sieht die Verteilung tür die 



Staffelkräfte wie fOlgt aus: 
SFK + MA - TS 2/5 mit Metallauspuff­
schlaudJ. 
ATF - Sack karre mit 3 Taschen 
ATM - H .G. 
WTF - Saugschlauch 
WTM - Saugschlauch 
Die Gerätetragetasche muß aus verrot­
tungsbeständigem Material bestehen, 
vorzugsweise beiderseitig PVC-besdlidl­
tetes Gewebe von 80~1000 g/qmFlächen­
gewicht. Der an der Deckelklappe an­
gebrachte Leiterverschluß hat den Vor­
teil , daß er auch mit einem Vorhänge­
schloß oder mit einer Plombe versehen 
werden kann, wenn dies zur Sicherheit 
des wertvollen Inhalts erforderlich er­
scheint. Die seitlich angebrachten Ver­
schlußklappen nehmen die kleineren 
Teile der Ausrüstung auf, die damit ge­
schützt, übersiclltlich und griffbereit 
untergebracht sind. 
Die a ngenähten Tragegriffe sind stabil 
gehalten und mit Nieten gesichert. Die 
Seitennähte haben an den oberen Stel­
len Verstärkungsstreifen, um ein Aus­
reißen zu verhindern. Ein festes Boden­
stück, mit sechs Standknöpfen versehen, 
verstärkt die Tragetasche und gibt ihr 
Form und Standfestigkeit. 
Die Seesack tasche hat einen breiten 
Tragegurt und kann, ohne in die Schul­
ter einzuschneiden, getragen werden. 
Die Tragetascllen sind nicht nur für den 
Transport, sondern auch für die Lage­
rung vorgesehen. Sie können im Schutz­
raum in einem Nebenraum oder im Zu­
gang auf Rosten, Regalen oder an den 
Wänden griffbereit aufbewahrt werden, 
ohne viel Platz zu benötigen. 

Der Transport der Ausrü stungsgegenstlnde In Tragetaschen kann 
erleichtert werden, wenn die örtlichen Verhältnisse es zulassen. Hier 
.Ind z. B. die drei Tragetaschen für Angrlffs-, Wasserförder- und Zu­
satzgerät auf eine Sack karre geladen worden. 

Zusammenfassend kann gesagt werden, 
daß die oben beschriebene Auf teilung, 
Beförderung und Unterbringung der 
Geräteausrüstung einer Kraftspritzen­
staffel in vier Tragetaschen dem drin­
genden Bedürfnis entspricht, die Geräte 
in unmittelbarer Nähe der Selbstschutz­
helfer einsatzbereit zu haben und ohne 
Hilfe einer Löschkarre auch befördern 
zu können. 

Die Anregung wurde gegeben, um Be­
trieben und Verwaltungsstellen einen 
Weg zu zeigen, den gestellten Aufgaben 
des Selbstschutzes, auch unter ungünsti­
gen Verhältnissen, gerecht zu werden. 
Es darf dabei nicht vergessen werden, 
daß mitGerätetragetaschen ausgerüstete 
Kraftspritzenstaffeln nur dort einzuset­
zen sind, wo keine zu großen Weg­
strecken zurückgelegt werden müssen. 

Für Selbstschutz, 
zivilen Bevölkerungsschutz 
und 
Katastropheneinsatz 
liefern wir Dosisleistungsmesser nach B.z. B.-Vorschrift und StAN: 

• Dosisleistungsmesser mit kleinem Zubehör 
• Dosisleistungsmesser mit groBem Zubehör. 

Besuchen Sie uns, I NTERKAMA, Düsseldorf, Halle F 1, Stand 6115 (13.-19.10.65) 

GRAETZ RAYTRONIK-GmbH, 599 Altena,Tel.: 821 Verm., FS.: 08229352 
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Minister Höcherl läßt bitten 

Inder Orlsstclle Beuet (NR \\1') wurde 
der Versuch unternommen, eine ge­
schlossene Klasse der hiesigen Real­

schule für den Selbstschutz zu gewinnen 
und auszubilden. Ausgangspunkt dieses 
Vorhabens WDr die Tatsache, daß nach 
dem Selbstschutzgesetz mit dem 16. Le­
bensjahr eine Pflichtausbildung einsetzen 
soll. Um diese Gesctzespflidlt niclll als 
unversHindlichcn Zwang hinnehmen zu 
müssen, sondern sie als selbsterhaltende 
Notwendigkeit einer um die Sicherheit 
seiner Bürger bemühten Demokratie zu 
empfinden. sollten gewisse staatsbürger­
liche Probleme als Vorbereitung aur den 
späteren Pflichtenkreis mit den Schülern 
diskutiert werden. 
Der Ortsstelle kam zugute, daß dieser 
Schule mehrere für die Belange des 
Selbstschutzes aufgeschlossene Lchr-
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Audienz für die 
Abschlußklasse der Beueler 
Mädchen-Realschule 

kräfte angehören. So konnte schon regel­
mäßig seit zehn Jahren ein Teil der Jun­
gen ab vorletzter Klasse bewogen wer­
den, an den Kursen "Erste Hilfe", 
.. Grundausbildung" und "Brandsehutz" 
und "Rettung" auf freiwilliger Basis 
teilzunehmen. Viele besuchten weiter­
führende Lehrgänge an der Landes­
schule. Sie stehen heute nom der Orts­
stelle als Helfer im BLSV und im Selbst­
schutz zur Verfügung. 
1963 wurde zum erstenmal die damalige 
Mädchenklasse 5b als geschlossene Ge­
meinschaft in die Aufgabenbereiche des 
Selbstschutzes eingeführt. (Es soll nicht 
verschwiegen werden, daß die Klassen­
lehrerin gleichzeitig Frauensachbearbei­
terin der OrtssteJle ist!) Die Eltern wur­
den über das Vorhaben eingehend unter­
richtet und ihr Einverständnis eingeholt. 

Die schulischen Belange mußten natür­
lich gewahrt bleiben. Das geschah nach 
den .. Grundsätzlidlen Richtlinien und 
Empfehlungen zur Politischen Bildung 
und Erziehung" der Ständigen Konfe­
renz der Kultusminister von 1950, 1955, 
1960 und 1963. So wurden geeignete 
Themen (Dienst an der Gemeinschaft, 
mitmenschliches Verhalten, Begegnung 
mit Gefahren, demokratische Grundla­
gen, ihrc Sichcl'heits- und Sdlutzorgane 
ete.) diskuticrt, um Ansätze zu einer po­
litischen Erziehung zu gewinnen, die der 
Entwicklungsstufe der Mädchen entspra­
chen. Die eigentliche Ausbildung im 
Selbstschutz, durch die eine erziehende 
Wirkung durch das Zusammspiel von 
Einsieh t und übung erweckt werden 
sollte, wurde außerhalb der Schulstun­
den durchgeführt. Es begann mit der 



Unterweisung in Erster Hilfe, die in den 
Händen einer erfahrenen Ärztin des Jo­
hanniter-Ordens lag. I n der Zeit vom 
10. Oktober bis zum 12. Dezember 1963 
traf sich die Klasse wöchentlich an einem 
Nachmittag von 16 bis 18 Uhr. Diese 
sinnvolle Gestaltung eines Teils ihrer 
Freizeit fand durch den anregenden 
Wed1.sel von Theorie und übung un­
geteilten Beifall. So erblickten die Mäd­
chen in der Teilnahme an einer Grund­
ausbildung des Selbstschutzes im Juni 
1964 die notwendige Ergänzung zur "Er­
sten Hilfe", wurden sie doch hier mit der 
vielseitigen Hilfe in einem möglichen 
Kriegsfa lle vertraut gemacht. 
Es ist an vielen Schulen üblich, im letz­
ten Schuljahr eine Abschlußfahrt durch­
zuführen. Als die Schülerinnen von der 
Möglichkeit hörten, ihre bisher erworbe­
nen Kenntnisse auf einem Lehrgang an 
der Landesschule des BLSV vertiefen 
und ergänzen zu können, entschlossen 
sie sich, die Zeit ihrer Abschlußfahrt 
dafür zu opfern. Welche Erlebnisfülle 
und Freude die Mädchen an der Landes­
schule hatten, davon haben sie selbst in 
der Fachzeitschrift Ziviler Bevölkerungs­
schutz berichtet. (Siehe ZB Nr. 9/ 1964.) 

Abschließend muß festgestellt werden, 
daß diese Art der ergänzenden politi ­
schen Erziehung den Anschauungs- , Tat­
und Erfahrungsbereich der Schule 
fruchtbringend erweitert hat. Es darf 
hier erwähnt werden, daß einige Mäd­
chen dieser Klasse sich für das "Soziale 
Jahr" gemeldet haben. 
Wesentlich erscheint, daß die im Selbst­
schutzgesetz geforderte "Dienstpflicht" 
bei diesen Jugendlichen rechtzeitig in 
einen einsichtigen "DienstwilIen" um­
gewandelt wurde. 
Krönung des Versuches war für die 
Mädchen die Einladung ins Bundesmini­
sterium. Am 23. Februar dieses Jahres 
empfing Bundesinnenminister Höcherl 
alle 36 Teilnehmerinnen in seinem 
Dienstzimmer mit Handschlag. Anschlie­
ßend bewirtete er die "Helferinnen" mit 
Kaffee und Kuchen. Natürlidl nahm 
auch das Fernsehen Kenntnis von die­
sem Geschehen. 
Das Kompliment des Ministers: "Die Be­
reitschaft junger Menschen, als Ausbil­
dungshelfer im Verband tätig zu sein, 
zeigt, daß sie mit einem Zeitproblem 
fertig werden, das zu lösen der älteren 
Generation außerordentlich schwerfällt." 

Rudolf 'Vinck 

Am Ende Ihrer Schulzeit erwartete die SchUlerinnen der Abschlußklasse der Beueler Realschule 
eine besondere Oberraschung. ael Kaffee und Kuchen durften sie Bundesinnenminister Hermann 
Höcherl Ober Ihre Erlebnisse während eines Lehrganges an der landesschule des BlSV Im 
Schloß Körtllnghausen berichten. Selbst Vater von Töchtern Im gleichen Aller, land der Minister 
sofort den richtigen Ton mit seinen Jungen Gesprächspartnerinnen. 

GUTESICHERUNG FUR 
ZIYILSCHUTZERZEUGNISSE 

Die Gütesicherung für Zivilschutz­
erzeugnisse hat nunmehr in den Ver­

handlungen des Innenausschusses des 
Bundestages auf nachdrückliches Be­
treiben des BDI (Bundesverband der 
Deutschen Industrie) mit Unterstützung 
des Bundesministeriums des Innern 
durch Änderung des § 50 des Ent­
wurfs eines Selbstschutzgesetzes eine 
neue gesetzlidle Grundlage gefunden. 
Hiernach soll an Stelle der bisher vor­
gesehenen behördlichen Vertriebsgeneh­
migung in jedem einzelnen Fall das 
Bundesministerium des lnnern ermäch­
tigt werden, einer Institution der Wirt­
schaft die Befugnisse zur Gütesidlerung 
auf freiwilliger Grundlage zu übertra­
gen. 
Im Herbst 1964 erhielt der BDI vom 
Bundesinnenminister den Auftrag, die 
Organisation einer solchen Gütesiche­
rung unter Mitwirkung des RAL (Aus­
schuß für Lieferbedingungen und Güte­
sicherung beim Deutschen Normenaus­
schuß) vorbereitend in die Wege zu 
leiten. 
Voraussetzung für den Aufbau einer 
solchen Organisation für Qualitätssiche­
rung war 
- die amtliche Begrenzung auf be­
stimmte gütezusichernde Zivilschutz­
erzeugnisse, die für Sicherheit und Ge­
sundheit der Bevölkerung von besonde­
rer Bedeutung sind, 
- die Au fstellung verbindlidler Min­
destanforderungen, die an diese Güter 
zu stellen sind. 
Beide Voraussetzungen sind inzwischen 
durch Verhandlungen mit dem Bundes­
amt für zivilen BevölkerungssdlUtz 
(BzB) und (für die Schutzraumeinrich­
tungs- und -ausrüstungsgegenstände) 
mit dem Bundesministerium für Woh­
nungsbau erfüllt. Die Zahl von etwa 40 
zu sichernden Gütearlen macht es not­
wendig, mehrere Gütegemeinschaften 
zu bilden. Aus Gründen organisatori­
scher Vereinfachung und leichterer 
überschaubarkeit muß aber ihre Zahl 
beschränkt werden, indem jeweils 
Gruppen in etwa homogener oder ver­
wandter Erzeugnisse zusammengefaßt 
werden. Zur Vermeidung größeren Ver­
waltungsaulwandes wird ferner ange­
strebt, die Gütegemeinschaften auf der 
organisatorischen Grundlage der be­
stehenden BDI-Fadlunterausschüsse zu 
errichten und sie mit ihrer Geschäfts­
führung jeweils an geeignete industriel­
le Fachverbände anzulehnen. 
Nach gründlicher Vorbereitung gelang 
es am 9. Februar 1965, die erste Güte­
gemeinschaft, und zwar die .. Gütege­
meinschaft Strahlennachweis- und 
-meßgeräte", in einer ofCiziellen Grün­
dungssitzung ins Leben zu rufen. Es ist 
zu hoffen, daß in absehbarer Zeit wei­
tere, insgesamt etwa sieben bis acht 
Gütegemeinschaften folgen werden. 
Mit dieser von der Bundesregierung auf 
die Industrie delegierten Aufgabe über­
nehmen die beteiligten Firmen durch 
ihre Beleihung mit dem Z-Gütezeichen 
die Gewähr, daß die mit diesem Güte­
zeichen versehenen Erzeugnisse den be­
hördlich gestellten Mindestanforderun­
gen entsprechen und diese auch in der 
laufenden Fertigung beibehalten. 
(Entnommen aus "Mitteilungen des Bundes­
verbandes der Deutschen IndustrieM

, Heft 3/65) 
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Mehr Unterstützung 
dem Unfallrettungsdienst 

Von Centa Haas MdB 

Die Qualität der Ersten Hilfe entscheidet 

n : 01. Mlnner de, Unfallwagen. haben , •• Ige· .,It, daß der Verl.tzt. nlchl l,an.porHlihlg Isl, und 
~n über Funk den Notant.Wagen angefordert. 
rten: Die Elnrldltung de. Wagen. gibt dem Ant 
~ M6glkhkeft zu .Inem sofortigen leben.raHenden 

D ie Zahl der Unfalltoten betrug 
innerhalb der Bundesrepublik im 
Jahre 1964 allein im Straßenver­

kehr rund 16000; die Gesamtzahl dürfte 
auf etwa das Doppelte zu veranschlagen 
sein. Während die Zahl der am UnCall­
ort Verstorbenen sehr unterschiedlich 
angegeben wird, sind die Statistiken 
über die Anzahl der Schwerverletzten, 
die auf dem Transport vom UnCallort 
zum Arzt bzw. ins Krankenhaus ster­
ben, ziemlich eindeutig: Die Zahl liegt 
bei etwas über loofo. Das erschreckende 
Ansteigen der Verkehrsunfälle, das 
Opfer an Leben und Gesundheit, das 
der Verkehr jedes Jahr von uns (ordert 
(von den hohen Schadensfolgekosten 
nicht zu reden), läßt uns um so mehr 
aufhorchen, wenn wir von zuständiger 
Seite erfahren, daß etwa 10°/. der Un­
fall toten gerettet werden könnten, wenn 
ihre überführung in das Krankenhaus 
zeitgerecht, d. h. meist möglichst rasch 
und mit einem Höchstmaß an Sach­
kunde, erfolgen könnte. 
Der Erfolg des Unfallrettungs- und 
Krankentransportdienstes hängt in er­
ster Linie davon ab, ob eine genügende 
Anzahl von SpezialCahrzeugen und Spe­
zialausrüstungen vorhanden ist und 
wie die Rettungswachen über das Land 
verteilt sind; man so11te aber nicht ver­
gessen, daß auch hier das beste Instru­
ment wertlos ist, wenn es der Mensch 
nicht oder nicht richtig handhaben 
kann. 
Angesichts der zahlreichen Schwierig­
keiten, in denen sich der Unfallret­
tungs- und Kl'ankentransportdienst des 
Roten Kreuzes befindet, bat ich die 
Bundesregierung in einer kleinen An­
frage um Auskunft darüber, welche 
technischen und personellen Möglichkei­
ten diesen Dienst verbessern könnten, 
ob eine Ausbildung des einschlägigen 
Personals von 40 Stunden (Sanitäter­
ausbildung) lür ausreichend angesehen 
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werden könne, ob diese Ausbildung 
nicht nach allgemein - verbindlichen 
Maßstäben angehoben und damit ein 
anerkannter Ausbildungsweg beschritten 
werden sollte, ob nicht ein neu zu 
schaffendes Berufsbild einen sozialen 
Anreiz im Sinne der Werbung für 
den Rettungsdienst bedeuten könnte, 
elO Berufsbild, das zugleich das Selbst­
vertrauen, die Selbstsicherheit und das 
Ansehen dieses Personenkreises erhöhen 
würde, und ob das im Un.tallrettungs­
dienst tätige Personal in Hinsicht auf 
seine große Verantwortung über Leben 
und Tod der Unfallgeschädigten nicht 
a'JS dem Arbeiterverhältnis in das An­
gestellten verhältnis übernommen wer­
den sollte. 
In den Bundesländern Bayern, Baden­
WÜl'ttemberg und Rheinland-Pfalz wird 
der Unfallrettungs- und Krankentrans­
portdienst fast ausschließlidl vom Ro­
ten Kreuz durchgeführt, in den anderen 
Bundesländern im Zusammenwirken mit 
der Feuerwehr und den Organen der 
Polizei. Diese Regelung geht auf die 
Weisungen der Besatzungsmächte nach 
1945 zurück. Das Personal des Unfall­
rettungsdienstes und des Krankentrans­
portes wird seither in der Regel nach 
einer 40stündigen Ausbildung einge­
setzt. Während das gesamte Deutsche 
Rote Kreuz einen Wagenbestand von 
2345 Wagen im Einsatz hat, laufen da­
von in Bayern allein 740. Das Bayeri­
sehe Rote Kreuz verfügt über rund 
2000 hauptamtlidle Kräfte (Sanitäter), 
hat aber noch viele ehrenamtliche Kräf­
te im Einsatz. Sowohl bei den haupt­
amtlichen wie den ehrenamtlichen 
Kräften hat die heutige Konjunktur 
mit ihrer Vollbeschäftigung für diesen 
nicht allzu attraktiven Dienst ernst­
hafte Nachwuchssorgen mit sich ge­
bracht. Diese Sorge wird aber wei t von 
der Erkenntnis überwogen, daß die 
Ausbildung der im Unfallrettungsdienst 



Tätigen unzureichend ist und daß an­
stelle der uneinheitlichen Qualifikation 
ein allgemein verbindlicher und allge­
mein anerkannter Ausbildungsweg be­
schritten werden müßte. Die Organisa­
tionen, die den Unfallrettungs- und 
Krankentransportdienst tragen, brau­
dten ein wirklich schlagkräftiges Instru­
ment. Weit mehr noch als um die Quan­
tität der Hilfskräfte geht es den Fadt­
kreisen um die Qualität der Hilfe; mit 
anderen Worten: um eine bessere und 
modernere Ausbildung des Personals. 
Man diskutiert im Augenblick über die 
höheren Anforderungen, die an die 
Vor- und Ausbildung der Kranken­
schwester zu stellen sind und fordert 
selbst von der Krankenpflegehelferin 

eine geschlossene einjährige Ausbildung 
mit Abschlußprüfung. Während diese 
aber unter der Aufsicht und Verant­
wortung einer ausgebildeten Schwester 
arbeitet, muß der Sanitäter im Unfall­
rettungsdienst in eigener Verantwor­
tung handeln, in kritischen Augenblik­
ken nach rascher Uberlegung Entschei­
dungen treffen, in denen es häufig um 
Leben oder Tod des Verletzten geht. 
Es erscheint recht und billig, dem im 
Unfallrettungsdienst tätigen Personen­
kreis ein einheitliches Berufsbild zu 
geben und damit eine bessere Berufs­
ausbildung, die seiner Verantwortung 
entspricht. Daneben gilt es auch, den 
sozialen Status dieses Personenkreises 
aus dem Arbeiter- in das Angestellten-

STRAHLENMESSGERÄTE 
VON TOTAL 
FOR DEN SELBSTSCHUTZ 

Wir fertigen und liefern nach amtlichen Richllinien und Vorschriften . 

TOTAL KOM.-GES. FOERSTNER & CO., ABT. STRAHLEN MESSGERÄTE 
6802 LADENBURG, POSTFACH 7, TELEFON (06203) 2986, FS 04-62101 
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verhältnis anzuheben und nach Uber­
prüfung der Zuständigkeit eine gesetz­
liche Verankerung ihres Berufsbildes 
wie ihrer Berufsausbildung anzustre­
ben. 
Ich vertrete in diesem Sinne nicht nur 
die gerechten Interessen einer Berufs­
gruppe, die zum Wohle aller eine höchst 
opfervolle Aufgabe übernommen hat, 
sondern auch das Interesse und das 
Wohl eines jeden Staatsbürgers. Wir 
alle könnten eines Tages auf die Um­
sicht und Sachkunde, auf die geschick­
ten Hände und das rasche Handeln 
unserer Sanitäter im Unfall rettungs­
und Krankentransportdienst angewie­
sen sein. 
(Entnommen dem Deutschland-UnIon-Dienst) 

LS-GEIGERZAHLER 
TOTAL-ATOMETER 

. zur persönlichen Ausrüstung 
im Selbstschutz 

• entsprechend den vorläufigen 
Richtlinien für LS-Geigerzähler 

TOTAL-STRAHLENSCHUTZ­
RECHENSCHEIBE 

• jetzt in farbiger Kunststoffausfüh­
rung, 

• stabi I, handlich. einschließlich Auf· 
bewahrungstasche und Anleitung 
mit praktischen Rechenbeispielen 

• auch als Wandtafel für Lehrgänge 
und Schulungen lieferbar. 
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MOTORISIERTE HILfE 

?Ie Marschgruppen werden von einem lellungsgehlUen 
luf der Karte eingewiesen. Oie Molorhaube des Funk­
lammendowagens dient dabei als Kartentisch . 

Der FOhrer einer Marschgruppe gibt seinen Funkspre­
ehern die Lage und Ihren Platz In der Kolonne an. Die 
Handfunkspredlgerlte FuG 6 arbellen Im UKW-2-m-Oand. 

Fahren Sie nach Rheinbach und mel­
den Sie sich dort bei ... " 

Wie o(t wird einem Helfer der Organi­
sationen, die sich die Nächstenhille als 
Aurgabe gestellt haben, cin solcher oder 
ähnlich lautender Auftrag erteilt. 

Dabei wird von der Einsatzleitung in 
der Regel vorausgesetzt, daß der mit 
diesem Auitrng versehene Helfer zum 
Einsalzort findet. Meist ist diese An­
nahme auch berechtigt, weil Ortskennt­
nisse im Wohngebiet vorausgesetzt wer­
den können. 

Wenn sich der Einsatz allerdings über 
den eigenen bekannten Ort oder Land­
kreis hinaus erstreckt, wird die Sache 
schon ein wenig schwieriger. Erschwerte 
Situationen würden auch in einer Groß­
stadt auftreten, wenn Teile der Stadt 
zerstört wurden und die Hilfskräfte aus 
einem anderen Stadtteil oder sogar von 
außerhalb kommen. Dann wäre es not­
wendig, die Kräfte entsprechend einzu­
weisen. 
Jede derartige Einweisung, bei der man 
das Objekt der Schadensbekämpfullg 
nicht mehr im Blickfeld hat, muß mit 
Hilfsmitteln vorgenommen werden. Da­
zu dienen in erster Linie Kal-ten. Diese 
Karten lesen zu können ist eine Fähig­
keit, die jeder nach gründlicher Unter­
richtung erlernen kann. Weitaus schwe-
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rer fällt es dagegen, die Auswertung aus 
einer Karte auf die tatsädllidle Umge­
bung zu übertragen. Zu Fuß, und wenn 
genügend Zeit zur Verfügung steht, ist 
das Orientieren im unbekannten Ge­
lände verhältnismäßig einfach. Wenn 
man aber mit einer motorisierten Ko­
lonne bei der heute auf den Straßen 
herrschenden Verkehrsdichte bestimmte 
Melde- oder Lotsenstellen erreichen soll. 
und dies noch zu festgelegten Eintreff­
zeiten, so gehört zur Lösung einer sol­
chen Aufgabe schon eine gewisse übung. 
Nun könnte man als Unbeteiligter fra­
gen, warum man überhaupt mit den 
Hiltskolonnen an besonders angegebe­
nen Stellen zu einem bestimmten Zeit­
punkt sein muß? Dazu wäre zu sagen, 
daß diese Situation zwangsläufig für die 
Einheiten des KatastrophenhilCsdienstes 
und des Zivilschutzes eintreten kann. Bei 
der Vielzahl der Organisationen und 
Fachdienste ist ein erfolgreicher Einsatz 
im Katastrophenfall nur durch eine 
entsprechende Lenkung durch die Ein­
satzleitung möglich. Bei der Auftrags­
erteilung werden den Einheiten nicht 
nur bestimmte Einsatzabschnitte zuge­
wiesen, auch der Anmarsch muß zur 
Vermeidung von Stauungen oder im 
Verteidigungsfall zur Ausnutzung eines 
eventuellen sogenannten Marschkre­
dits auf bestimmte Straßen verlegt wer-

Der 52. LS-Fernmeldezug besteht 8U'~:::~~::~:::~~~:: 1 wagen, Funkgruppenfahrzeug, zwei 
gen, Lade~ und Inltandsetzungsfahrzeug, 

den. In manchen Situationen wird es 
notwendig sein, daß die einzelnen Fach­
dienste nicht gleichzeitig, sondern nach­
einander in EinsatzweUen arbeiten müs­
sen. Z. B. wenn zuerst eine Brandschutz­
einheil am Schadenort benötigt wird 
und Bergungs- und Sanitätszüge erst 
zu einem späteren Zeitpunkt tätig wer­
den sollen. Eine derartige Aurtragser­
teilung durch die Leitung muß von den 
Einsatzkrüften zeitgerccht und diszipli­
niert durchgeführt werden können. 
Es ist einleuchtend, daß beide Aufgaben, 
nämlich die Auftragserteilung und die 
Ausführung, im Ernstfall besser gelöst 
werden können, wenn sie bei übungen 
bereits erprobt wurden. 

100 Helfer beteiligt 
Zu diesem Zweck wurde Mitte März 
eine Marsch-, Orientierungs- und Funk­
sprechübung im Raum Köln-Bonn-Mün­
stereifel-Rheinbach vom Malteser-Hilfs­
dienst geplant und durd1.geführt. 
Beteiligt waren 3 Katastrophen-Sani­
tätszüge, 1 Katastrophen-Betreuungszug 
und 3 Luftschutz-Fcrnmeldezüge, die 
sämtlich personell miL Helfern des Mal­
teser-Hilfsdienstes besetzt waren. Mit 
voller Absicht und mit Zustimmung des 
Regierungspräsidenten in Köln wurden 
die Katastrophen- und LuftschutzhiHs-



Eine Marsch., Orientierungs· 
und Funksprechübung des MHD 

Oie Antenne der beweglichen FunkieltsteIle wird zu­
sammengesteckt. Sende- und Empfangslelslung Im 4-m­
Band werden dadurch um ein Vielfaches verstärkt. 

dienst-Einheiten gemeinsam eingesetzt. 
Weil es sich um eine Marsch- und 
Orientierungs übung ohne fachlichen 
Sanitätseinsatz handelte, waren nur die 
Führer, Kraftfahrer und Funksprecher 
beteiligt, so daß etwa 100 Helfer mit 
rund 40 Kraftfahrzeugen unterwegs 
waren. 

Es soll hier die Gelegenheit benutzt 
werden, einmal den Kalaslrophenhilfs­
dienst des Landes Nordrhein-Westfalen 
vorzustellen, der im Gegensatz zum 
Luftschutzhilfsdienst nicht vom Bund, 
sondern von den Ländern nach eigenen 
Vorstellungen aufgestellt wird. Er ist 
für Criedensmäßige Katastrophen, wie 
z. B. überschwemmungen, Industrie-Un­
glücke, Waldbrände, Erdbeben, Häuser­
einstürze u. ä. Unglücksfälle vorgese­
hen. 
Es muß in diesem Zusammenhang aber 
eindeutig festgestellt werden, daß zu 
Hilfeleistungen bei friedensmäßigen 
Katastrophen selbstverständlich auch 
der Luftschutzhilfsdienst, soweit erfor­
derlich, herangezogen werden kann. Es 
wäre einfach absurd, in Notfällen auf 
diese gut ausgetilsteten und ausgebilde­
ten Einheiten zu verzichten und sie "zu­
sländigkeitshalber" auf den Fall "X" 
warten zu lassen. Die Aufgabe heißt 
Rettung von Menschenleben und Sicher­
stellung von Sachwerten, und zwar in 

Krieg und Frieden. Es ist ja eine be­
kannte Tatsache, daß z. B. bei der Flut­
katastrophe in Hamburg 1962 auch 
LSHD-Einheiten im Einsatz waren. Aus 
vorstehenden Feststellungen heraus ist 
es nur logisch, hin und wieder gemein­
same übungen des Katastrophen- und 
des Luftsdtutzhilfsdienstes durchzufüh­
ren. 

" Gaskesselexplosion" 
in Münslereifel 
Nun aber zur übung selbst. Sie war 
unter Betilcksichligung der LSHD­
Dienstvorschriften ,.Anlage und Durch­
führung von LS-übungen" und "Der 
Marsch" angelegt worden. 
Als Lage wurde die Explosion eines 
Gaskessels in Münstereifel, ein sich dar­
aus entwickelnder F lädtenbrand und 
entsprechende Anordnungen des Regie­
rungspräsidenten in Köln zur Hilfelei­
stung angenommen. 

übungszwedc war: 
das Beurteilen der Lage und Ausgabe 
eines mündlichen Marschbefehls, 
das Führen einer Marschgruppe zum 
Bereitstellungsraum, dabei Verhalten 
auf dem Mot-Marsch, 
die Meldung und das "Einsa tzgespräch" 
bei der Leitung, 
die Erkundung der Marsoostrecken so­
wie das Orientieren nach Karte und 
Kompaß, 
die Zusammenarbeit zwischen Katastro­
phenhilfsdienst und LSHD und 
die Versorgung. 
Die übungsbestimmungen regelten Ein­
zelheiten, wie Kontrollposten, Leitungs­
netz, Versorgung, Anzug, Sicherheits­
maßnahmen, Beginn und Ende der 
übung u. ä. 
Außer einem Ablaufpunkt waren 8 
Kontrollpunkte eingerichtet und besetzt 
worden, die von den einzelnen Marsch­
gruppen anzufahren waren. Hier erhiel­
ten sie jeweils den nächsten Kontroll­
punkt mitgeteilt. Auf einer Kontrol1-
karte die der Führer jeder Marsch­
gruppe mitführen mußte, wurden die 
jeweiligen km-Stände zwisdten den 
Kontrollpunkten nach dem Tadtometer­
stand aufgeschrieben. Die Gruppe mit 
der kürzesten GesamtCahrstrecke in 
Kilometern hatte die Wertung gewon­
nen. Die Strecken waren so ausgesucht 
worden, daß vier Kontrollpunkte am 
Vormittag und die übrigen vier am 
Nachmittag erreicht werden konnten. 

In der Mittagspause sorgten nette Helfe­
rinnen des Malteser-Hilfsdienstes, die 
im Rahmen des Betreuungszuges mit­
wirkten, dafür, daß die schmackhaft 
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zubereitete Linsensuppe audl attraktiv 
serviert wurde. Der letzte Zug beendete 
seine Fahr- und Orientierungsübung 
gegen 19.00 Uhr. Während der gesamten 
Ubungszeit wurde ein sparsamer, aber 
regelmäßiger Funksprechverkehr abge­
wickelt. 

Welche Erfahrungen wurden nun aus 
dieser übung gesammelt? Abgesehen 
von der Tatsache, daß die Kraftfahr­
zeuge wieder einmal richtig ausgefahren 
werden konnten und dadurch ihre Ein­
satzbereitschaft nachweisen mußten, 
stellt diese Orientierungsübung für die 
Beteiligten neben dem üblichen Ausbil­
dungsbetrieb etwas Besonderes dar. Die­
ser Punkt, "etwas Besonderes zu bieten", 
darf in seiner Wirkung bei freiwilligen 
und ehrenamtlichen Helfern nicht un­
terschätzt werden. Katastrophen passie­
ren zum Glück nicht alle Tage. Dafür 
sollten aber gelegentliche, besondere 
übungen das Interesse der Helfer an 
der Mitarbeit wachhalten. Der Ehrgeiz 
und der Eifer, die bei derartigen Ver­
anstaltungen entwickelt werden und auch 
in diesem Fall augenscheinlich waren, 
sind für jeden Außenstehenden immer 
wieder beeindruckend. 

Links : Hier geht es um die Wurst! HeIlerinnen des Malteser-Hilfsdienstes servieren sie mit zarter 
Hand, sie schmeckt darum noch einmal so gut. Oben : War das Weiter von der Obungsleltung mit 
eingeplant? Bel einem solchen Sonnenschein Ist die Obung schon halb gelaufen. 

Bei der vorstehend besprochenen übung 
haben einige Situationen die Gültigkeit 
bestimmter Grundsätze unterstrichen: 
1. Wenn sich Fehler bei der übungsvor­
bereitung herausstellen und die Ubung 
schon läuft, sind Korrekturen riskant. 
2. Bei Orientierungsübungen müssen die 
ausgegebenen Karten und Kompasse von 
Leitung und Einsatzgruppen überein­
stimmen. Umrechnungen komplizieren 
den Ablauf. 
3. Anweisungen der Leitung müssen 
kurz, verständlich und absolut eindeutig 
sein. 
4. Funkgespräche kann man dem Lei­
tenden, den Leitungsgehilfen und Ein­
heitsführern überlassen. Funksprüche 
dagegen sollten immer nur von den im 
UKW-Funksprechverkehr besser ge­
schulten Funksprechern abgewickelt 
werden. 
5. Fernmeldemittel und Fernmelder sind 
Führungsmittel und dürfen nicht Selbst­
zweck werden. Wesentlich sind nicht die 
brillanten technischen "Mätzchen", son­
dern die Garantie, daß die taktischen 
Führer auch wirklich von der Leitung 
erreicht werden. 

6. Wenn Fahrkolonnen zusammengestellt 
werden, ist zu vermeiden, geländegän­
gige und nichtgeländegängige Kraft­
fahrzeuge in einer Marschgruppe fahren 
zu lassen. Wenn sich dies aus einsatz­
technischen überlegungen heraus nicht 
vermeiden läßt, sind Geländefahrten zu 
unterlassen. 

Diese wenigen kritischen Anmerkungen 
werden von erfahrenen Ausbildern 
sicher als Binsenweisheiten empfunden. 
Trotzdem ist aber nichts eindrucksvol­
ler als die Bestätigung von theoreti­
schen Grundsätzen bei einer praktischen 
übung. Praktische Erfahrungen prägen 
sich jedem Beteiligten viel stärker ein 
als die eindringlichste Belehrung im Un­
terrichtsraum. So darf abschließend 
festgestellt werden, daß die hier be­
schriebene Marsch-, Orientierungs- und 
Funksprechübung des Malteser-Hilfs­
dienstes als überaus gelungen angese­
hen werden kann. Sie stellte einen wei­
teren beachtlichen Schritt nach vorn in 
der Ausbildung des Katastrophen- und 
Luftschutzhilfsdienstes dar und könnte 
für den einen oder anderen auf diesem 
Gebiet interessierten ZB-Leser eine 
wertvolle Anregung sein. A. 

DLRG-Erfolgsbericht 1964 

1092 Menschen wurden gerettet 

Insgesamt 1092 Menschen wurden im 
vergangenen Jahr von der Deutschen 
Lebens-Rettungs-Gesellschaft (DLRG) 
im Bundesgebiet vor dem Ertrinken ge­
rettet. Dabei erfolgte der Einsatz der 
Rettungsschwimmer in 144 Fällen unter 
Lebensgefahr bzw. unter besonders 
schwierigen Umständen. Bei 243 Geret­
teten mußten Wiederbelebungsmetho­
den angewendet werden. Außerdem lei­
steten Rettungsschwimmer in 39 158 
Fällen "Erste Hilfe" und nahmen 2238 
Bergungen von WassersportIern usw. 
vor. 
Trotz der teilweise schlechten Witterung 
im vergangenen Sommer konnten die 
Ausbildungszahlen von 1963 noch über-
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troffen werden. Von der DLRG wurden 
1964 insgesamt 477 866 Schwimmer (da­
von 172 949 weiblich) ausgebildet. Fer­
ner legten 95393 Rettungsschwimmer 
(davon 14095 weiblich) ihre Prüfung ab. 
Die Zahl der von der DLRG in den letz­
ten 15 Jahren Ausgebildeten hat sich 
damit auf rund 4,65 Millionen, darunter 
822000 Rettungsschwimmer, erhöht. 
35440 Menschen - das entspricht der 
Einwohnerzahl einer mittleren Stadt -
wurden in dem Zeitraum von 1950 bis 
1964 von der DLRG vor dem Ertrinken 
gerettet, davon rund 6000 unter beson­
ders schwierigen Umständen. Außerdem 
wurde in der Zeit in fast 261 000 Fällen 
"Erste Hilfe" geleistet. 

Die DLRG unterhielt 1964 im Bundes­
gebiet insgesamt 1463 Rettungswach­
stationen, davon 501 in festen Gebäu­
den. Die Zahl der im vergangenen Jahr 
geleisteten freiwilligen Wachstunden 
der Rettungsschwimmer belief sich auf 
über 1 Million. Neben 333 Motorbooten 
standen für den Rettungswachdienst 
insgesamt 375 Ruderboote, 156 Rettungs­
bretter, 516 Wiederbelebungs- und 765 
Tauchgeräte sowie 62 Einsatzwagen zur 
Verfügung. 
Bei den Internationalen Rettungswett­
kämpfen der Federation Internationale 
de Sauvetage 1964 in Algier errang die 
Damenmannschaft der DLRG den 1. und 
die Herrenmannschafl den 3. Platz. 



MEHRZWECK­
BlUTEN 

E s ist in den letzten Jahren zu-
nehmend zur Sorge Nummer 1 

der großen Städte geworden, der in ih­
ren Zentren immer drohender werden­
den Verkehrsplanung Herr zu werden. 
Das gilt sowohl für den "fließenden" 
Verkehr auf der Straße als auch für 
den auf öffentlichen und privaten Park­
plätzen (und weithin schon auf die Bür­
gersteige ausweichenden) "ruhenden" 
Verkehr. Dabei drängt es sich in der 
Beengtheit der Stadtkerne in wachsen­
dem Maße als einziger Ausweg auf, für 
beide Erscheinungsformen unter dem 
Niveau der bestehenden Straßen und 
Plätze eine neue Ebene zu erschließen. 
Kaum eine größere Stadt, in deren Zen­
trum sich nicht schon die ersten Groß­
baustenen in die Erde wühlten mit dem 
Nebeneffekt, daß die dadurch erzwun­
genen Umleitungen den Kraftfahrer 
auf bisher noch nie befahrenen Neben­
straßen um ungeahnte Ortskenntnisse 
bereichern. 
Vom Blickpunkt des Zivilschutzes sind 
jedes Loch in der Erde und jede Bau­
grube ein Schutzpotential. Sie legen in 
jedem Einzelfall von neuem die über­
legung nahe, wieweit sich hier zusätz­
liche Reserven für einen etwaigen 
Ernstfall erschließen lassen, ohne dem 
geplanten Friedenszweck Abbruch zu 
tun. Es liegt auf der Hand, daß ange­
sid1ts der stockwerkstieten Ausbagge­
rungen und der dort einzubringenden 
Massen von Beton und Stahl für die 
zweite Verkehrsebene dergleichen Uber­
legungen sich mit ganz besonderem 
Nachdruck aufdrängen. Bekanntlich 
wurde mit eingehenden Untersuchungen 
zu diesem Thema schon vor etwa 5 Jah­
ren begonnen. Als amtliches Ergebnis 
dieser Arbeiten liegen seit kurzem die 
vorläufigen ministeriellen Richtlinien 
für die Errichtung öffentlicher Schutz­
räume in Verbindung mit unterirdi­
schen Tiefgaragen als .. Mehrzweckbau­
ten" (Fassung März 1965) vor. Nid1t zu­
letzt aber soll an dieser Stelle auf eine 
Arbeit von Dr.-Ing. G. Girnau, Düssel­
dorf, mit dem Titel .. Unterirdische Ver­
kehrsanlagen in Verbindung mit Bau­
ten für den Bevölkerungsschutz (Mehr­
zweckbauten)" hingewiesen werden, die 
im Auftrag des Ministerpräsidenten Dr. 

Franz Meyers von der Arbeitsgemein­
schaft für Rationalisierung des Landes 
Nordrhein-Westfalen herausgegeben 
wurde und im Verkehrs- und Geschäfts­
verlag Dr. Borgmann, Dortmund, er­
schienen ist. In dieser sehr gewissen­
haften Untersuchung wird auf jeder. 
Versuch einer vorschnellen Beantwor­
tung der aufgeworfenen Probleme ver­
zichtet, sondern es werden vorurteils­
los Lösungsmöglichkeiten, Schwierig­
keiten und kritische Punkte aufgezeigt 
und gegeneinander abgewogen. Das Er­
gebnis ist eine höchst aufschlußreiche 
Durchleuchtung des vielschichtigen The­
mas und als solche für den planenden 
Ingenieur oder Architekten neben den 
vorn erwähnten ministeriellen Rid1tli ­
nien eine Fundgrube von tedmischen, 
mehr aber noch von kostenmäßigen 
Werten und Vergleichen, die er so voll­
ständig und in so systematischer Gliede­
rung z. Z. an keiner anderen Stelle fin­
det. Das etwa 82 Seiten umfassende 
Heft, im Format 17 X 24,5 cm, enthält 
22 Abbildungen im Text und auf groß­
formatigen Tafeln mehrere Skizzen be­
reits ausgeführter Anlagen mit genauen 
Maßangaben. Der Einzelverkaufspreis 
beträgt 12.20 DM. Oe. 

5 KÖLN 
Palmstraße 12 

LÖSCHKARRE 

ftCH NI1 T D • D 

o 
o 

Abbildungen zu der nebenstehend besprochenen 
öffentllchung von G. Glrnau. Bild oben: Garagen· 
geschoß eines zwelgeschosslgen Mehrzweckbaues mll 
Schrägaufstellung der Fahrzeuge. Bild Mitte: Das glel· 
che Geschoß, für ZIYllschutzzwecke In Sitz· und Liege· 
raum aufgeteilt. Rechts die Zugänge mit den Schleusen 
Darunter befindet sich, hier nicht abgebildet, das G~ 
schoß mit den spezifischen ZIYlIschutzelnrlchtungen 
Bild unten: Senkrechter Schnitt. 
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Schiff in Not 
• Zum 100 jährigen Bestehen der Deutschen Gesellschaft zur Rettung Schiffbrüchiger _ 

" IJris lde nl und Vors ta nd des ßun­
d es luftschuhve rba ndes beglückwün­
sche n di e ,De u Lsdl e Gese llscbafl. zur 
R e ttung Schiffbrüchige r' zu ihrem 
hundertJilhrlgen Bestehen. 

We nn s ich di e e dl e Tätigke it diese r 
Gese llscha U auch in vie le m von un ­
se rer Arbeit unterscheide t. e in gro­
ßes. gemeinsames Zie l verbindet uns 
doch : Me ns che n, di e in Not s ind. zu 
h e lfe n. 

Die R e ltungsm ä nner h a be n in de r 
hundertjährigen Geschidtte de r Ge­
sellschaft 15 000 Schiffb rüch ige a lle r 
n et ren Lände r , s tets unter Einsah 
d es e ige nen Lebens, de r Sturmsee 
und Brandung abgetrotzt. Wir ge­
de nke n In Ehrfurmt de r v ie le n, b ra­
ven ßoots besahungen. die von Re t­
tungsrahrt nicht m ehr h eimkehrten. 
Wir hoffen . daß uns für unser e Ar­
be it d ie Bewährungs pro be e rs pa rt 
ble ibt und da ß de r eenotd ie nst 
seine s o s ege ns r e iche Tätiol:'keit we i­
t e rhin Im Friede n fortse tze n ka nn , 
z um Wohle de r Schi ffbrüdl igen a lle r 
Na tione n, d ie im ßerehn d e r de ut­
s che n Küs ten d e r Hilfe bedürfe n ," 

Vier Elemente, innig gesellt, bilden das 
Leb n, bauen die Welt! Was aber, 

wenn diese vier k lassischen Elemente 
des Empedokles: Wasser, Luft, Feuer 
und Erde in Unordnung geraten, wenn 
Naturgewalten den Aufbau der Dinge 
stören? Wenn dic Sturmwarnungssignale 
der deutschen Häfen Windstärke 12 an­
kündigen, wenn die Nordsee mit 12 m 
hohen Wellenbergen und schweren 
Grundseen zur "Mordsee" wird? Dann 
kommt cs immer wieder zu Katastro­
phen, gegen die kein Schiff, sei es klein 
oder groß, gefeit ist. 
Jeder Katastrophe lassen sich, vom Blick­
feld des Rettungsmannes gesehen, drei 
Seiten abgewinnen, die oft miteinander 
gekoppelt sind : 
Einmal die tragische Seite der Opfer, 
200 000 Menschen ertrinken Jahr für 
Jahr in den Weltmeeren. 50000 davon 
finden den Tod in Rettungsbooten und 
anderen Rettungseinrichtungen. 
Zum zweiten: die heroische Seite der 
Rettungstat, meist unter Einsatz, oft 
unter Aufopferung des eigenen Lebens. 
15000 Schiffbrüchige wurden seit Grün­
dung der Deutschen Gesellschaft zur 
Rettung Schiffbrüchiger der rasenden 
Sturmsee entrissen, immer unter Lebens­
gefahr der tapferen Rettungsmänner. 

Und zum dritten läßt sich jeder Kata­
strophe eine belehrende Seite abgewin­
nen. Immer sicherer, immer schneller 
und größer werden die Rettungsboote, 
immer zuverlässiger die Nachrichten­
mittel des Seenotdienstes, entwickelt aus 
den hundertjährigen, praktischen Er­
fahrungen der Gesellschaft. 
Einzig und allein auf dem Gesetz der 
Freiwilligkeit, ohne Inanspruchnahme 
staatlicher Mittel ist der Seenotdienst 
aufgebaut, getragen durch Mitglieder­
beiträge und unterstützt durch Spenden 
konnte das große Werk bis heute er­
halten und durch die unvergleichliche 
Einsatzfreudigkeit der Rettungsmänner 
zu den stolzen Erfolgen geführt werden. 
Noch vor etwa 150 Jahren wurde in den 
kleinen Kirchen der Küsten der Nord­
see, von den Farocr und den Shetlands 
bis zur Normandie, von den Hebriden 
bis zu den friesischen Inseln um einen 
"gesegneten Strand" gebetet. Einige 
Texte sind erhalten, etwa so: "Lieber 
Gott, wir wollen nicht, daß SchifTe um­
kommen in der rasenden See. Wenn es 
aber deinem unerforschlichen Ratschluß 
gelällt, sie doch stranden zu lassen, 
dann denke bitte an unseren Strand. 
denn wir sind arm." Denn damals ver­
fielen Schiff und Ladung nach dem alten 



Strandrecht den Küstenbewohnern, wenn 
sich kein Mensch mehr an Bord befand. 
An das Retten dachte man damals kaum. 
Die Opfer fanden, wenn sie an Land 
geschwemmt wurden, die letzte, beschei­
dene Ruhestätte auf dem "Drinkeldoden­
kerkhof", irgendwo im Dünensand, ab­
seits vom Friedhof. 
Bereits 1824 wurden ~owohl in England 
als auch in Holland Gesellschaften ge­
griindet, die sich mit der Rettung Schiff­
brüchiger befaßten. In Deutschland ver­
suchte die kaufmännische Korporation 
in Memel zu Beginn des 19. Jahrhun­
derts durch Errichtung einiger Stationen 
an der Ostsee einen Rettungsdienst ein­
zurichten. Der Einsatz blieb ebenso wir­
kungslos wie der Versuch der preußi­
schen Regierung, das Rettungswerk in 
die Hand staatlicher Lotsen zu geben. 
Leider hat es aber erst zweier fürchter­
licher Schiffstragödien bedurft, deren 
belehrende Seite zunächst zur Erridl­
tung lokaler ReUungsgesellschaften 
führte: 
Im November 1854 strandete der Segler 
"Johanna" unter Kapitän Oldejahns auf 
den Außengründen angesichts der Insel 
Spiekeroog; 84 Menschen verloren hier­
bei ihr Leben. 
Am 10. September 1860 strandete didlt 
westlich der Insel Borkum die hannover­
sche Brigg "Alliance", niemand wurde 
gerettet. 
Gewaltig waren die Schwierigkeiten, die 
nun überwunden werden mußten, um 
das doppelsinnige Gebet "Gott segne 
unseren Strand" in das eindeutige: "Gott 
segne das ReUungswerk !" umzuwandeln. 
Es war schwer, Rettungsmänner zu fin­
den und von ihnen zu verlangen, daß sie 
hinausfahren sollten, um Schiffbriichige 
zu retten. 
Endlich, am 29. Mai 1865, wurde in Kiel 
die Deutsche Gesellschaft zur Rettung 
SchifIbriichiger, die ihren Sitz in Bre­
men hat, als Werk des ganzen deutschen 
Volkes gegründet. Schirmherr ist meist 
das jeweilige Staatsoberhaupt, Vorsit­
zender muß satzungsgemäß ein im See­
wesen erfahrener Bremer Bürger sein. 
1868 verlieh der damalige König von 
Preußen der Gesellschaft ihre Flagge: 
das rote Hanseatenkreuz im weißen 
Feld mit schwarzer Umrandung. 
Von der Gründung bis heute betrachtet 
es die Gesellschaft als heilige Verpflich­
tung, ihren Rettungsmännern nur die 
sichersten und zuverlässigsten Boote und 
die beste Ausrüstung zur Verfügung zu 
stellen. 
Die Eigenart der deutschen Küsten mit 
ihren flachen, sandigen Watten und weit 
in das Meer hinausragenden flachen 
Stränden forderte zunächst die Entwidt­
lung eines neuen Rettungsbootstyps: das 
deutsche Rettungsbool Im allgemeinen 
mußte auf Selbstentleerung und Selbst-

aufrichtung nach Kentern des hohen 
Gewichtes wegen verzichtet werden. Das 
deutsche Boot mußte leicht und doch 
stabil sein, um den langen Transport 
durch den lodteren Dünensand vom 
Bootsschuppen bis zur AblaufsteIle zu 
ermöglichen. 71/!, 81/! und teilweise auch 
91/! m waren die deutschen Rettungs­
boote lang, das Ol /:!-m-Boot hatte mit 
der Besatzung ein Gewicht von 1800 kg 
bei einem Tiefgang von 35 cm. Es konnte 
außer dem Vormann und den 10 bis 12 
Rettungsmännern noch 30 Schiffbrüchige 
aufnehmen. Als Baumaterial wurde 
kanneliertes Stahlblech benutzt, ein star­
ker Korkwulst milderte den Anprall 
am Havaristen. Das Boot wurde ge­
rudert, konnte aber auch gesegelt wer­
den, um bei günstigem Wind die Kräfte 
der Rettungsmänner zu schonen. 
Die Boote standen auf einem Bootswa­
gen, der eine Slip (Ablaufvorrichtung) 
besaß, alarmbereit im Bootsschuppen. 
Im Seenotfall wurde der Wagen durch 
den Dünensand an die der Strandungs­
stelle am günstigsten gegenüberliegende 
AblaufsteIle gefahren. Hier mußten nun 
die 6 Pferde mit dem Wagen, meist bis 
zur Brust ins Wasser gehend, einen 
großen Haken schlagen, damit der Bug 
des Bootes nach See zeigte. Nachdem die 
Besatzung ihren Platz eingenommen 
hatte, wartete der Vormann eine ab­
laufende Welle ab, um in diesem Augen­
blick den Befehl zum Lösen des Bootes 
vom Wagen zu geben, das jetzt über die 
Slip in die Brandung glitt. Durch das 
Abgleiten von der Slip, die Ausnutzung 
der ablaufenden Welle und das sofort 
einsetzende Rudern erhielt das Boot 
eine gewisse Geschwindigkeit und war 
steuerfähig. 
Selbstverständlich war der Aktionsbe­
reich dieser, vornehmlidl durch Men­
schenkraft bei schwerstem Seegang be­
wegten Boote gering. So mußten von 
Borkum bis hinauf nach Memel und 
Nimmersatt 120 Rettungsstationen ent­
lang der ganzen deutschen Küste mit 
weit über 1000 ReUungsmännern einge­
richtet werden. 
Mit der Entwicklung des Verbrennungs­
motors begann eine neue Zeit für das 
gesamte Rettungswesen. So wurde 1911 
das erste, mit einem 28-PS-Benzinmotor 
ausgerüstete ReUungsboot "Oberinspek­
tor Pfeifer" in Dienst gestellt. Es war 
11 m lang, aus Holz gebaut, sehr schwer, 
aber auch zum Rudern und Segeln ein­
gerichtet. Seine Geschwindigkeit betrug 
71/! Seemeilen (12 km) in der Stunde. In­
folge des hohen Gewichtes konnte diese 
neue Bootsart nur in Flußmündungen, 
Hafeneinfahrten und bei einigen Inseln 
mit genügend tiefem Wasser zum Ein­
satz kommen. Auch einige "Gedeckte 
Segelrettungsboote" mit einem 20 bis 
35-PS-Hilfsmotor waren diesen Bedin-

gungen unterworfen. Die alten Ruder­
rettungsboote hatten ihren Wert noch 
nicht verloren! 
Als der Dieselmotor auch unter schwer­
ster Belastung durch Sturmsee und 
Brandung sicher genug war, fand er 
auch bei den Rettungsbooten - heute 
als ausschließliche Antriebskraft - Ver­
wendung. Etwa glt!ichzeltlg fand auch 
die Funktelephonie Eingang. Die früher 
ziemlich konstant gebliebene Zahl der 
Geretteten stieg nun erfreulich an. Die 
guten alten Ruderrettungsboote wurden 
durch die besseren Motorboote nach und 
nach abgelöst. Oie Geschwindigkeit der 
Boote war aber noch unbefriedigend. 
Erst ein neuer Bootstyp, weit geräumi­
ger, sicherer und schneller, erlaubte den 
Einbau von drei starken Motoren, die 
mit ihren 2400 PS dem Kreuzer eine 
Geschwindigkeit von 24,5 Seemeilen 
(45 km) in der Stunde gestatten. Auch 
auf Suchfahrt bei stärkstem Seegang 
kann diese Geschwindigkeit beibehalten 
werden. Die Verstellpropeller der beiden 
MarSchmotore geben dem Boot eine 
außerordentliche Manövrierfähigkeit, es 
kann wie ein Kreisel drehen, besonders 
wertvoll, wenn der Rettungskreuzer ver­
schiedene Anläufe fahren muß, um die 
Schiffbrüchigen einzeln durch einen 
Sprung in das Sprungnetz aufzuneh ­
men. Der moderne Seenotkreuzer kann 
bis zu 200 Schiffbrüchige aufnehmen, 
die Kraftstoffbehälter haben bei nor­
maler Betankung ein Fassungsvermögen 
von 7,5 t Dieselöl. Die neuesten Boote 
sind 26,6 m lang und haben einen Tief­
gang von 1,60 m. 
Kann der Seenotkreuzer wegen zu ge­
ringer Wassertiefe, etwa auf dem Mahl­
sand, nicht an den Havaristen heran, 
wird das in der Brandung ausgezeichnet 
bewährte, kleine Tochterboot aus dem 
aufklappbaren Heck über eine Slip her­
auskatapultiert und kann dank seines 
geringen Tiefgangs überall hin. 
Die SeenotreUungskreuzer haben sich 
hervorragend bewährt, außer den z. Z. 
6 modernen Kreuzern sind noch 7 Motor­
rettungsboote und 7 Strandmotorret­
tungsboote im Seenotdienst eingesetzt. 
Am Tage der 100. Wiederkehr des Tages 
der Gründung wird ein 7. Seenotret­
tungskreuzer vom Stapel gelassen. 

* 
Tausend- und abertausendmal erging der 
Hilferuf "Schiff in Not" an die Stationen 
der Deutschen Gesellschaft zur Rettung 
Schiffbrüdliger. Und nicht alle konnten 
gerettet werden. Manches Rettungsboot 
kehrte nicht zurück und blieb mit seiner 
tapferen Besatzung auf Rettungsfahrt 
als Opfer der See. Aber: Niemals hat 
die Besatzung eines Rettungsbootes die 
Ausfahrt verweigert! 

Wilhelm Frankl 



BRUNNENRINGE 
FüR DEN 

NOTßUSSTIEG 
DER V IERTE SCHUTZBAU IN DER BAUSCHAU BONN 

01. vorgefertigten Stahlbeton-Halb­
bögen werden vom Transportfahr­
zeug gehoben und StOck fIlr Stock 
In die Baugrube eingeschwenkt, wo 
Ihre Monlage auf den zuvor einge­
brachten Bodenplatlen erfolgt, auf 
denen sie durch eine Randwulst g ... 
gen ,,/11Ich •• Au sweichen gesichert 
werden. 0 1. einzelnen Halbbögen 
liegen Falz an Falz und sind unler­
einander ebenso wie mit den 80-
denplaUen vermörtelt. Sie werden 
Im Sd1eUe' mittel. einer durchlau­
fenden Verspannung zu einem Gan­
zen verbunden, das durch Grobsend-
1111er und Notauistieg (siehe die 
belden Brunnenringe) an einem 
Endo lowle durch eine Gasschleuse 
am anderen zu einem funktionsfähi­
gen Schutzbau nach den amtlichen 
Richtlinien zUl8mmenwlchst. 

Inder ständigen Zivilschutzausstellung 
der Bauschau Bonn wurde der vierte 

Schutzbautyp eingebaut. Es handelt sich 
um einen Schutzbau aus vorgefertigten 
Stahlbeton-Einzelteilen. Er wurde, laut 
Angabe der Firma, entsprechend den 
Richtlinien des Bundesministeriums für 
Wohnungswesen, Städtebau und Raum­
ordnung für einen Höchstüberdruck von 
1 atü entworfen und konstruiert. 

Der jetzt eingebaute Schutzbautyp ver­
mag bis zu 25 Personen aufzunehmen. 
Die lichten Innenmaße betragen 2,20 m 
Höhe, 1,88 m Breite. 

Notausstieg- und Belüftungsschachtele­
mente sind aus handelsüblichen Brun­
nenringen hergestellt und können dem­
zufolge vom örtlichen Baustoffhandel 
bezogen werden. Wie die Firma versi­
chert, kann die Montage bei günstigen 
Verhältnissen einschließlich des Erdaus­
hubs, in zwei Tagen erfolgen. Die Erd­
abdeckung des Schutzbaues muß min­
destens 80 cm betragen. 

Die Einrichtung des Schutzbaues bleibt 
der individuellen Gestaltung überlassen. 
Es ist hinreichend Platz für Liegen und 
Bänke vorhanden. 



UBERFALL 

Links: Blick In. Inner. mit der Ver­
blndung.öffnung zum dahintern. 
ganden senkrechten (hier nicht 
.Ichtbaren) Notau .. tleg. Rechts hin­
ten sind dia zwei unter.ten Ringe 
de. noch unfertigen SandflIters zu _en. 
Rechts: Der bis auf die Eingang ... 
• chleu.e lertlge Schutzbau. Man er­
kennt deutlich die Verzahnung der 
Halbbögen Im Scheitel lowle die 
belden achweren StIrnplatten, die 
den Bauk6rper vorn und hinten ab­
.chlleeen. 

EINBRUCH FEUER 

In Verwaltungsbauten, Ladengeschäften, Fabriken oder Privathäusern •• • TN -Gefahren -Melde­

anlagen helfen seit Jahrzehnten, Leben und Sachwerte zu sichern. Kostenlose und unverbindliche 

Beratung bieten in 180 Städten der Bundesrepublik die TN -Kundendienstbüros. Fragen Sie TN, 

wenn Sie Sicherungs-Probleme haben. 

~ TELEFON BAU UND NORMALZEIT FRANKFURT AM MAIN POSTFACH 2369 
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An der Weser, zwischen Rlnteln und Holzmlnden, 
zeigte eine Brüdlenbaubereilschaft des Technischen 
HlltewClrks, daß sie Jederzeit In der lage Ist, Fluß· 
übergänge zu schaffen, wenn In einem Katastrophen­
gebiet die normalen Verbindungen zerstört oder aus 
anderen Gründen ro, die Versorgung der Bevölkerung 
nicht genutzt werden können. Die THW-Helfer hällen 
an einem Wochenende mit ihrem Fl hrbetrleb in 210 
Ubersetzungen 2100 t Material oder 11000 Personen 
über die Weser gebrachI. 

BRüCKENBßU -
eine Aufgabe im 
Katastrophengebiet 
THW SCHAFFT OBERGANG OBER DIE WESER 

Die Flußübergänge über die Weser 
sind für den Zivil verkehr gesperrt. 
Die Brückenbaubereitsd1aft Mittel­

weser richtet ein und betreibt Fähr­
betriebe im Raum zwischen Rinteln und 
Holzminden. 
So lautete die Lage für eine Schwimm­
bTÜckenbau-Ubung des Technischen 
Hilfswerks, in deren Ablauf der einge­
setzte Zug bewies, daß er seine Auf­
gabe - Einrichtung und Betrieb einer 
Fährstelle über einen längeren Zeit­
raum hinweg - zu erfüllen versteht. In 
der ein Wochenende dauernden übung 
wurden zwei Anlegestellen errichtet 
und eine Doppelfähre eingesetzt, eine 
Fernmeldeverbindung mit vier Sprech­
stellen und einer Vermittlung eingerich­
tet, ein Versorgungspunkt mit Feld­
küche, Betriebsstofflager, Ersatzteillager 
und Verbandplatz aufgebaut und von 
der Fähre 210 Ubersetzungen im Tag­
und Nachtbelrieb durchgeführt, was 
einer übersetzleistung von 2100 t Mate­
ria l oder 11 000 Personen entspricht. 
Die Versorgung der Bevölkerung ist im 
Katastrophenfall weites tgehend an das 
Kraftfahrzeug und damit an die Straße 
gebunden. Brücken sind dann besonders 
anfällige Engpässe. Brückenbau-Einhei­
ten des Technischen Hilfswerks - Be­
rei tschaften und selbständige Züge -
stehen darum bereit, um zusätzlid1e 
Flußübergänge oder Ersatz für ausge­
fallene zu schaffen. Diese Einheiten 
sind im Bau von Behelfsbrücken aus 
Holz und schwimmenden Brücken so­
wie im Einrichten von Fährbetrieben 
ausgebildet. Die Ausrüstung erstreckt 
sich auf Holz zum Bau von Behelfs­
brücken, verschiedene Arten Gerät für 
Fähren und Schwimmbrücken, Motor­
boote, Außenbordmotoren und Trans­
portfahrzeuge für Mannschaften und 
Material. 
Der Bau von hölzernen Behelfsbrücken 
erfordert großes handwerkliches Kön-

• 

nen und genaue Kenntnisse auf stati­
schem und organisatorischem Gebiet. 
Dieses Geschick erwerben sich die Hel­
fer während der Ausbildung in ihren 
Ortsverbänden, in denen der Bau von 
Endauflagern, Pfahljod1en, Schwell jo­
chen, Balkenstapeln, Uberbauten usw. 
geübt wird. Ein Brückenbau-Gruppen­
führer muß auch mit den einschlägigen 
Tabellen umgehen können und die Si­
cherheitsbestimmungen kennen, denn 
der Dienst an und auf dem Wasser ist 
immer gefährlich. Die Vertiefung dieser 
Ausbildung vor allen Dingen auch im 
theoretischen Teil erfOlgt dann in Lehr­
gängen an der Schule in Marienthai an 
der Ahr. 
Das überaus schwierige und umfang­
reiche Gebiet des Schwimmbrückenbaus 
erfordert natürlich eine ganz besonders 
intensive Ausbildung jedes einzelnen 
Helfers und erst recht der Führer und 
Unterführer. Der Umgang mit Leinen 
und Seilen, der Bau von Fähren ver­
schiedener Größe und mit den verschie­
denen Geräten, der Bau von Landbrük­
ken, das Erkunden von Fährstellen und 
Brückenstellen, die Führung von Mo­
torbooten und Außenbordmotoren, der 
Fährbetrieb und zuletzt das Einfahren 
zur Brücke mit seiner verwirrenden 
Fülle von Aufgaben und Funktionen 
stellen höchste Anforderungen an je­
den einzelnen Helfer. 
Die Männer der Brückenbau-Einheiten 
verstehen sich auf diese Aufgaben. Sie 
sind in ihren Orts verbänden und an 
den Schulen in Hoya und Germersheim 
in Einsätzen und übungen, in Ausbil­
dungsabenden und Lehrgängen gesd1ult 
und stehen bereit, um helfen zu können, 
wenn sie im Ernstfall gerufen werden; 
denn: 
Helfen wollen ist gut­
Helfen können ist besser­
Helfen will gelernt sein! 

Jürgen Lampe 



Kleiner. Flüsse und Bäche werden von Behelfsbrücken überwunden. 
Hierbei verwendet das Technische Hilfswerk vorgefertigte Bautelle, 
die eine große Zeitersparnis bedeuten - vorausgesetzt, daß die 
handwerklichen Fähigkeiten der beim Bau eingesetzten Helfer durch 
Besuch von entsprechenden l ehrgängen an den THW-Schulen und 
durch prakllsche Obungen für diese spezielle Aufgabe gefördert wurden. 

Neue Bücher: 
Augen durch Nacht und Nebel 

Die Radar-Story, von Cajus Bekker, 2., verbesserte Auflage 
1964, 284 Seiten, DM 14,80, Gerhard Stalling-Verlag, Olden­
burg. 
In dem vorliegenden Buch beschreibt Cajus Bekker, der 
Autor der großen Berichte "Kampf und Untergang der 
Kriegsmarine", "Flucht übers Meer" und "Angriffshöhe 4000", 
die Bedeutung des Radars, wer es erfunden hat und wie es 
sich vom belächelten technischen Spielzeug zur kriegsent­
scheidenden Waffe und zum unerläßlichen Hilfsmittel der 
Weltluftfahrt entwickelte. Der tatsachengetreue, allgemein­
verständliche Bericht erschöpft sich nicht in technischen Er­
klärungen. 
Der Autor, im letzten Krieg selbst Angehöriger der Marine, 
versteht es, in besonders fesselnder Form über die Entwick­
lung der Funkmeßmethode, dem Hauptereignis der wissen­
schaftlich-technischen Kriegsführung im zweiten Weltkrieg, 
zu berichten. Er schildert, wie für viele damals unbegreifliche 
Ereignisse wie Blitze aus heiterem Himmel hervorbrachen. 
Flugzeuge, die noch kein menschliches Auge erkennen, kein 
Ohr hören konnte, wurden plötzlich vom Radar geortet. Ganze 
Bomberströme warfen trotz Dunkelheit und Wolken ihre ver­
derbenbringende Last genau ins Ziel , denn sie waren gelenkt 
und geführt durch Radar, das ihnen die Augen durch Nacht 
und Nebel gab. Doch nicht nur über Radar als Werkzeug des 
Krieges berichtet dieses Buch, sondern auch über die frie­
densmäßige Weiterentwicklung als unentbehrliches Hilfsmit­
tel für die Luft- und Schiffahrt sowie zahlreiche technische 
Einzelgebiete. 

Die Flucht, Ostpreußen 1944/45 

Von Edgar Günther Lass, in Gemeinschaftsarbeit mit bekann­
ten Autoren, 336 Seiten, Ganzleinen, viele Dokumentarfotos, 
Skizzen, DM 24,-, Podzun-Verlag, Bad Nauheim. 
Dieses Buch ist ein Bericht über das Schicksal von 2,5 Millio­
nen Ostpreußen. Er hält sich streng an die Dokumente, die 
dem Autor zur Verfügung gestanden haben. Diese wurden 
ihm vom Bundesministerium für Vertriebene, Flüchtlinge 
und Kriegsbeschädigte, vom Bundesarchiv in Koblenz und 
vom Arbeitskreis "Flucht und Vertreibung", Bann, zur Ver­
fügung gestellt. Das militärische Geschehen tritt in diesem 
Buch in den Hintergrund. Der Leidensweg jedes ostpreußi­
schen Kreises wird in zeitlicher Folge gezeichnet. Dabei wer­
den zahllose Einzelschicksale geschildert und durch Namen 
und Daten belegt. Zwanzig Jahre nach der furchtbaren Tra­
gödie der Flucht werden hier noch einmal ihre entsetzlichen 
Ausmaße geschildert. Der Autor selbst sagt zu seinem Werk : 
"Das Buch soll keinen Haß säen, es soll nicht jene beflügeln, 
die da vielleicht von Revanche reden. Es soll auch nicht zur 
Gewalt aufrufen, weil Gewalt geschah. Aber man muß Un­
recht Unrecht nennen können." 

Rotes Heft Nr. 19, Erste Hilfe im Feuerwehrdienst 

Bearbeitet von Medizinaldirektor Dr. med. Eckbert Zylmann, 
Hamburg, 72 Seiten, DM 2,-, Verlag W. Kohlhammer GmbH, 
Stuttgart. 
Wir zahlen einen hohen Tribut an die Fortschritte auf dem 
Gebiet der Technik. Allein der Straßenverkehr fordert in der 
Bundesrepublik jährlich mehr als fünfzehntausend Tote und 
über eine halbe Million Verletzte. Im Jahre 1964 stieg die Zahl 
der Unfalltoten im Straßenverkehr um 13 Prozent auf 16432. 
Wir müssen uns darauf einstellen. Die Mittel, die uns ge­
geben werden, Menschenleben zu retten, werden immer 
moderner. Doch oft können dem Unfallopfer die modern ein­
gerichtete Klinik und alle Mühe der Ärzte nicht mehr helfen, 
weil lebensrettende Maßnahmen am Unfallort selbst ver­
säumt wurden. Darum kommt der richtig angewandten 
Ersten Hilfe heute solch große Bedeutung zu. Das vorliegende 
Heft gibt einen überblick über diese Maßnahmen. Es kann 
die praktische Ausbildung nicht ersetzen, wohl aber er­
gänzen und eine Gedächtnisstütze sein. Zwar wendet es sich 
in erster Linie an den Feuerwehrmann, der ja täglich zu 
Hilfeleistungen gerufen wird, doch ist das Heft auch ein 
praktisches Nachschlagewerk für jeden, der helfen will, 
Personenschäden zu verringern. 
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Bei der Verleihung der Ehrendoktor­
würde der Notre-Dame-Universität 

in South-Bend, USA, am 23. März 1965 
hielt Bundesminister Dr. Heinri ch 
Krone, der Vorsitzende des Bundes­
verteidigungsrats, folgende Ansprache: 
Jeden Tag gehen alarmierende Nach­
richten aus Vietnam in alle Welt. Sie 
hier in d e n Vereinigten Staaten werden 
von den Ereignissen in Südostasien be­
sonders erfaßt. Die Söhne Ihres Landes 
kämpfen dort für den Bestand der Frei­
heit in der Welt. Das Thema meines 
Vortrages, das sich mit Verteidigungs­
problemen in Europa beschäftigt, mag 
Ihnen deshalb auf den ersten Blick et­
was fern liegend erscheinen. Ich möchte 
Ihnen aber versichern, daß wir in Euro­
pa, besonders in Deutsch land, die Ereig­
nisse in Vietnam sehr aufmerksam be­
obachten. 
Wir tun dies aus zwei Gründen. Wir 
fühlen uns den Vereinigten Staaten eng 
verbunden, in Freude und im Leid, und 
das Geschehen in Vietnam gibt auch 
uns Grund zu tiefer Sorge. Auch wir 
sind ein geteiltes Land am Rande des 
kommunistischen Imperiums. Aus allem, 
was in Vietnam geschieht, müssen des­
halb auch wir ganz zwangsläufig unsere 
Rücksch lüsse ziehen und uns die bange 
Frage stellen, ob sich das alles in abge­
wandelter Form nicht auch bei uns ab­
spielen könnte. 
Natürlich gelten Analogien nur sehr 
beschränkt, und in Süd vietnam gelten 
andere Gesetze als in Deutschland ; den­
noch gehen die Dinge nicht spurlos a n 
uns vorüber. Ich bitte Sie deshalb, alles, 
was ich ihnen heute hier sagen möchte, 
vor dem Hintergrund dessen zu sehen, 
was Ihnen zur Zeit in Vietnam Sorge 
bereitet. Diese Sorgen sind - ich wie­
derhole es - auch unsere Sorgen. 

Kein Problem der deutschen Politik 
Wenn ich das Thema "Die Deutschen 
und die Atomwaffen" heute für meinen 
Vortrag gewählt habe, so deshalb, weil 
in dieser Frage Urteile über Deutsch­
land und die deutsche Politik bestehen, 
die der Wirklichkeit nicht entsprechen 
und die im Interesse der Wahrheit wie 
einer gu ten Verbundenheit unter uns 
ausgeräumt werden müssen. Man dis­
kutiert schon auch in Deutschland über 
Atomwaffen, doch nicht in dem Sinne, 
als ob es der Wunsch des deutschen 
Volkes sei, in den Besitz von Atomwaf­
fen zu kommen. Diese Frage ist kein 
Problem der deutschen Politik. Sie be­
schä ftigt auch nicht die Regierung, der 
ich angehöre, noch den Verteidigungsrat, 
dessen Vorsitzender ich bin. Wenn wir 
aber in Deutschland lesen, was Kom­
mentatoren in Zeitungen außerhalb 
Deutschlands schreiben und sagen, dann 
zwingt uns das zu dem Schluß, daß es 
eine weitverbreitete Ansicht zu geben 
scheint, als wenn wir Deutschen nach 
eigenen Atomwaffen strebten. Dazu 
kann ich nur noch einmal sagen: Wir 
tun das nicht. 
Wir sind aber immer überrascht, wie 
andere Leute begründen, warum wir 
Deutschen geradezu nach eigenen 
Atomwaffen drängen müßten, gleich­
gültig, was immer wir in der Öffent­
lichkeit dazu feierlich erklären. Man 
kann hören, daß Deutsch land ein reiches 
Land ist, erholt und wieder aufgelebt 
nach den Zerstörungen des zweiten 
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Weltkrieges, und daß Deutschland die 
technischen und finanziellen Mittel be­
säße, Atomwaffen zu produzieren. Man 
kann auch hören, daß Ehrgeiz und Na­
tional stolz zwangsläufig ein deu tsches 
Verlangen nach eigenen Atomwaffen 
hervorbringen würden. Weiter wird ge­
sagt, daß Deutschland Atomwaffen da­
zu benutzen würde, se inen Nachbarn 
und Verbündeten eine Lösung seines 
nationalen Problems aufzuzwingen, die 
Wiedervereinigung Deutschlands 
wenn es sei n muß. mit Gewalt. Das 
s ind Haupta rgumente aus einem Kata­
log von Gründen, die besagen sollen. 
warum Deutsch land so oder so auf den 
eigenen Besi tz von Nuklearwaffen be­
s tehen würde. - Und noch einmal se i 
es darum gesagt, so denkt das deutsche 
Volk nicht. 
Es ist nun jedoch interessant, daß fast 
niemand davon spricht. was es als ein­
zigen und übe rzeugenden Grund dafür 
geben könnte, daß Deutschland viel­
leicht doch über die Vorteile eigener 
Atomwaffen nachdächte. Und dieser 
Grund wäre einfach die Anwesenheit 
von Sowjet- und Satellitenarmeen und 
von deren Luftwaffen mit überwälti­
gender Feuerkraft, ausgerüstet mit 
Atomwaffen jeder größeren Reichweite, 
au f deutschem Gebiet oder in seiner 
unmittelbaren Nachbarschaft. Diese 
schwerwiegende Bedrohung meines 
Landes wird oft vergessen, und es gibt 
Leute, die statt dessen offensichtlich 
glauben oder glauben machen wollen, 
daß es nicht die Sowjetunion ist, die 
Europa und Deutschland bedroht, son­
dern daß Deutschland wieder der Stö­
renfried werden und die Sowjetunion 
angreifen könnte. Wer so spricht, der 
erinnert uns an die dunkelsten Stunden 
deutscher Geschichte, an jene Zei t, da 
das Hitler-Deutschland versuchte, seine 
Hegemonie den Nachbarn und der Welt 
aufzuzwingen. Diese Zeit lastet mit ih­
rer Schuld und mit ihrer Sühne schwer 
auf uns. Wir wissen das. 
Wir alle wissen, wie das geendet hat, 
und ich kann nur sagen. daß Deutsch­
land diese Lektion der Geschichte ver­
standen hat. Es hat sie in einem solchen 
Ausmaß begriffen, daß große Schwie­
rigkeiten überwunden werden mußten, 
als die Regierung Adenauer dem deut­
schen Volke vor etwa 10 Jahren erklär­
te. daß es innerhalb der Nordatlanti­
schen Allianz zu seiner eigenen Vertei­
digung beitragen müsse. Große und 
langwierige innenpolitische Schwierig­
keiten waren zu überwinden, und auch 
heute noch gibt es Ressentiments in 
Deutschland gegen Wehrpflicht und 
Soldaten. Wir hatten weiter einen 
schweren innenpolitischen Ka mpf vor 

einigen Jahren, als die NATO die Ein­
führung von Waffensystemen in Euro­
pa forderte, die Atomsprengkörper für 
den Kampf auf dem Gefechtsfeld ver­
wenden konnten. Und erst unlängst leb­
te ein deutscher Widerwille gegen Rü­
stung im a llgemeinen und gegen Atom­
waffen im besonderen wieder auf, als 
die Möglichkeit eines Einsatzes von nu­
klearen Zerstörungsminen auf unserem 
Boden in der Öffentlichkeit di skutiert 
wurde. Das ist die Wahrheit, die jeder 
Zeitungsleser leicht herausfinden kann. 
Aber dennoch gibt es die weitverbrei­
tete Auffassung, als ob die Bundesrepu­
blik in den Besitz eigener Atomwaffen 
kommen wolle. 

Deutschland lehnt eigene 
Atomwaffen ab 

Bevor ich weitergehe in meiner Erläu­
terung, warum Deutschland nicht die 
Absicht hat, Atomwaffen zu besitzen, 
würde ich gern eine Minute daz.;.t b~nut­
zen, rein theoretisch einmal als wahr 
das zu unterstellen, was wir nicht wol­
len. Nehmen wir einmal an, Deutsch­
land hätte Atomwaffen. Was könnte es 
damit tun? Könnte es dieSowjetunion an­
greifen? Was geschähe, wenn es angrei­
fen würde? Die Antwort ist leicht. Ich 
meine. sie ist klar gegeben. Schauen Sie 
auf die Sowjetunion und vergleichen Sie 
das sowjetische Kriegspotential mit dem, 
das Deutsch land hätte. Vergleichen Sie 
die geographische Größe bei der Länder. 
Lassen Sie die Vergangenheit beise ite 
und betrachten Sie die Gegenwart. Was 
könnte die Sowjetun ion mit wenigen 
Megatonnen-Bomben in Deutschland an­
richten? Sie könnte Deutschland inner­
halb weniger Minuten zu Asche ver­
brennen. Und was könnte Deutschland 
in dieser unserer veränderten Welt un­
ter den gegebenen Verhältnissen Ruß­
land antun? Die Antwort ist klaT. Ein 
deutscher Angriff auf Rußland würde 
für Deutsch land den Selbstmord bedeu­
ten. Ich glaube, daß ein jeder, der den­
ken kann, selbst zu diesem Schluß kom­
men muß. 
Ich vermag deshalb nicht zu glauben, 
daß es einen ech ten Grund für eine 
sowjetische Furcht vor einem deutschen 
Angriff geben kann. Die nackten mili ­
tärischen Tatsachen schließen einen sol­
chen Angriff für immer aus. Und wenn 
nun Deutsch land - ich führe den Ge­
danken weiter, den ich rein theoretisch 
aufgestellt habe -, wenn nun Deutsch­
land eine Nuklearmacht hätte, die eine 
Anzahl von Zielen in Rußland zerstören 
könnte, würde sich das für Deutschland 
lohnen? Was würden dann die Sowjets 
tun? Es gibt viele Theorien über die 
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vielseitigen und vielschichtigen Aspekte 
nuklearer Drohungen und Gegendro­
hungen zwischen großen Ländern. Die 
Probleme liegen mehr auf der Hand 
und sind weniger kompliziert, wenn es 
sich um die Angriftsmöglichkeiten eines 
kleinen und daher hochempfindlichen 
Landes im Vergleich zu den unermeß­
lichen Möglichkeiten ein es riesigen 
Landes handelt. 
Und das trifft für Deutschland gegen­
über Rußland zu. Es trifft auch für die 
anderen europäischen Staaten gegen­
über Rußland zu, und es gilt sogar für 
NATO-Europa insgesamt gegenüber der 
Sowjetunion. Lassen Sie mich es anders 
sagen : Atomwaffen in europäischen 
Händen können nur ein Abschreckungs­
mittel gegen einen Angriff sein, sie 
könnten niemals für eine Aggression 
gegen die Sowjetunion verwendet wer­
den. Man braucht nicht allzuviel nach­
zudenken, um diese einfache Wahrheit 
zu entdecken. Nach diesem kurzen Aus­
flug in die Theorie lassen Sie mich zu 
meinem Thema zurückkommen. 
Wir in Deutschland lehnen eigene 
Atomwaffen aus drei Gründen ab : Er­
stens : Wir stehen fest zur kollektiven 
Verteidigung, weil wir davon überzeugt 
sind , daß kollektive Verteidigung die 
einzige Antwort auf die Bedrohung un­
serer Zeit ist. Zweitens: Wir sind uns 
der Tatsache bewußt, daß Atomwaffen 
in deutschen Händen überall in der 
Welt Furmt und Ressentiments aus un­
serer Vergangenheit heraus wieder auf­
leben ließen, aum wenn sim in Deutsch­
land hier das Bild entsmeidend geän­
dert hat. Drittens : Die Bundesrepublik 
is t übrigens aum nimt stark genug, um 
sich eine eigene Atomrustung zu leisten. 

Eine Schutzgarantie durch 
Abschreckung - Verteidigung 
der freien Welt 
Nach allem, was im Ihnen gesagt habe, 
werden Sie sich nun fragen, was also 
wollen die Deutschen? Lassen Sie mich 
Ihnen sagen, daß es uns bei diesen Fra­
gen um nichts anderes als um das Pro­
blem unserer Sicherheit geht und darum, 
wie wir eine Smutzgarantie durm Ab­
smreckung erlangen können und wie 
wir verteidigt würden, falls die Ab­
schreckung versagt. Vor allem und über 
allem haben wir von Anfang an eine 
kollektive Simerheit gesucht. Ein Blick 
auf die Landkarte erklärt Ihnen, daß 
und warum wir von kollektiver Vertei­
digung abhängig sind. Aus diesem 
Grunde haben wir unsere Strei tkräfte 
von Anfang an innerhalb eines alliier­
ten internationalen Rahmens aufgebaut. 
All unsere Streitkräfte, zwölf Divi-
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sionen, Fliegergeschwader und Marine­
einheiten, stehen unter NATO-Beiehl. 
Sie sind zusammen mit den Soldaten 
der a nderen NATO-Länder, welche 
Streitkräfte für die Verteidigung Euro­
pas zur Verfügung gestellt haben, in 
eine alliierte Kommandostruktur inte­
griert. Von den 25 Divisionen, die Mit­
teleuropa beschützen, stellt Deutsdlland 
fast die Hälfte. 
Natürlich verteidigen diese deutschen 
Soldaten im alliierten Rahmen ihr ei­
genes Land j indem sie das tun, halten 
s ie aber auch e ine Schlüsselstel1ung zum 
Haupteingang nach Westeuropa. Die 
einzigen Streitkräfte, die wir unter na­
tionalem Befehl zurückhalten, s ind un­
sere territorialen Verteidigungseinhei­
ten, wie sie die NATO-Vorschriften von 
uns fordern. Deren Aufgabe ist es, die 
örtliche Verte idigung wichtiger Anlagen 
im rückwärtigen Gebiet zu übernehmen 
und die fre ie Bewegung der operativen 
NATO-Streitkräfte zu sichern. Ich 
möchte die Tatsache noch einmal un­
terstreichen, daß die Bundesrepublik 
Deutschland mit Ausnahme der er­
wähnten Kadereinhei ten für den be­
grenzten örtlichen Schutz alle ihre 
Streitkräfte der NATO und deren inte­
griertem Kommandostra ng unterstellt 
hat. 
Wenn ich hier also be tone, daß und wie 
wir uns gesichert und geschützt fühlen, 
dann enthebt uns das nicht der Auf­
gabe, mit unseren Partnern immer aufs 
neue über die grundlegenden strategi­
smen Aspekte der Verteidigung der 
freien Welt zu s prechen. Und hier gibt 
es lange und nachdenkliche Diskuss io­
nen darüber, was die Spezialisten und 
Theoretiker mit "Pause" und "atomarer 
Schwelle" bezeichnen. Das Problem be­
steht hier einfach darin, daß man einen 
Weg aus dem Alles-oder-Nichts-Dilem­
ma finden muß, das die Strategie der 
NATO seit e iniger Zeit überschaUet. Es 
läßt sich in drei Fragen darstellen : Er­
stens: Wie können wir die Glaubwür­
digkeit der Abschreckung sicherstellen? 
Zweitens: Wie verteidigen wir uns, 
fall s die Abschreckung versagt? Drit­
tens: Wann und in welchem Ausmaß 
sollten Atomwaffen in welcher Art von 
Krieg eingesetzt werden? 

Verteidigungstheorien und 
die Lage Deutschlands 
Das atomare Patt und die Verwund­
barkeit, d. h . die Fähigkeit oder Un­
fähigkeit, einen schweren Atomangriff 
hinzunehmen und zu überleben, scheinen 
die Wahrscheinlichkeit eines großen 
Nuklearkrieges vermindert zu haben. 
Zu gleicher Zeit aber eröffnet sich wie-

der ei ne Zeit von Konflikten, die nam 
Art der eingesetzten Waffen und nach 
Umfang des betroffenen Gebietes be­
grenzt sind. Die Theorien von der "gra­
duellen sealalion", von "Schadensbe­
grenzung" und der "Begrenzung auf mi­
litä ri sche Ziele", die u. a. die Strategie 
der flexiblen Entgegnung beeinflußt 
haben, führen letztlich zu folgenden 
Schlüssen: Erstens: Es ist dringend not­
wendig, die Kampffähigkeit für kon­
ventionelle Kriege zu verstärken. Zwei­
tens: Ein Angriff auf e in NATO-Mit­
glied ist immer noch ein Angriff auf 
alle, wie es im NATO-Vertrag steht, 
aber er muß nicht notwendigerweise zu 
einem großen Krieg führen, in dem 
Atomwaffen in einem frühen Stadium 
eingesetzt werden müßten. Drittens: 
Der Grundsatz von der Anwendung von 
Atomwaffen hat s ich verändert von 
"sofort", wie er in den frühen Jahren 
der NATO galt, zu "sobald wie nötig", 
wie er in den späten fünfziger Jahren 
galt, und zu "so spät wie möglich" , wie 
er heute gilt. 
Und jetzt die Frage: Was bedeutet das 
für Deutschland? Was ist unsere Ant­
wort auf diese Tatsache vom Stand­
punkt unserer Sicherheit? Von mehre ­
ren Seiten, und das zunehmend, wird 
die These vertre ten, daß es zu r Siche­
rung zwecklos se i, in Europa Kräfte ge­
gen das Risiko eines längeren Krieges 
nach nuklearem Schlagabtausch zu bin­
den. Der Sinn dieser These ist offenbar, 
daß es nicht mehr unter allen Umstän­
den notwendig sei, alliierte Streitkräfte 
in Wes tdeutschla nd in der vereinbarten 
Stärke aufrechtzuerhalten. Damit wäre 
das Konzept der Vorwärtsverteidigung, 
das 1963 in der NATO beschlossen wor­
den ist , kaum mehr aufrechtzuer halten. 
Was würde an seine Stelle treten? 
Frankreich tritt für den Gedanken der 
massiven Vergeltung bei jedem gegne­
rischen Großangriff ein, die Vereinigten 
Staaten befürworten bisher noch die 
Stra tegie der flexiblen Entgegnung. 
Es wird, so meine ich, Zeit, daß die 
NATO wieder eine gemeinsame und 
einheitliche Verteidigungskonzeption er­
hält. Die Entscheidung darüber muß 
von den Poli tikern getroffen werden, 
natürlich in enger Fühlung mit den mi­
litärischen Fach leuten. Sonst wird sim 
früher oder später in Europa ein Gefühl 
der Unsicherhei t ausbreiten. Ich will 
hier nicht näher auf die Frage einge­
hen, ob der Abschreckungsfaktor in Eu­
ropa verstärkt oder vermindert wird, 
wenn die NATO-Streitkräfte in Europa 
nach den geltenden Grundsätzen weiter 
geformt werden. Immerhin glauben wir 
Grund zu der Befürchtung zu haben, 
daß eine flexible Reaktion für einen 
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potentiellen Angreifer wahrscheinlich 
ein zu weites Manövrierfeld eröffnet. 
Und dieser potentielle Angreifer steht 
geographisch unmittelbar vor unseren 
Dörfern und Städten, vor unseren Fa­
briken und Bevölkerungszentren, Ham­
burg zum Beispiel, unser größter Hafen, 
liegt nur eine Autostunde vom Eisernen 
Vorhang entfernt und hat eine Bevöl­
kerung von nahezu zwei Millionen Ein­
wohnern. Vom Thüringer Balkon, der 
tief in das Gebiet der Bundesrepublik 
hineinragt, kann man Frankfurt und 
das Rhein-Main.-Becken in zwei Auto­
stunden erreichen. Und München in Ba­
yern kann von Flugzeugen aus dem 
Osten innerhalb von Minuten erreicht 
werden. 

Zwei Hauptziele der deutschen 
Regierung 
Diese nackten Tatsachen mögen es Ih­
nen verständlich machen, daß jede 
deutsche Regierung zwei Hauptziele 
verfolgen muß: Erstens: Sie muß ver­
suchen, den kommunistischen EinHuß, 
der in ihrer nächsten Nachbarschaft 
vorherrscht, zu mindern. Die kommu­
nistische Ideologie hat ihr Endziel der 
Weltbeherrschung nicht aufgegeben; 
daher ist ihre aggressive Macht eine 
ständige und unmittelbare Bedrohung 
für mein Land. Zweitens : Wir können 
nichts anderes tun, als gegen jede Art 
von Gewalt vorbereitet zu sein, die sich 
aus dieser schweren Bedrohung für uns 
und alle freien Nationen ergeben kann. 
Die Beurteilung unserer gegenwärtigen 
Lage gründet sich daher auf folgende 
Faktoren : 
Der potentielle Angreifer hat die Initia­
tive und besitzt ein überwältigendes 
Kriegspotential. Wir können nicht hof­
fen, mit ihm auf jedem Feld gleichzu­
ziehen, und die Integrität unseres Lan­
des hängt in erster Linie von jenen 
Waffen ab, die dem eigentlichen 
Aggressor selbst prohibitive Verluste 
beibringen können. Ein Verteidigungs­
system, das einem Angreifer nicht 
schwerwiegende Risiken auferlegt, ist 
so gut wie überhaupt keine Verteidi­
gung und das Geld nicht wert, das dafür 
ausgegeben wird. Eine Strategie, die 
nicht beabsichtigt, den Einfluß des po­
tentiellen Angreifers zu vermindern 
und die im Falle einer wohlkalkulierten 
Aggression unsere Felder und Städte 
für einen stufenweise anwachsenden 
Krieg öffnete, ist für uns kaum an­
nehmbar. Eine solche Strategie bedeu­
tet für uns weder Abschreckung noch 
Verteidigung. 
Im Gegensatz zu anderen NATO­
Staaten, die von einem kleineren, be­
grenzten oder örtlichen Krieg weniger 
belrotTen sind, bedeutet für Deutsch­
land jede Art eines heißen Krieges auf 
seinem Gebiet sofortige Desorganisation 
seines normalen Lebens, weitgehende 
Zerstörungen, riesige Verluste an Blut 
und Gut, Chaos-kurzum: eine nationa­
le Katastrophe. Was andere sich noch lei­
sten könnten, wäre für uns schon töd­
lich. Hier haben Sie den Sdllüssel zu 
unserem Denken und zu unseren Sor­
gen. Die fundamentalen Fragen sind für 
uns daher: Welche Abschreckung könn­
te uns gegen jede Art offenen oder 
versteckten Drucks durch kommunisti­
sche militärisdle Macht schützen? Wel-
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che Garantie können wir für eine 
wirksame Abschreckung erlangen? 
In Anbetracht des weiten Feldes mög­
licher AngrifTsmaßnahmen, die gegen 
uns gerichtet werden können, und in 
Anbetracht der besonderen Verwund­
barkeit unserer politischen, geographi­
schen und militärischen Stellung hat 
Deutschland sein Schicksal in die Hände 
der NATO gelegt, besonders in die Hän­
de der Vereinigten Staaten. Deutschland 
leistet den notwendigen, ansehnlichen 
Beitrag zu den konventionellen Streit­
kräften in Europa. Deutschland kann 
aber auch aus den Gründen, die ich 
Ihnen otTen dargelegt habe, sein le­
benswichtiges fnteresse an einer befrie­
digenden Regelung auf dem Gebiet der 
nuklearen Strategie nicht aufgeben. 
Deutschlands Sicherheit hängt entschei­
dend von diesen Waffen ab. 

Um eine multilaterale Streitmacht 
Ich sage nichts Neues, wenn ich hervor­
hebe, daß die Bundesrepublik schon im 
Jahre 1954 auf die Produktion eigener 
Atomwaffen ver1jchtet hat. Wir haben 
deshalb das Angebot der Vereinigten 
Staaten begrüßt, mit ihnen und anderen 
NATO-Nationen, deren nukleare Ver­
teidigungsprobleme den unseren ähn­
lich, wenn nicht gleich sind, die nuklea­
re Bürde zu teilen und an einem ge­
meinsamen PI'oJekt mitzuwirken. Dies 
führte zu der Diskussion um eine mul­
tilaterale Atomstreitmacht der NATO, 
MLF genannt. Die Diskussion über die­
se Frage ist noch nicht beendet. Sie ist 
Schwierigkeiten begegnet, die zu Be­
ginn der Erörterungen noch nicht be­
standen. Hinzu kommt weiter, daß das 
MLF-Projekt eine Variante auf briti­
scher Seite erhalten hat, die ganz neue 
Fragen aufwirft und die bestehenden 
Schwierigkeiten erheblich vergrößert. 
So würde, um nur das eine zu sagen, der 
britische Vorschlag ein nukleares Sy­
stem außerhalb der eigentlichen NATO 
sdlaffen, das der NATO nur ange­
schlossen wäre. 
Ich bin schon der Meinung, daß die 
Diskussionen übel' Reformfragen der nu­
klearen Strategie weitergeführt werden 
sollten. Die deulsche Politik würde die 
Erörterung so wie bisher vom Stand­
punkt ihrer Sicherheit führen, wobei 
nicht übersehen werden kann, daß das 
britische Weißbuch die Fragen nach der 
europäischen und deutschen Sicherheit 
nur noch vermehrt. Mit diesem Weiß­
buch sind grundlegende Fragen der 
strategischen Konzeption der NATO 
aufgeworfen und damit auch der Re­
form der Ordnung der atomaren Macht­
mittel. Ich kann es nur begrüßen, wenn 
von amerikanischer Seite betont wird, 
daß die europäischen NATO-Mächte 
besonders aufgerufen sind, hier einen 
Weg zu finden, und daß es darum gehen 
muß, daß die NATO nidll auseinander­
gerissen, sondern gestärkt wird. 

Die Entspannung noch nicht auf 
dem Wege 
Ich wohne in Berlin und brauche nur 
dieses eine Wort Berlin zu nennen, um 
darzutun, was die Vereinigten Staaten 
für die deutsche Sicherheit und Frei­
heit geleistet haben und leisten. Die 
amerikanischen Truppen in Deutsch-

land sind die Garantie für diese konse­
quente reale Sicherheits- und Fried.ens­
politik, die in erster Linie den Deut­
schen und dann aber auch ganz Europa 
zugute kommt. Das, was ich hier sage, 
wird mich des Verdachtes entheben, daß 
ich nicht auch verstünde, was tür den 
Frieden In der Welt die Entspannung 
bedeutet, und daß eine Politik der Ent­
spannung, die die Gründe der Spannung 
nicht übersieht, sondern sie zu beheben 
trachtet, dem WelUrieden dient. Wir 
glauben aber, daß es bedenklich und 
gefährlich wäre, anzunehmen, daß die 
'Entspannung schon auf dem Wege sei. 
1949 ist die NATO gegründet worden, 
um dem sowjetischen Druck in Europa 
entgegenzuwirken. Die Streitkräfte der 
NATO machen es den Sowjets unmög­
lich, die militärische Aggression als po­
litisches Instrument zu benutzen. Weil 
die NATO gegen die Bedrohung auf­
gestanden ist, und indem sie diesen Weg 
weitergeht, hat sie die Drohung ver­
mindert. In dem Augenblick aber, wo 
der Westen seine Kampffähigkeit her­
absetzt, wird der Druck aus dem Osten 
wieder aufleben. Es wäre verhängnis­
voll für den Westen, wieder in das 
Jahr 1949 zurückzugehen, ohne die 
Probleme gelöst zu haben, welche die 
Wurzeln allen übels in Europa sind. 
Diese Wurzeln sind die Teilung unseres 
Kontinents als Ergebnis des sowjeti­
schen Versuchs, das sowjetische System 
Völkern aufzuzwingen, die, wenn sie 
frei entscheiden könnten, die sowjeti­
sche Lebensform niemals annehmen 
würden. 
Ich kann nicht umhin zu sagen, daß wir 
vorerst keinerlei Grund für die Annah­
me haben, daß die Entspannung, die 
dem übel, dem Grunde der Spannung 
zu Leibe geh l, schon auf dem Wege ist. 
Das läßt Besorgnis statt Zuversicht 
wach werden. Unsere Besorgnis gilt 
nicht einem vernünftigen Ausgleich 
zwischen Sowjetrußland und dem We­
sten, wenn er aur einem angemessenen 
und ausgeglichenen Geben und Nehmen 
besteht. Es ist unsere feste überzeu­
gung, daß jede Besänftigung auf der 
Basis des gegenwärtigen Status nur 
eine vorübergehende sein wird. Solange 
die Sowjets nicht bereit sind, die Tore 
für eine wirkliche europäische Frie­
densregelung zu ölTnen, meinen wir in 
Deutschland, daß jede Form des Aus­
einanderziehens, des Verdünnens und 
regionaler Abrüstung nur. den gegen­
wärtigen, harten und untragbaren Zu­
stand im geteilten Europa verfestigt. 
Hitlers siegreiche "Besänftigung", wie 
sie 1938 in München stattfand, sollte 
der Welt eine Warnung sein, wie Dik­
tatoren vorgehen. Wenn man in Europa 
ein Vakuum schafIt, so ist dies der erste 
Schritt zu einer friedlichen und stück­
weisen Niederlage des Westens. Ich ma­
che mich nicht zum Fürsprecher des 
kalten Krieges, aber zum Fürsprecher 
einer nüchternen und vorausschauenden 
Beurteilung dessen. was in Europa pas­
sieren könnte, wenn politisches Ver­
halten und militärische Planung auf der 
Annahme begründet werden, was ein 
Gegner vielleich t nicht tun würde, an­
statt auf dem, was er tun könnte. Seine 
Absichten unterliegen der Spekulation, 
seine Fähigkeiten sind Tatsachen. 
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BLSV in Deutschlands ältester Stadt zu Gast 
Vorstandssitzung und Mitgliederversammlung in Trler 

Trier - ttAugusta Treverorum" -, 
Deutschlands älteste Stadt, war am 1l. 
und 12. März Treffpunkt für Vorstand 
und Mitglieder des Bundesluftschutz­
verbandes. Die Wahl dieses Tagungs­
ortes verlieh beiden Veranstaltungen 
einen besonderen Rahmen, deren äuße­
rer Ablauf durch die BLSV-Landes- und 
Ortsstelle gut vorbereitet war. 
Vor Beginn der Vorstandssitzung am 
11. März statteten der Präsident und 
das Geschäftsführende Vorstandsmit­
glied dem Triefer Oberbürgermeister 
Joseph Harnisch einen kurzen Besuch 
ab. 
Im Sitzungssaal des Rathauses eröff­
nete Präsident Kuhn sodann die Vor­
standssitzung des BLSV und begrüßte 
die vollzählig anwesenden Vorstands­
mitglieder. In seinem allgemeinen Be­
richt gab er einen kurzen überblick 
über den Stand der Arbeit des Verban­
des und insbesondere über die Bemü­
hungen, durch laufende Kontakte zu 
wichtigen Institutionen, wie auch zu 
Presse, Rundfunk und Fernsehen, diese 
Arbeit weiter zu fördern. 
Auf den Bericht des Präsidenten folgte 
ein Vortrag des Journalisten Jochen 
Willke (Mitglied des Deutschen Presse­
rates) über Vorschläge und Anregungen 
für die Öffentlichkeitsarbeit des BLSV. 
An seine Darlegungen schloß sich eine 
lebhafte Diskussion an. Es ergab sidl 
allgemeine Ubereinstimmung darüber, 
daß - ungeachtet aller bekannten 
Schwierigkeiten - die Öffentlichkeits­
arbeit des BLSV auf eine breitere Basis 
gestellt werden muß. 
Im weiteren Verlauf der Vorstandssit­
zung wurden der Ablauf der Mitglie­
derversammlung besprochen und wich­
tige Personal- und Haushaltsfragen be­
handelt. 
Um 19 Uhr gab die Stadtverwaltung 
einen kleinen Empfang, bei dem auch 
die Presse vertreten war. Unter den 
Gästen befanden sich der Direktor der 
"Proteetion Civile" des Großherzogtums 
Luxemburg, Major Brahms, mit seinem 
Stellvertreter Roger Hermes, der De­
zernent für Zivilschutz der Stadt Trier, 
Bürgermeister Alfons Kraft, und sein 
Stellvertreter Oberbaurat Leopold Kör­
holz. Ansdl.ließend an den Empfang 
fand ein gemeinsames Abendessen statt, 
in dessen Verlauf der Direktor der Trie­
rer Stadtbibliothek, Archivrat Dr. Lauf­
ner, einen sehr anschaulichen und le­
bendigen Rückblick auf die Geschichte 
der Stadt Trier gab. 
Am 12. März trat die Mitgliederver­
sammlung des BLSV im "Bootshaus" am 
Ufer der Mosel zusammen. Präsident 
Kuhn eröffnete die Sitzung und gab 
einen kurzen überblick über die Arbeit 
des Vorjahres mit dem Schwerpunkt 
des He1fertages in Hamburg, der dem 
BLSV und dem Selbstschutzgedanken 
den Durchbruch in der Öffentlichkeit 
gebracht hat. Er berichtete über den 
Stand der Notstandsgesetzgebung und 
sprach die Hoffnung aus, daß das 
Selbstsch.ltzgesetz, nachdem es den In-

nen-, Haushalts- und Rechtsausschuß 
passiert habe, noch während der jetzi­
gen Legislaturperiode verabschiedet 
werde. 
Der Leiter der BLSV-Landesstellen 
Rheinland-Pfalz und Saarland, Frhr. v. 
Leoprechting, erstattete hierauf einen 
Bericht über die Arbeitssituation in 
diesen bei den Landesstellen, den er 
durch verschiedene, den Anwesenden 
ausgehändigte statistische übersichten 
untermauerte. 
Präsident Kuhn begrüßte den zwisdlen­
zeitlich erschienenen Vertreter des Re­
gierungspräsidenten, der seinerseits die 
Grüße des Regierungspräsidenten 
überbrachte und das wadle Interesse 
der Bezirksregierung an der Arbeit des 
BLSV bekundete. 
Den größten Teil der Sitzung nahm die 
eingehende Erörterung der Haushalts­
situation 1965 und des Haushaltsent­
wurfes für 1966 ein. Verw.-Dir. Weiskam 
erläuterte den Haushaltsplan 1965 und 
wies auf die durch verschiedene Kür­
zungen entstandenen Schwierigkeiten 
sowohl auf dem Personalsektor als auch 
auf den Arbeitsgebieten Ausbildung und 
öffentlichkeitsarbeit hin. Die Mitglie­
derversammlung faßte einen Beschluß, 
in dem das Bedauern über diese Ent­
wicklung zum Ausdruck gebradlt und 
die Bereitstellung zusätzlidler Haus­
haltsmittel zum wenigstens teilweisen 
Ausgleich dieser Kürzungen als drin­
gend erforderlich festgestellt wurde. Bei 
den Beratungen über den Haushalt 1966 
wurde in eingehender Diskussion eine 
angemessene Aufstockung der Haus­
haltsmittel gegenüber 1965 gefordert 
und begründet. 
Die Mitgliederversammlung nahm so­
dann einen kurzgefaßten Bericht des 
Abteilungsleiters Mackle über die 
Öffentlichkeitsarbeit des BLSV im Jah­
re 1964 und die Situation des Jahres 
1965 entgegen. Während im vergange­
nen Jahr in Vorbereitung, Durchfüh­
rung und Auswirkung des Helfertages 
der BLSV erstmalig eine breit angelegte 
und erfolgreiche . Öffentlichkeitsarbeit 
betreiben konnte, zwingt die finanzielle 
Lage in diesem Jahre zu weitgehendem 
Verzicht auf große oder größere Veran­
staltungen. Das Jahr 1965 wird dazu 
genutzt werden, den internen Apparat 
des Referates VI auszubauen und die 
Voraussetzungen für eine künftige Öf­
fentlichkeitsarbeit zu schaffen. 
Im Rahmen der Erörterungen des Punk­
tes "Verschiedenes" der Tagesordnung 
kamen u. a. die bevorstehende Umbe­
nennung des BLSV in "Bundesverband 
für den Selbstschutz" und die damit 
verbundene Änderung des Verbandszei­
chens auf Grund eines von dem Vertre­
ter des Landes Bayern, Min.-Dir. Dr. 
Herzog, vorgelegten Entwurfes zur 
Sprache. 
Nach Schluß der Mitgliederversamm­
lung beantworteten Präsident Kuhn 
und Leitender Regierungsdirektor Frit­
ze in einer Pressekonferenz zahlreiche 
Fragen der anwesenden Journalisten. 
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Landessl'ellen 
berichl'en 
SCHLESWIG-HOLSTEIN 

Selbstschutz und Schule 

In vielen LandessteJlcn ist vom Bundes­
lurtsd'lUtzverband wiederholt der Versudl 
unternommen worden, den Gedanken des 
SelbstsctlUtzes bereits den Schülern und 
Sdlülerinnen der Abschlußklassen nahe­
zubringen. Diese Informationen trafen bei 
den Jugendlichen stets auf Interesse. Man­
cher Helfer für den Bundeslurtschutzver­
band und den Selbstschutz ging aus die­
sen Verans taltungen hervor. 
Auf diesen Erfahrungen fußend, hat der 
Kultusminister des Landes Schles wig­
Holstein 3m 29. Januar einen Erlaß an die 
Leiter der Volks- und MittelsdlUlen, die 
Leiter der höheren Sdlulen und an die 
Schulaufsidltsbehörde herausgegeben, den 
wir nachfolgend abdrucken: 
Um die Bereitschaft der Jugend für den 
Selbstschutz zu wecken, sollen die Ab­
schlußklassen der Volks- und Mitlelsdlu­
len und die Untersekunden der Gymna­
sien über dessen Aufgaben unterridltet 
werden. Die Sdlulleiter werden gebeten, 
den Beauftragten des Bundesluftsdlutz­
verbandes für diesen Zweck zwei Unter­
ridltsstunden zur Verfügung zu stellen. 
Die Ausbildung im Selbstsdlutz, zu der 
sidl die Schüler melden können, ist nur in 
der unterrichtsfreien Zeit möglidl. Es 
wird erwartet, daß die Schulen den Bun­
desluftschutzverband hierbei durch Be­
reitstellung von Räumen und andere or­
ganisatorisdle Hilfen unterstützen. 

BLSV &ut de r .,Camplna" 
40000 Menschen haben die .,Campina" in 
Kiel besudlt, eine Ausstellung, die sidl 
seit Jahren steigender Beliebtheit bei al­
len Freunden des Camping und Wasser­
sports erfreut und zum ersten Male von 
14 Ländern besdlickt worden war. 40000 
Mensdlen haben sich vielleidlt nur we­
nige Augenblicke gewundert, warum audl 
der Zivilsdlutz vertreten war. Der Zu­
sammenhang wurde ihnen bald deutlidl. 
Und außerdem sorgte die Organisation 
des Zivilsdlutzes für das Tagesgesprädl 
in der Ostseehalle. 
Es fing damit an, daß zur Eröffnung das 
Wasser tehlte. Eine bekannte Firma hatte 
in der Halle ein Sdlwimmbecken von re­
spektablen Ausmaßen aufgebaut. Hier soll­
ten neue Wassersportgeräte vorgefilhrt 
werden. In letzter Minute stellte sidl her­
aus, daß keine Wasserzufuhr bestand. Da 
entsann man sidl jenes Standes, den BLSV 
und LSHD gemeinsam im oberen Rund­
gang eingerichtet hatten. Dort bat die 
Ausstellungsleitung händeringend um Hil­
fe - und das nicht umsonst. Das war eine 
gute Gelegenheit, die SdlnelJigkeit einer 
Kraftspritzenstaffel unter Beweis zu stel­
len. In kurzer Zeit waren die Kieler Hel­
fer mit ihrem Gerät in der Halle und leg­
ten fadlgeredlt eine Leitung. Bald floß das 
Wasser in das Becken. Als Tausende Men­
sdlen durdl die Eingänge der Ostseehalle 
strömten, war die Situation längst gemei-
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stert. Am Sdlluß der Ausstellung sorgten 
dann die HeUer dafür, daß das Becken 
auch wieder entleert wurde. 
Dieser Einsatz war jedodt nur eine Seite 
des Erfolges, den BLSV und LSHD - üb­
rigens zum ersten Male gemeinsam auf 
einer Kieler Großveranstultung wer­
bend - hi e r erringen konnten. Wichtiger 
war, daß die Mensdlen interessiert vor 
dem Stand stehen blieben, sich informieren 
ließen und überzeugt waren, daß ein tie­
fer Zusammenhang zwischen Urlaubsfreu­
den im Zelt oder WOhnwagen und dem 
Selbstschutz besteht. Die Spitzhacke, das 
Beil, der Spaten, der Wassereimer und 
anderes Gerät für Notfälle - hier am 
Stand war alles sinnvoll ausgestellt. Es 
sind Dinge, mit denen jeder zünftige 
Camper umzugehen versteht. Selbst die 
Hausapotheke und das Notgepäck, der 
Feuerlöscher und die Vorratshaltung : das 
eine wie das andere gehören in das Zelt, 
in den Wohnwagen - und in einen gut 
durchdad'lten Haushalt - für Notzeiten ... 
Zwischen aller Urlaubsvorfreude mahnte 
in der Kiele r Ostseehalle der Stand des 
Zivilschutzes daran, den Notfall nicht zu 
vergessen, Denn vorgesorgt hat nie ge­
schadet - auch nidlt auf dem Gebiet des 
Selbstsdlutzes. 
Eine eindrucksvolle Tonbildschau madlte 
sdlließlich deutlidl. wie widltig die Aus­
bildung in Erster Hilfe ist. Auch dieses 
Wissen kann heute und morgen von un­
sd'lätzbarem Wert sein, sei es zu Hause, 
auf der Straße oder auf dem Camping­
platz an einem s tillen sommerlichen Ge­
wässer! Was BLSV und LSHD in der Kie­
ler Ostseehalle ~ezei.e:t haben. war über­
zeugend. Viele Besucher blätterten nadl­
denklidl in den ausgelegten Brosdlüren 
und standen plötzlidl im Stand : .. Eigent­
lich müßte idt mir das alles doch einmal 
gründlich ansehen ... " 

HAMB URG 

Prüfungsa rb eit : 
"Meine T1Uigkeit im BLS V" 
Der 18jährige Bernd-Rüdiger Lemke, Hel­
fer der Bezirksamtsstelle Hamburg-Mitte, 
überrasdtte die Lehrer der MittelsdlUle 
Bogenstraße mit einem für Abschlußprü­
fungen ganz neuen Thema "Meine Tätig­
keit im BLSV", Zunächst gab er einen 
kurzen überblick über seinen Weg zum 
Bundesluftschutzverband, zählte dann auf, 
an wehnen Lehrgängen er teilgenommen 
hat. und sdlilderte, wie er jüngster Sadl­
bearbeiter in einer Dienststelle wurde. Es 
folgte n Ausführungen über den Zivil­
schutz in der Bundesrepublik und im Aus­
land. 
Daß ein gut ausgebildeter Selbstsdlutz 
auch in Friedenszeiten bei Katastrophen 
wirksam eingesetzt werden kann, bewies 
er an Beispielen aus der Flutkatastrophe 
1962. Im nädtsten Kapitel seiner Prü­
fungsarbeit ging Lemke auf die Gesamt­
organisation des Zivilsdlutzes mit allen 
seinen Einrichtungen ein. 
Ausführlidl berichtete er über die Orga­
nisationsform und Ausrüstung des Selbst­
schutzes sowie über die Aufgaben des 
Bundesluftschutzverbandes als Betreu­
ungsorganisation des Selbstsdlutzes. Den 
Abschluß bildete ein Kapitel über die 
Deidlwadlt. die nadl der großen Flut 1962 
als vorsorgende Maßnahme ins Leben ge­
rufen wurde. 
Die übersidltliche und gut illustrierte Ar­
beit unseres Kameraden umfaßt 45 Sei­
ten. Der Prüfungsaussdluß zur mittleren 
Reife lobte die Auswahl dieses Themas, 
war mit den guten, übersichtlidlen Aus­
führungen zufrieden, was dann audl mit 
der Note "Gut" entsprechend gewürdigt 
wurde. 
Wir alle danken unserem Heiier dafür, 
daß er den Mut gehabt hat, für seine Prü­
fungsarbeit zur Mitlleren Reite dieses 
Thema zu wäh len, und hofTen, daß es in 
Zukunft viele ihm gleichtun werden. 

Mahnmal zur Erinnerung an di e 
Sturmflut 1962 
Zur Enthüllung des Mahnmals zur Erin­
nerung an die Sturmflut 1962 in Wilhclms­
burg, wO viele Bewohner der Insel ihr 
Leben damals lassen mußten, fand sich 
die Bevölkerung mit Vereinen und Ver­
bänden zu einer nächllidlen Ehrung der 
Flutopfer zusammen, woran sich auch der 
Selbstschutz mit einem Zug und die Deich­
wadlt beteiligten. 
Viele hundert Bürger hatten durdl Spen­
den die Mittel zur Errichtung eines Mahn­
mals aufgebracht aus Sorge, daß alles zu 
schnell vergessen sein würde, und zur 
Mahnung, daß immer Wadlt um Deich 
gehalten werden muß. 
Bezirksamtsleiter Mohr überbrachte die 
Grüße des Senats und beridltete von den 
gewaltigen abwehl'enden Arbeiten zur 
Vermeidung von Flutkatastrophen. Be­
grüßungsworte sprachen Claus Witt als 
Hauptvorsitzender des Verkehrs- und In­
teressenvereins Hamburg-Wilhelmsburg 
von 1928 e. V. und Karl Hom!eld als Vor­
sitzender der Notgemeinschaft der Flut­
geschädigten. Der Wilhelmsburger Män­
nergesangverein und Harmonie sangen mit 
Posaunenchor "Die Himmel rühmen", an­
schließend sprach Rektor Hermann Kee­
senberg "Heimatwortc". 
Während der Enthüllung des Mahnmals 
wurde eine Flamme entzündet, die all­
jährlidt am 16.117. Februar zur Erinne­
rung brennen soll. Der Musikzug der 
Freiwilligen Feuerwehr intonierte: ,.Ich 
hatt' einen Kameraden." Es folgten die 
Kranzniederlegungen. die für den Selbst­
sdlutz und BLSV vom Bezirksamtsstellen­
leiter Balfanz vorgenommen wurden. Beim 
Fackelsdlein spradl Ortsamtsleiter West­
phal mahnende Worte an die Zivilbevöl­
kerung. Er dankte nodlmals allen freiwil­
ligen Heltern für die selbstlose Hilfe wäh­
rend der Flutkatastrophe, die viel Leid 
hat verhindern und mildern helfen. Ab­
schließend sangen alle Teilnehmer der 
ei ndrucksvollen Gemeinschaftsvera nstal­
tung das Niederländisdle Dankgebel. Bis 
um Mitternadlt hielten Angehörige des 
Se-Zuges Wilhelmsburg in eisiger Kälte 
Ehrenwache am Denkmal. 

U . W&lterelt 

BADEN -WURTTE~mERG 

Bürgermeiste r Im Schloß Hail(erlodl 
Im .,MuschterJändlc" hat der Name Hai­
gerlodl einen guten Klang. Dieses kleine. 
1800 Einwohner zählende Städtchen liegt 
im preußischen Hohenzollern und Ist für 
Naturfreunde - besonders zur Blütezeit 
des Flieders - ein beliebtes Ausflugsziel. 
Seine barocke Wallfahrtskirche und die 
Sdlloßkirche bergen seltene Kuns tschätze. 
Weniger romantisdl, aber von realer Be­
deutung sind die im Schloß untergebradl­
te Verwaltungsschule, die landwirtschaft­
liche Schule und das alte Gymnasium der 
Weißen Brüder. 
Au! Anregung und unter Mitwirkung der 
Abteilung Zivilverteidigung des Innenmi­
nisteriums Baden-Württemberg wurden 
von der BLSV-Landesstelle 15 Informa­
tionstagungen in der Verwaltungssdlulc 
durchgeführt. 
Das Innenminis terium hatte den Wunsch 
geäußert, nodl vor Verabschiedung des zu 
erwartenden SelbstsdJ.utzgesetzes mög­
lichst viele Bürgermeister mit den Belan­
gen des Zivilschutzes vertraut zu madlen. 
Da über 40'/. der Bevölkerung Baden­
Württembergs in Gemeinden mit weniger 
a ls 5000 Einwohnern leben, ist das Land 
der überzeugung, daß gerade diese Bür­
germeister einen entscheidenden Einfluß 
auf die Bevölkerung ausüben können. 
Bei durchsdJ.nittlich 30 Teilnehmern pro 
Tagung konnten insgesamt 477 Bürger­
meister informiert werden. 
Die BLSV-Landesstelle hatte die Bürger­
meister auf Fragebogen um Anregungen 
und Kritik zu diesen Tagungen gebeten. 



In dem Schloß von Halgerloch ist die staatliche 
Verwallungsschule untergebracht, in der sich 
477 Bürgermeister überZlvllsdlutz Informierten. 

Der Inhalt fast aller Stellungnahmen kann 
in der Antwort eines Bürgermeister s zu­
samme n gefaßt werden. die wörtlich lau­
tete: "Die Ausführungen von Prof. 01'. 
Bühl und Oberregierungsrat 01'. Käser 
haben mein Vorurteil und meine Meinung 
grundsätzlich im positiven Sinne korri­
giert. " 
Es hat s ich ergeben, daß alle Bürgermei­
ster die Notwendigkeit umfassender Vor­
sorgemaßnahmen bejahen und sich für 
den Schutz der Einwohner ihrer Gemein­
den verantwortlich füh len. 

RHEINLAND-PFALZ 

0 110 Tillmann t 
Am 19. Februar starb 
in der Universitäts­
klinik Freiburg an 
den F olgen eines 
schweren inneren 
Le.idens, dem sei ne 
Lebenskräfte nicht 
mehr gewachsen wa­
ren, Hauptsachge­
bietsleiter Otto Till­
mann. 
Vor mehr als zwölf 
Jahren gründete er 
mit wenigen Mitar­
bei tern in Mainz die 
L~ndesstelle Rhein­

land-Pfalz. Als ständiger Vertreter des 
Landesstellenleiters führte er in dessen 
Abwesenheit die Dienststelle und nahm 
durch viele Jahre hindurch ein großes Maß 
an V8I'antwortung auf sich. Auch in seiner 
Eigenschaft als Hauptsachgebietsleiter für 
Personalwesen war OUo Tillmann ein Vor­
bild des Fleißes und der Gewissenhaftig­
keit. Vorbehaltlos stellte er die Fülle sei ­
ner menschlichen ur, j beruflichen Erfah­
rungen den Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeitern zur Verfügung. 

Internationale Feuerbekämpfungs­
a usstellung in Londoll 
In der Zeit vom 26. bis 31. Juli W65 findet 
auf einem 6850 qm großen Gelände in 
Olympia, im Herzen Londons, eine große 
Ausstellung über Feuerbekämpfungsmittel 
und -methoden staLt. Die Ausstellung ist 
verbunden mit einer internationalen Kon­
ferenz. veranstaltet vo n den Mitgliedern 
der Federation of British Fire Organisa­
tions. Auf dieser Konrerenz werden die 
Probleme der Brandbekämpfung und die 
während der letzten Jahre gemachten 
außerordentlichen Fortschritte auf diesem 
Gebiet diskutiert. 
Die Internationale Feuerbekämpfungsaus­
stellung erstreckt sich auf das gesamte 
Gebiet der Feuerbekämpfungs- und - ver­
hütu:1gsausrüstung. Zum P rogra mm ge­
hören abe .' auch die Fachgebiete Zivil­
schutz, Erste Hilfe und Krankentransport­
dienst. 

BAYERN 

Zum 60. Gebu rtstag des Landesst ell en­
leiters Di. Wa lberer 

Am 21. März vollendete der Leiter der 
Landesstelle Bayern, Dr. Georg Wa lberer, 
sein 60. Lebensjahr. 
Zu seiner Geburtstags feier an der Lan­
dcsschule Bayern in Tutzing hatten sich 
neben se inen engsten M itarbeitern zahl­
reiche Gratulanten eingefunden, an der 
Spitze Ministeriflldirigent Dr. Herzog und 
Regierungsrat 01' . Haniel vom Bayeri­
schen Staatsministerium des tnnern . Mit 
herzlichen Worten sprach 01'. Herzog dem 
Jubilar die Anerkennung für die von ihm 
bisher geleistete Aufbaunrbeit im Selbst­
schutz aus und überbrachte Grüße des 
Ministeriums. Als Geschenk überreichte er 

einen bayerischen Löwen aus Porzel lan. 
Für die Mitarbeiter der Landesstelle gra ­
tulierte sein sUindiger Vertreter, Hans 
Scholz. für die bayer ische Helferschart 
Frau Or. Zeyss, Leiterin des HSG VII, und 
Hauptsachgebietsleiter John, Otto Spon"er 
für die Bezirksstellenleiter und Hans Ritt­
weiler für den Bezirkspersonalrat. 
Wenige Tage nach dieser Feier kam es 
noch zu einer ga nz besonderen Ehrung 
d es Landesstellenleiters. Kommerzi a lrat 
Rotter aus Wien teilte 01'. Walberer in 
einer Feierstunde an der Landesschule 
offiziell mit, daß die "Osterreichisd1e Ge­
sellschaft vom silberne n Kreuz" in Wür­
digung seiner Verdienste um de n Zivil­
schutzgedanken ihm einst immig die Eh­
renmitgliedschaft verliehen habe, und 
überbrad1te dazu die Verleihungs- und 
Ehrenurkunde. 

Lehrgänge der Bundesschule des BLSV in Waldbröl 

Fachlehrgang Zugführer II 
vom 1. bis 4. Juni 

Teilnehmer: Führer von Selbstschutzzügen 
Zweck: Fachausbildung im ABC-Schutz 
und in der Führung des Selbstschutzzuges 
Voraussetzung: Fachlehrgang Zugführer I 

Sonde rlehrgang Bundeswehr (B) 
v om 1. bis 4 . Juni 

Teilnehmer: Standortkommandanten sowie 
Oicnststellenlei tel', Selbstsd1u tzoffiziere 
und Beauftl'agte von T.'uppenteilen und 
Dienststellen der Bundeswehr 
Zweck: Einweisun g in die Aufgaben und 
Zuständigkeiten des Selbstschutzes der 
Bundeswehr im Zusammenwirken mit den 
Organen des Zivilsd1utzes und des Selbst­
schutzes im Luftschutzort. 
Voraussetzung: Kommandierung bzw. 
Abordnung durch das zuständige WBl< 

A b schlußIehrgan g T e il 11 
v om 9. bis 16. Juni 

Teilnehmer: BLSV-Helfer, die die L ehr­
befähigung erwerben wollen 
Zweck: Erwerb der Lchl'befähigung 
Voraussetzung: Erfolgreich abgeschlossener 
Abschlußlehrgang Teil I 

Sonde r tagung 
v on 9. bi s 11, Juni 

Die Tagung wird zeitgerecht ausgesd1rieben 

Faehlehrgang ReUungshunde prüfung 
vom 14. b is 16. Juni 

(Außen lehrgang der Bundesschul e in der 
Landesschule Bayern in Tutzing) 
Teilnehmer: Hundeführer mit Hunden der 
Landesstelle Bayern. die die Prüfung für 
Rettungshunde ablegen so llen, und Aus­
bildungshelfer 
Zweck: Abnahme der Prüfung 

A b schlußlehrgang Teilt 
vom 22. bis 25. Juni 

Teilnehmer: BLSV-H elfcr, di~ die Lehr­
befähigung e rwerben wollen 
Zweck: Vorbereitung auf den Teil lIdes 
Abschlußlehrgangs 
Voraussetzung: Fachlehrgänge ABC­
Schutz I und Selbstschutzführun g I, e rfolg­
reich abgeschlossener Aufbaulehrgang 
und Fachlehrgang ABC-Schutz 11 

Fachlehrgang R e ttung 111 
vom 22. bis 25. Juni 

TeHnehmer: BLSV-Helfer mit beruflich 
erworbenen technischen Fachkenntnissen 

auf d em Gebiet der Rettung, die als LS­
Lehrer für Rettung vorgesehen sind 
Zweck: Nachweis der Befähigung als LS­
Lehre r für Rettung 

F:lchle h rgang ABC- Schutz n 
vom 22. bis 25. Juni 

(Auße n lehrgang der Bundessd1ule, Ort 
wird noch bekanntgegeben) 
TeHnehmer: Luftschutzlehrer, leitende 
Ausbildungskräfte, Sachbearbeiter 111 und 
Hauptsad1gebietsleiter. T ei labschn i ttsstel­
len leiter. Abschnitts- und Bereichsstellen­
lei ter, Ortsstellenleiter aus Orten über 
30000 Einwohner, Bezirksstellenleiter ,A us­
bilder, die sich auf den Abschlußlehrgang 
Teil I vorbereiten bzw. im Abschlußlehr­
gang erneut die Auflage zum Besud1 die­
ses Lehrgangs erhalten haben-
Zweck: Verti e fung der Kenntnisse auf dem 
Gebiet ABC-Schutz 
Voraussetzung: Aufbau lehrgang (Ausbil­
dungskräfte), Fachlehrgänge (Führungs­
kräfte) 

Fachlehrgang Zugführer 11 
vom 29. Juni bi s 2. Juli 
Teilnehmer: Führer von Selbstschutzzügen 
Zweck: Fachausbildung im ABC-Sd1Ulz 
und in der Führung des Selbstschutzzuges 
Vor(lt!ssetzung: Fachlehrgang Zugführer I 

Fachlehrga n g Brandschutz III 
vo m 29. Juni bis 2. Juli 
Tei'nehmer: BLSV-!Ielfer mit beruflicllen 
Fachkenntnissen auf dem Gebiet des 
Brandschutzes, die als LS-Lehrer für 
Brandschutz vorgesehen sind 
Zweck: Nacllweis der Befähigung als 
LS-Lehrer für Brandschutz 

Fachle hrga n g Rettungshundeprüfung 
vom 29. Juni b is 2. Juli 
(Außenlehrgang der Bundesschule in der 
Landesschule Sd1leswig-Holstein, Asche­
berg) 
Teilnehmer: Hundeführer mit Hunden der 
Landesstelle Sch leswig-Holstein. die die 
Prüfung für Rettungshunde ablegen sollen, 
und Ausbildungshelfer 
Zweck: Abnahme der Prüfung 

Fachlehrgang R ettungshundeprüfung 
vom 28. Juni bis 2. Juli 
(Außenlehrgang der Bundesschule in der 
Landesschule Bayern in Tutzing) 
Teilnehmer: Hundeführer mit Hunden der 
Landesstelle Bayern, die die Prüfung für 
Rettungshunde ablegen so llen, und Aus­
bildungshelfer 
Zweck: Abnahme der Prüfung 

III 



I 
Ick In eine unterirdische Yerkehrsanlage, die in Verbindung mit 
luten tOr den Zivilschutz. errichtet wird . Haus- und Betrlebs­
hulzbauten können Jedoch durch solche Anlagen allein nicht 
setzt werden ; sie .Ind nur Tell eines Sc:hutzba uprogramml. 

aser Patient lIegl unter einer neuartigen Wegwertdecke, die 
5 einer VliesstoffhOlie mit einer SpezlaltOllung besteht. Ist die 
iltere Benutzung der Decke unhygienisch geworden, wird sie 
rbrannt. übrig bleiben nur fünf Gramm Asche. 

Oben : Oie Arbeit der Rettungshelfer, d ie oft an schwer zugänglichen Stellen tätig werden . 
wird durch die Kopf-Handleuchte erleichtert. Oie Batterie wird sm leibgurt getragen. Unten : 
Nach wie vor Isl die EInstellsprUze, deren Handhabung hier von einem BlSV-Ausbllder 
erklärt wird, ein brauchbares Löschgerät zur Bekämpfung von Enlslehungsbränden. 


